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Freitag den 11. Juni 


. 


Heute wird Nr. 46 des Beiblattes der Breslauer 


Inland. 

Berlin, 10. Jul. Se. Maietät der König das | 
den Allergnädigſt gerubt, den bisherigen außerordentli⸗ 
en Ptofeſſor Dr. Höfer zu Greifswald zum ordent⸗ 
chen Peofeffor in der philoſophiſchen Fakultät der dor⸗ 

en Univerſität zu ernennen. 

Se. königliche Hoheit der Großherzog von 
Mecklenburg Schwerin iſt, von Schwerin kom⸗ 
mend, auf Sansſouci eingetroffen. — Der Graf und 
ie Gräfin von Stargard find, von Neu⸗Strelitz 

mend, nach Marienbad hier durchgereiſt. 

Das 22ſte Stück der Geſetz-Sanmlung, welches 

te ausgegeben wird, enthält unter Nr. 2846 den 

andels⸗ und Schifffahrts⸗Vertrag zwiſchen den Staa: 
ten des deutſchen Zoll⸗ und Handels ⸗Vereins einerſeits 
und dem Königreiche beider Sieilien andererſeits, ge⸗ 
Nbloffen zu Neapel den 27. Januar und ratifizirt den 
12. Mat d. J.; Nr. 2847, die Allerhöchſte Kabinets⸗ 
Ordre vom 14. Mat d. J., bezüglich auf die durch den 
Alerböchſten Erlaß vom 4. April d. J. ausgeſprochene 
interimiſtiſche Uebertragung der Führung der den Herr⸗ 
Ichaften Cappelberg und Scheda auf dem weſtfäliſchen 


Landtage deigelegten Virilſtimme an den Grafen Lud⸗ 


wig von Kielmannsegge; Nr. 2848, die Allerhöchſte 
Deklaration der Verordnung vom 8. Jun 1835, be; 
Weffend die Einrichtung des königliche Kredit ⸗Inſtituts 
für Schleſien d. d. den 17. Mai d. J.; und Mr. 
9, die Allerhöchſte Beſtätigungs⸗Urkunde von dem⸗ 
leben Tage, wegen Vermehrung des Anlage: Kapitals 
im Prinz Wilhelm Eiſendahn⸗ Geſelſchaft durch Aus: 
ine von 3250 Stück Prioritäts > Obligatignen ‘ von 
u Replies nebft dem dazu gehörigen Statuten⸗Nach⸗ 
„Ab gereiſt: Se. Excellenz der außerbrdentliche Ge: 
fandıe und bevollmächtigte Minifter am königlich würt⸗ 
andergiſchen Hofe, General⸗Lieutenant v. Thun, nach 
Snalſund. 
Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
brut: dem Kapellmeiſter Taudert bhierſelbſt 
Anlegung des von des Herzogs von Sach⸗ 
fe: Koburg⸗Gotba Hoheit ihm verliehenen Verdienſt⸗ 
dra zum Erneſtiniſchen Haus⸗Orden; ſo wie dem 
Fieuermann Strempel zu Neuſalz im Reg.⸗Bezirk 
ant, die Anlegung der von dem Senate der freien 
— 5 Hamburg ihm verliehenen, zur Erinnerung an 
Brand im Mai 1842 geſtifteten Medaille zu ge: 


* Nr. 22 der Geſetz⸗Sammlung enthält den zwi⸗ 
Yen den Staaten des deutſchen Zoll⸗ und Handels⸗ 
s einer⸗ und dem Königreiche beider Sicilien an⸗ 

am ſeits zu Neapel am 27. Januar geſchloſſenen und 


12, Mai d. J. ratifizirten andels⸗ und 
Tögel ene in 24. Tauben Ferner 
Allerhöchſte Deklaration der Verordnung vom 8. 


ed 1835, betreffend die Einrichtung des königlichen 
J dite Inſtituts für Schleſien, vom 17. Mai d. 
lauen die Staatsminiſter Rother und Ühden, dahin 
utend: 
n Beförderung der Wirkſamkeit des durch die Ver⸗ 
ung vom 8. Juni 1835 errichteten Kredit⸗Inſtituts 
de Schleſten, will Ich daſſelbe, auf Ihren ver 1) von 
Befolgung der in den $8 3, Nr. 1, 14, 16 und 18 
welctlegirten Verordnung enthaltenen Vorſchriften, nach 
oder m die Pfandbriefe B. entweder zur erſten Sıelle, 
auf mittelbar. hinter den landſchaftlichen Pfandbriefen 
mnſoſern verpfändeten Gute eingetragen werden ſollen, 
ſein ſoll ebinden, daß das Kredit⸗Inſtitut ermächtigt 
N Pfandbriefe Laut. u. auch hinter 


„ ausdahmsweiſe h 
Private Bapotnek zu bewilligen, wenn ſolche nicht 
au Löſchung gebracht werden kann. In Fällen 
den ihrurt muß aber dem Kredit⸗Inſtitute vollftändige 
die m N allein zu beſtimmende Sicherheit beſtellt werden, 
Juen — den Betrag des Kapitals, der laufenden 
und — ſofern nicht die Berichtigung der Zinſen 


* 


Zeitung „Schleſiſche Chronik ausgegeben. 


bis zu einem ſpäteren Zeitpunkte nachgewieſen iſt — vier⸗ 
jähriger rückſtändiger Zinſen jener Poſt decken ſoll. Die 
Hypotheken⸗Behörden ſollen nicht befugt ſein, Anträge 
auf Eintragung bewilligter Pfandbriefe Litt. B. um des⸗ 
willen abzulehnen, weil denſelben nicht ſofort die erſte 
Stelle oder die Stelle unmittelbar hinter den landſchaft⸗ 
lichen Pfandbriefen im Hypothekenbuche verſchafft werden 
kann. Ferner will Ich: 2) die Vorſchriften der 88 26, 
61 und 62 der Verordnung, nach welchen in den darin 
bezeichneten Fällen die Mitunterſchrift des Vorſitzenden 
und des Syndikus ausdrücklich erfordert wird, dahin de⸗ 
klariren, daß, bei eintretender perſönlicher Verhinderung, 
der Vorſitzende durch das älteſte Mitglied des Kollegiums, 
der Syndikus aber durch ein, von dem Vorſitzenden zu 
ernennendes anderes Mitglied deſſelben vertreten werden 
kann. Endlich, 3) genehmige Ich, daß das Kredit⸗Inſti⸗ 
tut in jedem ſchleſiſchen Ober⸗Landesgerichts⸗Bezirk rich: 
terliche Beamte, welche Mitglieder eines Ober⸗Landesge⸗ 
richts, oder zur Mitgliedſchaft bei einem ſolchen geſetzlich 
qualifizirt find, dauernd beauftrage, daſſelbe in allen ſei⸗ 
nen, bei Gerichts⸗ und anderen Behörden des Departe⸗ 
ments zu betreibenden Angelegenheiten, insbeſondere bei 
den Hypotheken⸗Behörden in den Fällen der §8 21 bis 25 
der Verordnung, zu vertreten oder einzelnen Mitgliedern 
des Kredit⸗Inſtituts bei ihren Amts⸗Verrichtungen recht⸗ 
lich zu aſſiſtiren. Dieſe richterlichen Beamten ſollen als 
geſetzliche Organe und Kommiſſarien des Kredit⸗Inſtituts 
angeſehen werden, und bedürfen als ſolche, den Behörden 
und dritten Perſonen gegenüber, zu Erklärungen jeder 
Art, desgleichen zu Requiſitionen und zu Beſcheidungen 
an Privat⸗Perſonen keiner beſonderen Autoriſation. Zus 
gleich lege Ich dieſen rechtskundigen Kommiſſarien und 
Aſſiſtenten des Kredit⸗Inſtituts die Befugniß bei: gericht⸗ 
liche Akte jeder Art, welche zum Zweck der Bewilligung 
oder Eintragung von Pfandbriefen B. erforderlich ſind 
oder beantragt werden, mit gerichtlichem Glauben aufzu⸗ 
nehmen und auszufertigen. Dieſelben haben ſich dabei 
der Bezeichnung: Juſtitiarius des Kredit⸗Inſtituts für 

Schleſien, und eines Amtsſiegels zu bedienen, und die für 
dergleichen Akte anzuſetzenden Gebühren und Auslagen 
ua der Gebühren-Zare für Obergerichte vom 23. Auguſt 
1815 zu liquidiren, damit der Betrag demnächſt durch das 
Kredit⸗Inſtitut für ſie eingezogen und an ſie gezahlt 
werde.“ N 

Endlich die Allerhöchſte Beſtätigungs⸗Urkunde vom 
17. Mai d. J wegen Vermehrung des Anlage⸗Kapitals 
det Prinz Wilhelms (Steele⸗Vohwinkel) Eiſen⸗ 
0 — 13300, Rtl., um die Summe von 
325,600 Rtl. durch Ausgabe von 3250 Stück Priori⸗ 
täts⸗Obligationen zu 100 Rtl., die mit 5% jährlich 
verzinſt und vom Jahre 1850 ab mit / % des auf: 
genommenen Kapitals amortiſirt werden. 

* X* Berlin, 9. Juni. Eine eben erſchienene 
Veröffentlichung aus dem Unterrichtsminiſterium giebt 
auch eine vergleichende Ueberſicht des Status der Ge⸗ 
lehrten⸗Schulen in Schleſien in den Jahren 1844 und 
1846. In dem erſteren Jahre befanden ſich auf den 
evangelifchen Schulen 2119, auf den katholiſchen 2531 
Schüler, macht zuſammen 5250; im Jahre 1845 bes 
fanden ſich auf den erſteren 2849, auf den letzteren 
2462, macht zuſammen 5311. Im Jahre 1844 mel⸗ 
deten ſich 250 Abiturienten, darunter 128 katholiſche 
und von dieſer Zahl wurden 211 reif befunden (39 
fielen durch), im Jahre 1845 meldeten ſich 276 Abi⸗ 
türienten, wurden 229 reif befunden und fielen 26 durch. 
Lehrer hatten die 13 evangeliſchen Anſtalten im Jahre 
1846: 173 und die 8 katholiſchen 102, zuſammen 275. 
Darunter 9 evangeliſche und 8 katholiſche Ortsgeiſtliche 
für den Militärunterricht. — Der Raubmörder Hanne: 
mann, welcher bekanntlich zum Tode verurtheilt war, 
iſt begnadigt worden und zwar mit lebenslänglichem 
Gefängniß. Bekanntlich hat er mit ſeinem Mordan⸗ 
ſchlag nicht fein Ziel erreicht, und fein, Opfer iſt mit 
Einbuße eines Auges davongekommen. Ueberhaupt 
vernimmt man, daß in der Hinrichtungsweiſe eine Aen⸗ 
derung eintreten und ſtatt des Beils, das Fallbeil, wie 
es bereits früher von einigen Provinzial⸗Landtagen bes 
antragt war, in Anwendung kommen ſoll. — Unfer Pu: 
bliciſt bringt uns heute eine ſehr intereſſante und er⸗ 
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fenbahnen am zweck⸗ 


freuliche Nachricht. Bekanntlich ſind über die polizeiliche 
Gewalt über Perſonen und die Haft undeſcholtener Pers 
ſonen ſchon vielfältig Klagen laut geworden. Es wurde 
daher auch früher eine Friſt von 48, ſpäter von 24 
Stunden feſtgeſtellt, in der jeder Verhaftete inquirirt 
ſein ſollte, indeß alle dieſe Beſtimmungen waren ihrem 
Zwecke nicht entſprechend. Jetzt enthält nun der Pu⸗ 
bliciſt Folgendes: „Der Staatsanwalt bei dem Krimis 
nalgericht, Hr. v. Kirchmann, in Anerkenntniß feines 
doppelten wichtigen Berufes: nicht nur die Schuld zu 
verfolgen, ſondern auch die Unſchuld zu ſchützen, und be⸗ 
ſorgt, daß die perſönliche Freiheit ferner ſo wenig 
als möglich beeinträchtigt werde, hat nun angeord⸗ 
net, daß alle eines Verbrechens wegen durch Polizeibe⸗ 
amte einſeitig verhaftete undeſcholtene Perſonen, ohne 
Rückſicht auf die Natur der Anſchuldigung, wenn fie 
hier im Orte eine eigene Haus haltung führen, oder ein 
beſtimmtes Urbeitss oder Dienſtunterkommen haben, 
mithin der Flucht nicht verdächtig ſind und wenn nicht 
ein befonderes ſchweres Verbrechen vorliegt, ſogleich und 
vor Einleitung irgend eines weiteren Verfahrens wieder 
auf freien Fuß geſtellt und ihrer bürgerlichen Beſchäf⸗ 
tigung zurückgegeden werden ſollen.“ Wir begrüßen biefe 
Anordnung als eine der folgenreichſten für die perſön⸗ 
liche Freiheit und wir glauben Grund zu der Hoffnung 
zu ‚haben, daß derſelden noch weitere Maßtegeln folgen 
werden, um den möglichen Fehigriffen und Willkürlich⸗ 
keiten der einzelnen Polizeibeamten, entſpringend aus 
mangelnder Rechtskenntniß, aus irrigen Anfichten und 
vorgefaßten Meinungen, zu begegnen und dadurch in 
geſetzmäßiger Weiſe die ſehr bedenkliche Gewalt zu pas 
ralyſiren, celche ganz allein in die Hand jener Beam⸗ 
ten gelegt it, die Gewalt nämlich, „jeden Bürger 
im Staate verhaften zu können.“ — Vorgeſtern 
begannen vor einer beſonders dazu ernannten Deputa⸗ 
tation des Ober ⸗-Appelat onsſenats des königl. Kammer⸗ 
gerichts unter dem Vorſitze des Kammerger.⸗Raths Wol⸗ 
te mas die mündlichen Verhandlungen zweiter Inſtanz in 
der Tumultſache. Der erſte Angeklagte war ein Schmie⸗ 
delehriing, der in erſter Inſtanz zu 6 Wochen Haft und 
15 Hieden verurtheilt: worden war. Der Referendar 
Stieder vertheidigte den Angeklagten und trug auf Weg⸗ 
fall der körperlichen Züchtigung an, der Staatsanwalt 
trat dieſem Antrag bei und das Urtheil fiel dieſem An⸗ 
trage gemäß aus. — In der vorigen Woche ſollen zur 
Stadtvotgtet 265 Gefangene, darunter 26 Kriminal- 
149 polizeiliche und 90 Strafgefangene gebracht und 
244 (zum Theil) nach Strafanſtalten entlaſſen worden; 
146 wurden auf freien Fuß geſetzt. 


Tilſit, 5. Juni. Die Mittheilung, daß ein Lands 
tags⸗Deputirter aus Königsberg ſeine eventuelle Zurück⸗ 
berufung beantragt babe, hat auch unſern Radikalen 
nicht gefallen. Es wäte übrigens wünſchenswerth zu 
erfadren, od auch in andern Orten die Verwahrungs⸗ 
Erklärung ibrer Deputirten don den Kreisſtänden und 
Stadtverordneten gerechtfertigt gefunden wird. Der jetzt 
bier dertſchende Ton berechtigt zu den ſchönſten Hoff⸗ 
nungen, daß die hier immer beſtandene geringere Partel 
der Radikalen von ihren Verirrungen zurückkommen wird 
und um deshalb ſchon wird der allgemeine Landtag 
fegensreiche Früchte dringen. Indeſſen deſchäftigt uns 
der Landtag jetzt weniger als die Noth, an welche wir 
jeden Augenblick durch die täglich ſich vermehrende Zahl 
der Bettler (meiſteng Kinder) erinnert werden. So ſehr 
auch aus öffentlichen und Prinatmitteln derſelben ent⸗ 
gegen geſteuert wird, zeigt fie ſich doch täglich größer, 
weil ſeither ein ſehr großer Theil der ärmeren Klaſſe 
krank gelegen. Jetzt ſchleppen ſich die Halbgeneſenen 
in den Straßen umher. Bei einem neulich im Dorfe 
Powilken ſtattgefundenen Brande eines Wohnhauses, ik 


eine alte Frau ums Leden gekommen. Kurze Zeit zus 
vor war der in jenem Hauſe einwohnende Nachtwächter 
Henſel erſchoſſen, ohne daß man bis jetzt hat ermitteln 
können, od er ein Opfer der Unvorſichtigkeit oder der 
Bosheit geworden. Eben fo wenig iſt die Entſtehungs⸗ 
art des Feuers zu ermitteln geweſen. Vor einigen Ta⸗ 
gen wurde der gefährlichſte Verbrecher der Umgegend, 
ein gewiſſer Thomaßautzki hier hergebracht und dem Ge⸗ 
richte überliefert. Er iſt lange Zeit von der Polizei ver⸗ 
folgt, feine Kühnheit aber mußte doch der Energie der 
letzteren unterliegen. Da bedeutende Verbrechen vorlie: 
gen, er auch mehretemale aus den Gefängniſſen ent 
ſprungen fehn fell, fo erwartet feiner gewiß eine lange 
Haft. 3 (Zeit. f. Preußen.) 
Deut ſchla n d. 

Mainz, 6. Juni. Der groß herzoglich heffiſche 
Kreisrath des Stadikreiſes Mainz, Hr. Fehr. v. Dal 
wigk, hat den Gefhäfisführen der hieſigen katho⸗ 
liſchen Diſſidenten, im Auftrage hochpreislichen 
Miniſteriums des Innern und der Juſliz, unterm 27. 
Mai einen Erlaß zugehen laſſen, wonach denfeiben die 
Uebung eines Privatgottesdienſtes, nach den von ihnen 
bekannten Grundſätzen, geſtattet iſt, jedoch unter folgen: 
den näheren Bedingungen: 1) Zur Annahme des Geiſt⸗ 
lichen für den ſtändig oder zeitweife abzuhaltenden Got: 
tesdienſt bedarf es der Genehmigung des großh. Mini⸗ 
Adee des Innern und der Juſtiz, womit jedoch die 

nerkennung der Diſſidenten als einer geduldeten Secte 
dermalen nicht ausgeſprochen ſein ſol. 2) Die Abhal⸗ 
tung eines Gottesdienſtes durch herumzjehende Geiſtliche 
if, den Fall ausgenommen, daß ein Beiftlicher Behufs 
feiner Annahme von Seiten der Diſſidenten zuvor eine 
Probepredigt halten. ſell und will, unterſagt. 3) Durch 
ausländiſche Geiſtilche, welche nicht unter die Kategorie 
herumreiſender Geiſtlichen fallen, darf nur mit ſpezteller 
kreiscäthlicher Erlaubniß ein Gottesdienſt abgehalten wer: 
den. 4) Die Abhaltung des Gottesdienstes iſt nur in 
dem, von den Diſſidenten dazu beftimmmten Gebäude — 
demnach nicht im Freien (wohin auch umſchloſſene Räume 
gehören) geſtattet, und eben fo unſtatthaſt find öffent: 
liche Aufzüge oder Feierlichkeiten aus jenem Anlaſſe. 5) 
zun den mit höchſter Genehmigung angenommenen 

eiſtlichen dürfen nicht nur die Taufen, Konfirmation⸗ 
nen und Begräbniffe, ſondern auch die Trauungen der 
Diſſidenten vorgenommen werden. Letztere haben aber 
ein Zeugniß über. diefe Trauung, wie auch über die 
von ihrem Geiſtlichen vorgenommene Taufe dem evan⸗ 
geliſchen Geiſtlichen vorzulegen, damit dieſer in den 
Stand geſetzt werde, hiernach jene Taufen und Trau⸗ 
ungen in das evangeliſche Kicchenduch einzutragen, 6) 
Ueber die dem fraglichen Vereine angehörigen Perſonen 
iſt ein vollſtändiges Verzeichniß hierorts vorzulegen. 7) 
Die Diſüdenten haben ihrem * Geiſtlichen von 
ihrem Austritte aus dem Kirchenverbande, in welchem 
ſie geſtanden, Anzeige zu machen. (Manz. Ztg.) 


- Oeſterrei ch. 

SS Peſth, 6. Juni. Nach eden bier angekom⸗ 
menen Briefen aus der Feſtungsſtadt Großwardein 
haben dort bedauetliche Theuerungsunruhen ſtattgefun⸗ 
den. Namentlich richtete ſich die Wuth der Menge ge⸗ 
gen die Juden, und die jüdiſche Synagoge mußte mit 
einer ſtarken Militärwache deſitzt werden. Es iſt jetzt 
gerade Markt in Großwardein. Die Handelsleute wa⸗ 
gen es aber nicht, ihre Läden zu öffnen. Der Korn⸗ 
wucher in mancher Gegenden Dberungarns iſt wirklich 
unerhört und es werden die Getreidepreiſe nicht ſelten 
auf einmal um 5 — 10 Gulden per Metzen hinaufge⸗ 
trieben. — Das „ Peſti Hiclap“ erzählt als Beiſpiel, 
wie das Eigenthumsrecht der Autoren in Oeſterreich un: 
geſchützt ſei, daß ein ungariſcher Komponiſt der Treich⸗ 
lingerſchen Kunſthandlung in Wien eine Arbeit zum 


Druck überfendet, dieſe aber mit Weglaſſung des Na⸗ 


mens des Autors für eigene Rechnung die Kunſtarbeit 
herausgegeben babe, ohne daß es dem Autor möglich 
geworden, auf gerichtlichem Wege zu feines Rechte zu 


gelangen. Dogleich wir die Authenticität des Peſti Hic⸗ 


lap nicht bezweifeln möchten, fo ſcheint doch die Sache 
nicht ganz richtig zu fein. Ihr Wiener Korreſpondent 
dürfte wohl im Stande fein, darüber Näheres mitzu⸗ 
theilen. — Die Intendanz des ungariſchen National: 
Theaters hat auf die geeignete magnariſche Uebersetzung 
des „Don Carlos“ und der „Maria Stuart“ von 
Schiller bedeutende Preiſe geſetzt, wir glauben aber nicht, 
daß namentlich das erſtere Stück, der vellſte Erguß der 
Schilerſchen Deutſchheit, ohne weſentliche Gedanken⸗ 
verſtümmelung in die engen magparifhen Formen ge⸗ 
preßt werden könne. 

Nachſchrift. Wiitere Nachrichten aus Großwar⸗ 
dein melden, daß die dortige Judenſchaft, welche, wie 
dies in Ungarn noch häufig der Fall iſt, eine Autono⸗ 
mie befigt, um den Verdacht des Kornwuchers von ſich 
abzuwälzen, nicht nur alle Branntweinbrenneneien ein: 
ſtellen ließ, ſondern auch die Weranftaltung getroffen, 
daß von ihrer Seite wöchentlich 200 Metzen Kukurutz 
unter dem Marktpreiſe verkauft würden, um fo die un: 


gebeuern Fluchtpreiſe — Weizen 35 Gulden, Kukurutz 


23 Gulden der Metzen — berabzudrüden. 85 Folge 
deſſen iſt der Kukuruz um 5 Gulden per Metzen ge: 
talen. Der Wiergefpan belobte die Judenſchaſt daft 


nicht in den 
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und forderte auch die Stadtbehörde zu ähnlicher Veran⸗ 
ſtaltung auf, was aber unterblieben iſt. Die Aufge⸗ 
regtheit der Menge läßt noch immer Schlimmes befürch⸗ 
ten und alle öffentlichen Gebäude ſind mit ſtarken Pa⸗ 
lizeiwachen beſetzt. Die eigentlichen Kornwucherer in 
Großwardein follen wi uicht unter den Juden, ſon⸗ 
dern unter den reichen Guts beſitz en fein, welche drei⸗ 
und mehrjährige Frucht ert liegen haben und 


ſie nur zu den en geben wollen. Hier 
in Peſth ſind die G e in Folge der erwünſch⸗ 
ten Regen etwas gewichen. 


Großbritannien. 

London, 3. Juni. Die Times, welche man uns 
zweifelhaft als das Organ des Minifteriums, wenn 
a Angelegenheiten überhaupt, 
doch in der portugleſtſchen Frage anzuſehen hat, erklä⸗ 
ren heute ohne Umſchweife, daß die Furcht vor einer 
franzöſiſch⸗ſpaniſchen Inter tention die Polis 
tik der britiſchen Regierung geleitet habe. Sie geben 
zu, daß Niemand eine ſolche Einmiſchung in den inne ⸗ 
ren Angelegenheiten eines fremden Landes für wün⸗ 
ſchenswerth halte, daß ſie häufig denjenigen, welchen 
man dadurch helfen wolle, Schaden bringe und jeden⸗ 
falls den Intervenienten felbft, wenn fie es ehrlich mei⸗ 
nen, nur Verlegenheiten bringen könne. Indeß wollen 
die Times als eine Ausnahme von der Regel der Nicht: 
Intervention den Fall ſtatuirt wiſſen, wo die beharr⸗ 
liche Weigerung zu handeln den Intervenienten ſelbſt 
und dem allgemeinen Intereſſe größere Nachtheile drohe, 
als aus der Einmiſchung möglicherweiſe hätten hervor⸗ 
gehen können. Ein ſolcher Fal aber, meinen die Ti⸗ 
mes, liege hier vor. Die britiſche Regierung habe an 
dem Principe der Nichts Intervention in Portugal fo 
lange feſtgehalten, als es möglich war, ohne die wich⸗ 
tigſten Intereſſen Englands auf der Halbinſel zu ge⸗ 
fährden, und ſei von demſelben erſt abgewichen, als die 
drohende Gefahr zu der Ausnahme berechtigte und die 
Königin von Portugal ſich zu Bedingungen bequemte, 
welche für ihre Gegner billig und annehmbar waren. 
„Es fehlte“, fügen die Times hinzu, nicht an „Anerbie⸗ 
tungen und Gelegenheiten, welche, wenn der Liſſaboner 
0 ſie eben ſo bereitwillig ergriffen hätte, wie 
ie von den Geſandten Frankreich und Spanien 
zu ſeiner Dispoſition geſtellt wurden, auf geradem 
Wege zu einer Jutervention von einem fehr 
verſchiedenen Charakter geführt haben würden. 
Hätte unſer Geſchwader den Tajo verlaſſen, ſo würde 
der Ankerplatz, auf dem ein »engliſches Kriegsſchiff fo 
viele Jahre gelegen hat, unvetzüglich von den Schiſ⸗ 
fen des Prinzen von Joinville eingenommen 
worden ſein, ein ſpaniſches Heer würde unter fran⸗ 
zöſiſchen Auſpicien die Gränze überſchritten haben, 
dieſe gefährlichen Bundesgenoſſen hätten die Anſprüche 
der liberalen Partei in Portugal pernichtet, und jenes 
Königreich würde ſich ohn Wees von feinem „ges 
treueſten Verbündeten verlaſſen und dem gewaltſamen 
Eindringen ſeiner gefährlichſten Nachbarn preisgegeben 
geſehen haben. Einen hae Zuſtand der Dinge 
würde das britiſche Volk mit um ſo weniger Geduld 
ertragen, auch würde derſelbe viel weniger der Würde 
der Krone und den Intereſſen des Landes entſprochen 
haben, als eine auf dem Principe der Ausföhnung ba⸗ 


— — 


ſitte Intervention, welche beiden Parteien gleichmäßige 


Sicherheit darbietet und ſelbſt den Inſurgenten perſön⸗ 


liche Strafloſigkeit und die politiſchen Rechte, für welche 


ſie den Kampf unternommen haben, bewahrt.“ 

Nach einer Mittheilung aus Rom vom 27. v. M. 
waren Dr. a Mar Daniel O'Connell mit dem in 
einer ſilbernen Urne verſchloſſenen Herzen A 
dort angekommen. Daſſelbe üft einſtwellen in der St. 
Agatha⸗Kirche, in welcher das iriſche Collegium mini⸗ 
ſtrirt, niedergelegt worden. 


Franke ich. 


* Paris, 6. Junl. 1 geſtrige Sitzung der 
Deputirtenkammer ging zu 

gierde wegen der Bewilligu 0 
mieux erfüllt wurde. Am Schluß der Sitzung kündigte 
endlich der Präſident an, daß Herr 
ſchloſſen, die Frage auf den 
bringen. Mit 
auf dem alten a i 
iſt auch weiter nichts geſchehen, indeß will man ſich aus 
den heute mitgetheilten ausführlichen Verhandlungen 
herausleſen, daß wahtſtheinlich die Erlaubniß, Herr 
von Girardin vor die Barre des 1 zu ziehen, 
nicht ertheilt wird. Die Miniſter ſollen beſchloſſen haben, 
daß der 
dern nur Urlaub 


erhalten könne. — Das Getreide wird 


immer wohlfeiler, die Ernte rückt näher. Junge Ge⸗ 
müſe ſind im Ueberfluß auf den Märkten da Alles vor⸗ 
trefflich 1 .Der Gegenſtand des Tages iſt 1182 

vi on 


ein 8 e Nachforſchung nach dem Sohne des 1 
Et 68, Gr. v. Montemolin, welchen man in Paris 
vermuthet. Wohl 40 Polizeibeamte haben heute alle 
legitimiſten Paläſte des Faubourg St. 

und alle geheimſten A el ohne etwas ge⸗ 
funden zu haben 


wurde, — Aus Spanien erfährt man 
er nichts S es über die Exp 5 


d e e , . 


nde, ohne daß die Neu⸗ 
der Frage des Herrn Cre⸗ 


Cremieux ſich ent⸗ 
ontag zur Sprache zu 


errn Despans Cubisres ſteht noch Alles 
Rec In Sache des Hrn. E. Girardin 


errn E. 


arſchall Bugeaud nicht entlaſſen werden, ſon⸗ 


Germain beſucht 


die Hausſuchung dauerte wohl 4 
Stunden, worauf das 2 mit Eilboten nach 
Neuilly gemeldet 


8. 
mehr die Rede, dagegen ſprach man viel von Theuerung 
— in Granada, die aber bereits gedämpft waren. 


ch wei z. 5 

Luzern, 4. Inni. Die katholiſch: Zeitung ur 
tigt die Angabe der Simplon⸗Zeitung, daß Graf Roſſ 
in Rom umfonft fi bemühe, die Zurückberufung der 
Jeſuiten aus der Schweiz vom heiligen Stuhle zu er⸗ 


wirken. Nachdem die katholiſche See 


einem 
und 


Seine 
erregen als an der 


(8. J0 
Italien. g 

Nom, 27. Mai. Der Aufruf Pius IX. vom 24. 
Auguſt v. J. an feine Unterthanen, die in dem 8 
waren, durch Rath und That für die in dleſem Lande 
bisher fo ſehr vernachläſſigt geweſene Erziehung der > 
gend der mittlern und unterſten Volksklaſſen mitzuwir' 
ken, dat überall außerordentliche Wirkungen hervothe“ 
bracht. In den meiſten Städten ſind ſeitdem Hand“ 
werkerſchulen durch freiwillige Beiträge geſtiftet worden. 
Die Gründer derſelben, faſt nur Laien, wollten nun 
ader auch dafür Rechte an ihrer Schöpfung haben, wo 
durch natüclich eine Colkifion mit der Dierardie u 
meidli war. Außerdem fürchtet die Regierung, d 
unter den dermaligen Umſtänden kommuniſtiſche 
flüſſe in den neu geſtifteten Anſtalten ſich geltend ma⸗ 
chen könnten. Dieſe Angelegenheit hat folgendes 
24. Mai datirte Rundſchreiben des Präfekten des un 
tereicptömefeng, Cardinal Mezjofanti, an die Legaten und 
Delegaten veranlaßt: „Es if eine eben fo anerk 
als überall erprobte Waprheit, daß den Hang zu Bir 
brechen nichts mehr ſchwächt oder doch die Zahl derfel 
ben mehr nerringert als die. verhältnigmäßige 
allgemeinerung eines civilen und religiöfen U 
richts, insdeſondere in den unterſten Volks ⸗Kl 
Se. Heiligkeit unſer Herr wendete dieſem 
wichtigen Gegenſtande von Anbeginn ſeines 
reichen Pontifikats ſeine väterliche Sorge zu. 
Papſt hat als unumgänglich nöthig erkannt, daß ’ 
die Ersiehung jener armen Kinder gedacht werden mil 
die, ſich ſeldſt überlaſſen, nur dem Laſter entge 
und zum Schimpf unſers Vaterlands aufwachſen. 
dem Behuf ermahnte er durch einen Erlaß des Staats 
tärs vom 24. Auguſt v. J. alle Regierungs⸗ und 
palbehörden zur Realiſirung ſolches ſegenbringen Unten‘ 
mens, wobei der Eifer der Biſchöfe beſonders 
fen’ ward, dem er es vor Allem empfohlen haben * 
Die Aufforderung des heiligen Vaters blieb, wie zu 
warten ſtand, nicht ohne Wirkung. Denn ſehr 
wünſchten verſchiedene Städte zum Beſten der Han 
ker⸗Jugend hier Abend⸗ dort Sonntagſchulen einz — 
ten, anderswo Aſple für die zarte Jugend. Auch 
ten an mehren Orten ehrenwerthe und wohlhabend 
Bürger in der Abſicht fufammen, das Unter, 
durch fgirillige Geldbeiträge zu fördern. Wie ſehr 
auch ein ſo allgemeines Intereſſe für die Vasa 
alles Lobes werth iſt in ſich ſelbſt und von Seiten e 
net erften Veranlaſſung, fo kann es daneben noch wann 
aus fruchtbar werden an nützlichen Ergebniſſen, 12 
es, den Rath der Regierung beachtend, ſich leiten 
Im Gegentheile wird es ernſte Unordnungen bara bel 
fen, wo es zügellos nach eigner Meinung weiter f w 
ten will. Und das würde eintreten, wenn die neu un 
richteten Erziehungsinſtitute für das Volk auf einer 11. 
geſetzlichen Baſis, ohne Genehmigung der Obrien n 
richtet würden, namentich außerhalb der Seelſorgee ltd 
des Biſchofs. Dieſer Unordnung vorzubeugen iber 
zweckmäßig fein, daß die Bifhöfe, wenn fit (Sonn- 
Diöceſe den guten Willen ſehen. Abend⸗ 1 ec chien, 
tagsſchulen, vor Allem Aſyle für Kinder zu Fr 
dieſelben ſelbſt befördernd leiten. Indem fit won 
Eifers muſterhafter Geiſtlichen und der Hülfe 17100 


bender Mitbürger dabei bedienen, De abi 


erächteten Normen ins Leben kreten 
. 
Zweck, für den fie de. Ib J und 
Geiſt der Knaben und zarten „n 5 
füge ok heilen Nele en 
allgemeine Vorſchriſten, die ch im Auftrage gr 


J mitzutheilen eile, können 
Sera 22 —— Fälle dienen, wo die Locale, 


. Dideefe Ihnen die Verwilligun 
5 05 lache Inſlitute onrathen ſollten⸗ 2 
| \ 1 K. 


5 5 


ich Ew. Eminenz bitte, unſere Congregatſon 
ber We beanie zu 9 get 
(D. A. 5. 


Luͤlales und Provimillie „ 
* Breslau, 10. Juni. In einer 


b 
ter dem Votſitz der erren Kaufmanns dect eeelpie⸗ 
haltenen 44 1 u ehrtten nich a 


irt en wie n 


en Kaufleuten beſtehenden Kon erenz ift beſchloſſen wor: 
ben, der Hiefigen Kaufmannſchaft den Antrag auf Ab: 
nung der Handelsgerichte, fo lange nicht ein Han: 

“Gefesbuch, vor Allem eine tabikale Reform der 
zoncurs⸗Geſetzgebung vorhanden, dagegen auf Einfüh: 
ung von Handelsſchledsgerichten vorzulegen. Wahr: 
heinlich wird nun demnächſt die geſammte hleſige Kauf: 
annſchaft zur Berathung und Entſcheldung in der 
irt convozirt werden, wie dies früher bei Vorlegung 
e über die Errichtung einer Handels kammet 


ehen iſt. 


n Theater)). 

(Dienstag, den 8. Juni, Egmont.) Göthe's Dich⸗ 
uurgröße iſt bereits ein Glaubens⸗Artikel geworden, den 
fübft die freiefte Skepſis nicht mehr in Zweifel zu zie⸗ 

wagt. Andererſeits Aber iſt es gerade dieſer größte 

ichter der Deutſchen, über den die Natlon noch am 


erwenigſten zu einem klaren Bewußtſein gelangt iſt, 


und deſſen geniale Thaten fie noch lange nicht nach ih: 
ur charakteriſtiſchen Seite erkannt hat. Noch berr⸗ 
en die divergirendſten Anſichten ſowohl über die Per⸗ 
önlichkrit als die Schöpfungen Göthes, und noch hat 
im Volke keine Meinung darüber konſolidirt, 
welche Momente die überwiegende Bedeutung dieſes 
Dichterhelden ausmachen. Die Urſache hiervon liegt 
gerade in der großartigen und weitſchichtigen Ent⸗ 
dickelung Göthe's, deren volle Erkenntniß eden fo. ſchwer 
eine allgemeine werden kann, als die von der geſchicht⸗ 
en Entwickelung eines ganzen Staats. Es kann 
unmöglich meine Aufgabe fein, mich bier auf eine weit⸗ 
e Erörterung über Götheſche Dichtung einzulaffen. 
Wenn aber einmal von Götze die Rede ift, fo iſt es 
Pflicht der Kritik von dem, was die Wiſſenſchaft 
üder ihn erkannt, duch Einiges, und ſel es auch noch 
u gering, dem allgemeinen Bewußtſein näher 
dringen. — 3 
Dan kann das Charakteriſtiſche der Götheſchen Dich⸗ 
lung nirgends beſſer hervorheben, als dert, wo dieſelde 
m hiſtoriſchen Stoff zu ihrer Behandlung dat. 
iben wir beim Egmont ſtehen. Da it allerdings 
* Streit um Freiheit, Duldung der religiöfen Sekten, 
be wſe der Kampf zwiſchen Volk und Herrſcher muſter⸗ 
baſt und tief bewegend gezeichnet; aber das geſchichtliche 
Problem wird nicht gelöſt, die Idee der Freiheit zu kei⸗ 
nem Berfö nenden Schluſſe gebracht. Der Bürgerſtand, 
der hier fo unübertrefflich ſchön geſchudert wird, tritt 
ſaweigend und ohne Erfolg von der Bühne, der Kampf 
Wee de Geiſtes wird nicht geſchlichtet, nur 
ont gelangt gar nicht in die höheren 
Spbären der Freiden, wo es ſich um die des der 
Menſchdeit im großen Ganzen handelt; er läßt die 
Welt gar nicht an fi kommen, er iſt, wie et felbft 
ſagt, ein Traumwandler in ſeiner Gemüthswelt, der 
ſich fürchtet beim Namen gerufen zu werden, um nicht 
zu erwachen. Seine Freiheit erreicht er nur im Traume. 
Gothe läßt den Geſchichtsgeiſt fallen, ſeldſt wenn et ſich 
zuf einem großen Geſchichtsboden bewegt, weill Alles 
en ihm auf das emütth ‚bezogen iſt. m iſt es 
weit wichtiger, pie Stimmungen des Gemüths, die Ge 
N * 8 Herzens, Wehmuih, Sehnſucht und Liebe, 
einem Worte, die innere, ſudjektive Welt 
unten 25 machen, als die , N e 
r Völker. Den Menſchen, ſagt er ſelbſt, wollte 
ig, kennen, die Menſchheit ließ ich gewähren. Bil: 


dung und Sitte, das ſchön und harmonisch durch⸗ 
10 


üdete Sein, die Freiheit des Individuums, 
8 iſt es, was er auf den lichten Höhen der Kunſt in 
ig ſchönen Gebilden entlaſſen hat, und kein Dichter 
iemals die inneren Aufregungen, die Natur, die Lei: 
haft und das titaniſche Treiben des dewegten Her⸗ 
rn fo ergreifend dargeſtellt, ais Göthe. — Nur von die: 
& Geſichtspunkte aus iſt die de Compoſition des 
demont zu begreifen. „Dieſer Charakter“, beißt es in 
im berühmten Auſſat Schillers über dieſes Trauer⸗ 
. „fol uns Keine ſchöne R 
It durch Außerordentlichkeit tüpren; wie ſollen ihn 
4 Va nicht über ihn erſtaunen.“ — Diefer 


ont iſt kein Geſchichtsbeldz er feſſelt uns durch 

5 große That, aber durch die ſchönen menſchlichen 
henſchaften feines Charakters. — „Ein wohlwollender 
N der und offener Menſch, Freund mit der ganzen 
Na- voll leichtſinnigen Vertrauens zu ſich ſelbſt und 
en, frei und kühn, als ob die Welt ihm ge⸗ 
Si und e es 0 N 9 ah 
Mig, llebenswürdig und t, ein Charakter der ſchö⸗ 
den Ba eig u etwas Prahler, ſianlich 
m ein 1 75 2 N 
ler den Göthiſchen Egmont, womit denn gleich⸗ 
auch der Maste für die Darſtellung dieſes Cha⸗ 


in der Daeſtelung des Here Devrient 
lafung ua daß ich der ganz perſchiedenen Auf⸗ 


den geehrten 


Kühnen, den Brapen und Unerſchrok⸗ 
Serbinge mit dir ganzen Virtuofität ſemes Talents zur 


8 
i Aetſkel konnte aus Mangel an Raum ni 
| Den dg. Muna dieſer Zeitung Ha 


/ Red, 


gegeden iſt. Ich muß geſtehen, daß ich die ſen 


e Gates nicht beipflichten kann. 
din Nee üderhaupt, dat uns Herr Devrient 


— 1431 — 
Kuflänälig gebracht. Das Colorit aber; das er über 
den ganzen Charakter gegoffen, ließ „das fröhliche Welt⸗ 


kind“ nicht erkennen, nicht den Mann „voll übertriebe⸗ 


nen Vertrauens“, nicht den Egmont, der fügen konnte: 
„Wenn ihr das Leben gar zu ernſthaft nehmt, was iſt 
es denn dann? Wenn uns der Morgen nicht zu 
neuen Freuden weckt, am Abend uns feine Luft zu hof⸗ 
fen übrig bleibt; iſt's wohl des Anz und Ausziehens 
werth? Scheint mir die Sonne heut, um das zu über⸗ 
legen, was geſtern war?“ — Einen ſolchen Egmunt 
bat uns Herr D. nicht geben wollen — denn ſein 
Ton war vorherrſchend ernſt. — Ich erkenne mit 
Vergnügen an, daß die Scenen mit Alba und im Ge⸗ 
fängniß eben ſo ſchön als wahr geſpielt wurden; kann 
aber das Totalbild des Charakters in der Auffaſſung 
des Herrn D. nicht hervorgetreten finden. — 

Die Ehrfurcht, die wir den Werken unſerer großen 
Dichter ſchuldig find, geſtattet kein Vorliebnehmen 
bei det Vorſtellung eines derartigen Werkes, und fo 
muß ich denn das Klärchen des Fräulein Uetz als 
eine verfehlte Leiſtung bezeichnen. Dieſe Geſtalt iſt eine 
der erfüllteſten und ſchönſten, die je ein Dichter gezeich⸗ 
net hat, und Schillers Worte geben auch hiet den 
ſicherſten Maßſtab für die Auffaſſung dieſes Charakters. 
„Klärchen ſelbſt“, ſagt er, „iR unnachahmlich ſchön ges 
zeichnet. Auch im höchſten Adel ihrer Unſchuld noch 
das gemeine Bürgermädchen, und ein niederländiſches 
Mädchen — durch nichts veredelt als durch ihre Liebe, 
reizend im Zuſtand der Ruhe, binreißend und herrlich 
im Zuſtand des Affekts.“ — Allein von dieſem Affekt 
der Liebe, durch den das einfache Bürgermädchen ver⸗ 
edelt und hoch poetiſch wird, von dieſer Tiefe der Lel⸗ 


denſchaft, die den Untergang Klärchens motivirt, haben 


wir kaum einen Schimmer angetroſſen, und von dem 
großartigen Aufſchwung, der Klärchen im letzten Akte 
zut höchſten Begetſterung treibt, auch nicht eine 
Spur. Schwung und Energie müfen jedes Wort 
Klärchens in dem letzten Akte beſeelen, während Fräul. 
Uuetz gerade das Gegenteil thut. Wir wol en hoffen, 
daß die Darſtellerin ſich mit dem Geiſte der Rolle mehr 
vertraut machen und uns in Zukunft ein gelungneres 
Bild davon geben wird. — — Das Publikum ſollte 
das Andenken Beethovens 8 etwas mehr ehren 
und mit dem Hervorcuf dis nach Beendigung der Mu⸗ 
ſik warten. N 1. 


Breslau, 10. Juni. J. Seidet's Juſtitut für 
Orgelſplel und Harmonie Lehre. — Mittwoch den 9. 
Juni Nachmittags 2 Uhr, fand in der Kirche St. Chri⸗ 
Rophoni die Prüfung der Zöglinge des feit einem Jahre 
beſtehenden Seidel ſchen Orgel ⸗Inſtituts ſtatt. Eine 
nicht unbeträchtliche Anzahl Zuhörer datte ſich dazu ver⸗ 
ſammelt. Die Schüler A. Altmann und C. Krauſe 
trugen Choräle (nach Schütz ſcher Bearbeitung), fo 
wie Inventionen von Seb. Bach und ein Prätudium 
von Seidel recht wacker vor. Die Schüler F. Pfeiffer, 
H. Schönfeld und J. Keſſel ſpielten Choräle nach 
eigener Bearbeitung und mit ſelbſt erfundenen Zwiſchen⸗ 
ſpielen; fie bekundeten dierin recht bedeutendes Geſchick; 
außerdem zeigte ſich F. Pfeiffer im Vortrage der 
großen A-moll-Fuge von S. Bach leiner Rieſenauf⸗ 
gabe), recht bean; nicht minder tüchtig trug Keſſel 
eine Fantaſie ee dahingeſchiedenen 
Schönfeld aber fpielte ein Nachſpiel von M. G. Fi⸗ 
ſcher, fo wie eine Fuge von S. Bach (C-molh, und 
einen ſiguritten Choral von Rind mit künſleriſcher 
Glätte, Reinheit, Gewandtheit und Ruhe. Dieſe Glätte 
machte ſich auch in der Stimmenführung feiner beardei⸗ 
teten Choräle und Zwiſchenſpiele beſonders geltend. Der 
Schüler O. Poſtler (wie ich höre ebenfalls ſehr wacker), 
erkrankte einige Tage vor dem Examen, weshalb die 
für ihn beftimmten Plecen nicht zum Vortrage kamen. 
Das Reſulkat dieſer Prüfung mar ein durchaus gün- 
ſtiges und dokumentirte Seidels, unſerts wäckern Or⸗ 


ganiſten und Orgelbau⸗Gelehtten, Tüchtigkeit und ‚Go: 
lldität. Di 7 der St. Chriſtophorl⸗ Kirche, wenn 
auch nicht zu den größten gehörend, iſt an reiner Stim⸗ 


mung und klarer Intonation eine der beften, was dei 
Gelegenheit dieſer Prüfung recht vortheilhaft dervortrat; 
H. Seidel erhält ſein Werk ſtets in dieſem Zuſtande 
und vergrößert es noch fortwährend auf eigene Koſten. 
Möge fein Inſtitut ihm die geſegnetſten Früchte tragen. 
Adolph Heſſe. 


T Hirſchberger Thal, 8. Juni. Heute Nach⸗ 
mittag zwiſchen 3 und 4 Uhr brach in Hermsdorf un⸗ 
term Kynaſt ein Feuer aus, wodurch das ebemals Cogt o. 
ſche Gut, welches gegenwärtig dem Partikulier Caro aus 
Breslau gehört, ganzlich in Aſche gelegt wurde. Leider 
ſind dabei auch 2 Stück Ochſen, 1 Pferd, 1 Schwein 
und der Hund an der Kette in den Flammen umge⸗ 
kommen. Was die Entſtehung des Brandes betufft, 
fo glaubt man allgemein, daß er von döswilliger Hand 
angelegt worden ſei. 


Bunzlau, 9. Juni. Zu den mannigfachen Unter- 
‚fügungen, welche ünſeren Armen bei der jo theuten 


Zeit wäbrend des vergangenen Winters bis gegenwärtig 
zu Theil geworden find, iſt abermals eine neue gekom⸗ 


men, denn es haben, überzeugt von der Nothwendigkeit, 


die hieſigen ſtädtiſchen Behörden die Summe von 500 


Köhler vor; ſt 


iht, für die Monate Mat. Jun und Juli zur Be 
(Haffung von Brot beriligt, weiches zum del 15 
umſonſt, zum Theil gegen Bezahlung der yälfte, 
Ipreifes verausgabt wird, ſo daß wöchentlich gegen 
450 Perſonen betheitt werden können. — Die Noth 
it wahrlich groß, denn, «8 fl in einem Dorfe unferes 
Ktetſes bereits Pferdefleiſch pro Pfund 3 Pfennige vers 
kauft und mit Begier gegeſſen werden: (Wochendl.) 
| N LH 17 Tr. 
— Die Trieter Zeitung. meldet, daß bie 
Gemeinde Mehren Kreis und Bürgermeisterei Daun; 
am 2ten Juni Nachmittags um 3 Uhr von ei⸗ 
nem furchtbaren Brand- Unglück betroffen worden iſt. 
Das Feuer, welches an der nordöſt ben, ‚Seite des 
Dorfes ausgebrochen war, verbreitete ſich bel dem von 
gleicher Richtung her ſtark wehenden Winde und be⸗ 
günſtigt durch die große Trockenheit der Stroydächer 
mit einer ſo reißenden Schnelligkeit, daß der Ort bin⸗ 
nen kurzer Zeit in vollen Flammen ſtand und es der 
von nah und fern herbeigeellten Hälfe nur nach mehr 


ſtündigen Anſtrengungen gelingen konnte die Kirche ſo 


wie Pfart⸗ und Schulhaus und etwa 30 Privarn hn⸗ 
gebäude gegen die Angriffe des wüthenden F 
ſicher zu ſtellen. Der ganze übrige Theil des Dorfes 
hingegen, nämlich 110 MWölngebäude nebſt einer erheb⸗ 
lich größeren Zahl von Scheunen und Stallungen if 
in einen Schutthaufen verwandelt. Eben ſo konnte bei 
der ungewöhnlichen Schnelligkeit, womit das Feuer um 
ſich griff, von dem beweglichen 
noch vorräthigen Lebensmitteln nur wenig gerettet wer⸗ 
den, fo daß augenblicklich gegen 600 Menſchen obdach⸗ 
und hüflos ſind. — 
— Am 6. Juni Abends 6 Uhr brach in dem preußi⸗ 
ſchen Dorſe Zſchepplin dei Eilenburg Frurt aus, wo⸗ 
durch 21 Kataſter⸗Nummern niederbrannten, darunter 
Pfarrwohnung und das neue Schulhaus. Das Ritter: 


gut und die Kirche wurde gerettet, nur der Thutm (bes 
ſchädigt. 


Dem Vernehmen nach iſt das Fruer durch 
unvorſichtiges Schießen mit Pulder in Raußenneſter in 
der Nähe eines Strohdaches verwahrloſt worden. (L. Z.) 

— Der Standard erwähnt folgenden merkwürdigen 
Fall von langem Leben: Zu Baronscourt lebt ein ge⸗ 
wiſſer James Taggart im Alter von 121 Jahren, wel⸗ 
&se nicht nur im vollen Genuſſe feiner geiſtigen Kräfte 


iſt, ſondern öfters zu Fuß nach der 7 (engliſche) Meilen 


entfernten Stadt Ornagd zur Beſorgung feiner Ange⸗ 
legenheiten wandert. Sein 99jäyriget Sohn beſitzt die 
nämliche körperliche und geiſtige Energie, hat noch kein 
weißes Haar, und verfieht noch — blos mit der Ein⸗ 
ſchränkung auf kürzere Strecken — die Geſchäfte eines 
Commis. Vopageut. en 


Wollbericht. 

Landsberg a, d. W., 8. Juni. Der Hiefige 
Markt it ebenfalls ſehr raſch abgewickelt worden; ges 
ſtern Morgen begann das Geſchäft und heute Abend 
kann es als beendet angeſehen werden. Zum Verkauf 
find circa 8 bis 9000 Ger, geſtelt worden, welche mit 
einem Aufſchlag, durchſchnittlich gerechnet, von 6 bis 8 
Rthl. pro Ger. verkauft worden ſind. Ein Verhältniß, 
weiches ſich mit dem des Breslauer Markts ziemlich gleich 


fell, wenn man annimmt, daß der vorjährige hieffge 
Markt um 4 bis 5 Redl. höher als der Breslauer wat. 
Die Wäſchen find größtentheils gelungen; aber auch in 
bieffger Gegend ſtellte ſich ein Mindergewicht von 4 und 
5 0% deraus. Die Hauprkiufee waren, was bier ger 
wöhnlich der Fall iſt, die Kämmer, welche gleich zu Be: 
ginn des Marktes ohne Rückhalt. die höheren Preiſe 
anlegten; dann Fabrikanten und kleine Händler für die 
ſpäter folgenden Märkte. Engliſche Käufer waren aber 
beſonders ſeht zurückhaltend und außer einem Fabeikan⸗ 
ten, haben einige fonft ſehr bedeutende Käufer auf die⸗ 
ſigem Markte faſt gar nichts unternommen. Von dem 
angegebenen Quantum find ungefähr einige Tauſend 
Centner noch unverkauft, woran theils ſchlechte Wäſche, 
theils übermäßige Forderung die Schuld trägt. 


ne mit 
der Frohnleich Nanonen⸗ 


plage weren e die an Fel dort, he 
ernteren Stadtteilen lagert; im Ganzen wird daſſelbe 
ae 18 Bis 16000 Gir. 6 Bet N Re 


genthume und den 


kauft worden iſt. Das bis jetzt unverkauft gebliebene ER rungen find, halten wir 


tum beträgt circa 5000 Ctr., wovon wohl noch Einiges 
weggeht, obgleich die Hauptkäufer geſtern und heute bereits 
abgereiſt ſind. Hauptkäufer waren auch hier niederländiſche, 
franzöſiſche und rheinländiſche Händler nnd Fabrikanten; 
auch Berliner Häuſer und andere inländiſche Fabrikanten 
kauften verhältnißmäßig nicht unbedeutend, am wenigſten 
Engländer, die auch den Markt ſehr früh verließen. Die 
Güte der Wolle wurde allgemein anerkannt und auch die 
Wäſche ift . Jahr im Allgemeinen vorzüglich geweſen. 
Poſen, 8. Juni. Im Laufe des geſtrigen Tages ſind 
noch 3628 Etr. Wolle zu Markte gebracht worden, ſo daß 
die Geſammtſumme der bis geſtern Abend zum Verkauf ge⸗ 
ſtellten Waare ſich auf 17,573 Ctr. beläuft. Davon waren 
bis geſtern Abend verkauft: 15,314 Ctr., fo daß noch 2258 
Str. unverkauft blieben. Die Preiſe blieben gedrückt, ja gin⸗ 
gen zum Theil aufs Neue herunter, ſo daß von dem Ueber⸗ 
reſte wohl ein Theil unverkauft bleiben dürfte, zumal die 
Käufer mit der Wäſche nicht cht ganz zufrieden find. (Pos. 3.) 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. J. Nimbs. 


In Angelegenheiten 
des e W für Spinner 
Web er. 

In der am 29. 5 * abgehaltenen General⸗Ver⸗ 
ſammlung des oben gedachten Vereins iſt deſchloſſen 
worden, für die Hebung der Leinen⸗Induſtrie auch fer⸗ 
ner, mie bisher, ſowohl durch Arbeitsvermittelung als 
durch Unterſtützung von Spinn⸗ und Weberſchulen, fo 
wie anderer Unternehmungen und Anſtalten, welche bie 
techniſche Bildung und Geſchicklichkelt der Arbeiter zu 
befördern geeignet find, nach Kräften thätig zu fein. 
Da insbefondere auf dem letzten Gebiete bis jetzt erſt 
Anfänge gemacht und noch nicht genügende Erfolge er⸗ 


— — 
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es für angemeſſen, die öffent⸗ 
liche Theinahme darauf hinzulenken und zugleich bie 

Grundſätze zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, nach 
welchen der Verein ſolchen Anſtalten ſeine Unterſtützung 
zuzuwenden befchloffen hat. Bei allen Anträgen auf 
Beihülfe, ſei es zur Gründung, fei es zur ferneren 
Unterhaltung von Anſtalten, welche die Verdreitung von 
Bildung und techniſchen Kenntniſſen unter den Leinen⸗ 
arbeitern bezwecken, erwarten wir zunächſt eine Benach⸗ 
richtigung darüber, welchen Perſonen die Leitung derſel⸗ 
ben übertragen, nach welchen Grundſätzen dieſe geführt 
werden ſoll und auf Welche Mittel und Kräfte die An: 
ſtalt gegründet iſt. In letzterer Beziehung würde es 
vorzüglich auf die Angabe ankommen, inwieweit einer 
ſeiis Privatperſenen, namentlich Sachverſtändige, der 
Anſtalt ihre Toeilnahme widmen und andererſeits die 
Gemeinde⸗, Kreis⸗ oder Staats⸗Behörde derfelben ihre 
Unterſtützung zugeſichert haben. Unternehmungen, welche 
nicht in der Mitwirkung angeſehener Männer des Orts 
und in einigen Mitteln aus anderen Quellen Garantie 
für ihre Lebensfähigkeit zu geben vermögen, haben auf 
eine Beihülſe von Seiten des Vereins nicht zu rechnen. 
Rückſichtlich der Grundfäge, nach welchen eine Anſtalt 
Ba werden ſoll, heben wir beiſpielsweiſe bel den 

Spinnſchulen die Feſtſetzung über die Art und Weiſe 
hervor, wie die Schüler zum Beſuche der Anſtalt ver⸗ 
mocht und die Garne verwerthet werden ſollen. Hier⸗ 
dei iſt die Gefahr zu vermelden, daß die Spinnſchule 
in eine Unterſtützungs⸗Anſtalt verwandelt und zugleich 
mit frembdartigen, die Kräfte derſelden verzebrenden Ge: 
ſchäften beladen werde. Eine TTT mit Gewerb⸗ 


treibenden, welche die Garne nach dem Markpreiſe übers 
nehmen, iſt hier vor allem zu empfehlen, da wobl nu? 
auf dieſem Wege die Ueberzeugung erlangt werden kann, 
daß die auf der Schule gebildeten Spinner auch + 
ihrer Entlaffung einen beſſeren Verdienſt, als die be 
der früheren Methode Verbarrenden zu erwerben im 
Stande ſein werden. Demnächſt knüpft der Verein 
feine Bewilligungen an die Bedingung, daß demſelten 
von den neu errichteten Anſtalten binnen Jahresſtiſt, 
von den ſchon beſtehenden im Laufe des kommenden 
Frühjahrs Bericht über den Fortgang derſelben erſtattet 
werde, auch die Anſtalt ſich verpflichte, Mitgliedern 
Vereins oder durch denſelben empfohlenen Perſonen 
etwaiger perſönlicher Anweſenbezt jede gewün ſchte Aus- 
kunft über den Zuſtand der Anſtalt, die Vermögens ber; 
hältniſſe nicht ausgenommen, zu ertheilen. Unter bies 
fen Vorausſetzungen wird der Verein nicht allein den 
beſtehenden Spinnſchulen, welche Beweiſe einer gebelb 
lichen Wirkſamkelt zu geben vermögen, ſeine Beihülfe 
nicht verſagen, ſondern auch gern die Hand zu 
Erweiterung ihrer Wirkſamkeit bieten dahin, daß 
dem Unterricht im Spinnen auch Unterweiſung as 
Aufbereitung des Flachſes ertheilt werde. Ingleſchen 
würden wir bei geeigneten Anträgen gern bereit 
die Gründung von Weberſchulen zu unterſtützen 
zur Benutzung der in Erdmannsdorf vorhandenen 
hülflich zu ſein. 

Breslau, den 5. Juni 1847. 

Der Vorſtand des Breslauer Vereins ‘ 
zur Abhülfe der Noth unter den Epinnern und Webern 

in Schleſien. 
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Freitag: Zweites Konzert der Geſchwiſter 

Berwald aus Stockholm, unter Leitung 
ihres Vaters, des königl. ſchwediſchen Hofe ! 
Kapellmeiſters Deren Johann Berwald. — 
1) Ouverture zu der Oper „Fidelio“ von 
Beethoven. 2) Daett aus der Oper „Linda 
di Chamounix“ von Donizetti, geſungen 
von den Fräulein Friederike und Julie 
Berwald. 3) Arie aus der Oper „Er⸗ 
nani“ (Ernani! Ernani in volami...) von 
Verdi, geſungen von Fräulein Brieberite 
Berwald. — Hierauf: „Die Liebe im 
Eckhanſe.“ Luſtſpiel in 2 Akten, nach 
einer Idee des Calderon von A. Cosmar. 
Nach dem erſten Akte: Recitatis und Arie 
(Crudele? Ah no mio bene?) aus der 
Oper „Don Juan“ von Mozart, gefungen 
von Fräulein Julie Berwald. — Zum 
Schluß: Schwediſche National⸗Lie⸗ 
der: a) Us Hal (Ho Hol); b) Jag tror 
jog lar börjs ofverge alt sürga (Ich glaube 
daß ich zu ſorgen aufhören muß); e) Glöd- 
jens blomster (Die Blumen der Freude); 
d) Dalpolska (Polonaiſe aus Dalekarlien). 
Dreiſtimmig arrangirt von Joh. Berwald, 
geſungen von den Geſchwiſtern Friede⸗ 
rike, Julie und Hedda Berwald. 

Sonnabend: „Doktor Robin.“ Luſtſplel 
in einem Akt, nach dem Franzöſiſchen von 
L. V. G. Garrick, Herr Emil Devrient. 
Hierauf: 
tiſch.“ Luſtſpiel in 4 Akten von Bauern: 
feld, Baron Ringelſtern, Herr Emil De: 
vrient, vom königl. Hoftheater in Dres⸗ 
den, als 12te Sahroie. Katharina von 
Roſen, Dlle. Herbold, vom herzogl. Hof⸗ 
theater in Braunſchweig, als Ste Gaſtrolle. 


Verein. A. 14. VI. 6. R. u. T. Z. I. 


Als Neuvermählte empfehlen ſich bei ihrer 
Abreiſe nach Berlin 
Herrmann v. Hövell, 
Julie v. Hövell, 1 75 Götting. 
Breslau, den 9. Juni 
Entbindungs⸗ Anzeige. 
Die heute früh um 8 Uhr erfolgte glück⸗ 
liche Entbindung ſeiner lieben Frau von 


einem geſunden Töchterchen, beehrt ſich, ſtatt 


jeder beſonderen Meldung, hierdurch ergebenſt 
anzuzeigen: der Senior Krauſe. 
Breslau, den 10. Juni 1847. 
Entbindungs⸗Anzeige. 
(Statt 1440 Meldung.) 

Die heute früh % auf 1 uhr glücklich 
erfolgte Entbindung meiner lieben Frau Ro⸗ 
fatie, geb. Bartſch, von einem gefunden 
Knaben beehre ich mich, Verwandten und 
Freunden hierdurch er BE anzuzeigen. 

Breslau, den 10, 1847. 

Louts Hainſch. 


Todes: Anzeige. 

Am ten d. M. endete in Münſterberg an 
Lungenlähmung das uns theure Leben unſe⸗ 
rer geliebten Schweſter Marie Sophie 
Maske. Verwandten und Freunden widmen 
wir — 95 Anzeige, mit der Bitte um ſtille 
Theilnahme. 

Breslau, den 10. Juni 1847. 

Die hinterbliebenen Geſchwiſter. 


Todes, Anzeige. 

Heute Vormittag 10 Uhr ſtarb an den 
olgen einer Bruſtentzündung und hinzuge⸗ d 
tretenem Lugenſchlage meine gute, brave Frau 
Henriette Amalie, geb, Säfhte, in dem 
Alter von 55 Jahren. Dieſe Anzeige widmet 
allen Servant n fel Abr beſon⸗ 
r Meldung, u nahme bittend: 

vr 1 der Gutsbeſiger Dab iſch. 


Rieſenthal, den 8. Juni 1847. 


„Bürgerlich und roman dun 


Bei Otto Wigand, Verlagstuchhändier in Leipzig, erſcheint und if durch jede Buchhandlung zu beziehen: 


Wigand's Converſations⸗Lexikon. 


Für alle Stände. — Von einer Geſellſchaft deutſcher Gelehrten bearbeitet. 


. in 12 Bänden gr. 8. — Jeder Band in 12 Heften 
Vorräthig bei Graß, Barth und Comp. in 


Todes ⸗ Anzeige. 


8 
Nach Gottes — — Rathſchluſſe 1 
6 Uhr im Börsenhause am Blücherplatz geöffnet. 
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endete heute gegen 9 Uhr Vormittag, am 
Lungenſchlage, unſer geliebter Gatte, Schwie⸗ 
gers, Groß: und Urgroßvater, Chriſtian 
Friedrich Jacob, in dem ehrenvollen Alter 
von 82 Jahren und 3 Tagen, nach einer 
glücklich durchlebten 53jährigen Ehe, feine ir« 
diſche Laufbahn. Dies zeigen tiefbetrübt, um 
ſtille Theilnahme bittend, entfernten Freunden 
und Verwandten an: 
die Hinterbliebenen. 
Strehlen, den 9. Juni 1847. 
Todes- Anzeige. 

Geſtern Abend 8 Uhr entſchlief nach langen 
ſchweren Leiden meine innig geliebte Frau 
Friederike, geb. Schmidt, an Abzehrung 
im 2öften Jahre; nachdem der Höchſte ihr 
unſer theures Söhnlein Auguſt vor nur we⸗ 
nigen Wochen vorangerufen hat. Dieſe tief 
betrübende Anzeige allen Verwandten und 
Freunden in der Ferne, ſtatt beſonderer Mel⸗ 


den 8. Juni 1847. 
Hayn, Oberförfter. 


Todes Anzeige. 

Heute Mergen um 9 Uhr ward uns uns 
ſere herzlichſt geliebte Gattin und Mutter 
Wilhelmine geb. Gräff, nach einem ſech⸗ 
zehntägigen Krankenlager durch den Tod ent⸗ 
riſſen. Wir zeigen dies in tiefſter Betrüb⸗ 
niß, um ſtille Tyeilnahme bittend, unſern 
entfernten Verwandten und Freunden erge⸗ 
benſt an. 

Malapane, den 8. Juni 1847. 

Der Ober⸗Hütten⸗Inſpektor Birnbaum 

und deſſen geſammte Kinder. 


Pädagogiſche Sektion. 
reitag den II. Juni, Abends 6 uhr: 
„Die Schule als Staat auſtalt“ von 
F. Körner. 2) Pädagogiſches aus Dittrichs 
Schrift: Unſere Uebergangszeit, betref⸗ 
fend die Erlöfung des Proletariats ꝛc. 


ER bei Liegnitz, 


An P. 

Neulich träumte ich ſo ſüß. Ich ſah Dich 
Worte der innigſten Liebe an mich ſchreiben⸗ 
Möchte doch der Traum zur Wirklichkeit 
werden! 

Heute Freitag große Vorſtellung 
meiner akrobatiſchen Künſtlergeſell⸗ 
ſchaft im Scheitniger Park. Anfang 6 Uhr, 
wozu ich ergebenſt einlade. 

Carl Stark, Direktor. 


Tempelgarten. 
Heute und folgende Tage iſt die Rieſen⸗ 
dame, wie auch die Sammlung von 10 


En und 3 Krokodile von Mor⸗ 


gens 10 Uhr bis Abends 10 uhr zu ſehn. 


Die Ausſtellung 


von Arbeiten und Gaben zum Beſten armer 


chriſtkatholiſcher Schulkinder im Börſenge⸗ 
bäude iſt nur noch Freitag den Ilten d. M. 
geöffnet, und werden diejenigen Perſonen, 
welche Gegenſtände gekauft haben, erſucht, 
. Freitags Nachmittags abholen zu 
laſſen. Die Vorſteherinnen. 
Am Schießwerder Nr. 6 find Dach- und 
Mauerfteine, fo wie alle Sorten Brennhölzer 
zu haben. 


= Bogen). — Jedes H 
ven und Oppeln, 


Bangndgesseeeenedes 


Im Verlage von Grag, Barth und 
ſchienen und durch alle Buchhandlungen zu bezi 


3229909200908 
Die Breslauer Kunstausstellung ist von 9 Uhr früh bis Abends 


eft 5 Bogen in Umfchlag geh. 21% 


in Brieg bei Ziegler. 7 3 


Eintritt 5 Sgr. 


1 


Comp. in Breslau und Oppeln it 


ehen, in Brieg durch J. F. Zieg ler? 


Alphabetiſch⸗ſtatiſtiſch⸗ topograppiſche Uebe cht 1 
Dörfer, Flecken, Städte u. andern Ortt | 


der königl. preuß. Provinz Schlefien, 
nebſt beigefügter Nachweiſung von der Eintheſlung des Landes nach den 


Balten 


der drei königl. Regierungen, den darin enthaltenen Fürſtentdümern und Kelle 


mit Angabe des Flächeninhalts, der mittleren Erhebung über die Meeresfläche, 
der Bewohner, Gebäude, des Wiehftandes u. ſ. w., verfaßt von 


+ + 


a 
Knie. 1 


Lexikon⸗FJormat. 61 Bogen cartonirt 8 Mtl. 5 Sgr. 


Speclal⸗ Karte 


der königl. preuß. Provinz 


Schleſien und der 


Grafſchaft Glaz, 


entworfen und gezeichnet von 1 


* + 


Ober⸗Feuerwerker in der königl. 


Mit beſonderer Hervorhebung der vohandenen und im Bau degriffenen 
Kiesfirafen und Kommunikations: Wegt- 
3 Rheinl. hoch, in 4 Blättern. * 


der aan, und Privat: Chauffeen 
4 Fuß 4“ breit, 3 Fuß 1 


Schneider, 


preuß. 6. Artillerie. Brigade. 


Eiſenbabnen, 


Preis illuminirt 4 Ntl. 


Die hinreichend bekannte Monatſchrift: 


Für chriſtkatholiſches Leben 
freie Kirche, 


oder: Die 


herausgegeben von 
erſcheint von jetzt ab in 


Breslau, Juni 1847. 


Höchſt wichtige Erfindung für 


brauerei: und Branntweinbrennerei 
Kaufleute ꝛc. 


Die 8 ſehr run praktiſche Anmeifung AN 5 
neu erfundenen, ſehr weißen Kunſthefe oder B 8 


Zuſtande ohne Betrieb einer Branntweinbrenne 
von Jedem felbft ſehr billig gefertigt werden 
tel wirkt und ſich Jahre lang, ohne zu ver 
hält, iſt gegen portofreie Einſendung von 3 
haltung) bei dem unterzeichneten zu haben 
zu beziehen. chultz in Berlin, 1 
königl. preuß. approbirter Apotheker, 


und 


i jeg beſonders vortheilhaft und wi 
NB. Diefer, Erwerbszweig — — überall Mangel an gate 


den Stillſtand ſammtlicher Brannt 


Albrechts⸗ Straße 


Neue Friedrichs⸗Straße Nr. 78 a N. 


m 


Dr. Behnſch, 


A. Goſohorsky's Buchbandlung 5 


Maske), 


(L. F. Nr. 3. 


Sefenhändler, Bier 
2Heſitzer, Conditoren, 


ur Anfertigung einer in England 2% 2 
welche im trockenen und fl 
in jedem Lokal und in jeder Qug 


Bäcker, 


nerei 


en kann, kräftiger wie jedes andere Gäh 
erben und ohne an ihrer Treibkraft zu 
3 Rthl. preuß. Cour. (vorbehaltlich de 


Er 
durch jede Buchhandlung nur vol d demf 


Chemiker und prattifhstehnifser ugend, 
r Heſe 


0 Bekanntmachung 
wegen Verdingung von Naturalien⸗sieferungen 
12 und Transporten ꝛc. 
le ehufe Sicherſtellung der Verpflegung für 
le Linjen⸗Truppen des 6ten Armee: Corps 
| Während der diesjährigen Herbſt⸗ Uebungen 
und zwar: 8 
der Ilten Diviſion bei Oels und 
der l2ten Divifion bei Neiſſe und Ott⸗ 


f machau 

. die Lieferung und Leiſtung der nachbenann⸗ 
en Gegenſtände an mindeſtfordernde Unter⸗ 

> er zu verdingen, nämlich: 
6 V Die Lieferung und direkte Verabreichung 
der rauhen Fourage an die Truppen aus 
den in Oels und reſp. in Ottmachau zu 
errichtenden Kantonnements⸗Magazinen; 
2 die Lieferung und direkte Verabreichung 
des für die Bivouaks der Truppen be⸗ 
nöthigten Lagerſtrohes und weichen Brenn: 
"Holzes, ebenfalls an den gedachten beiden 


Orten; 
die Anfuhr des Commisbrodes und des 
Hafers aus dem königlichen Magazine 
zu Breslau in das Kantonnements⸗Ma⸗ 
gazin zu Oels und aus dem königl. Ma⸗ 
gazine zu Neiſſe in das Kantonnements⸗ 
Magazin zu Ottmachau, und 
5 A) die Diſtribution des aus den vorgedach⸗ 
ten königlichen Magazinen in die Kan⸗ 
tonnements⸗Magazine geſchafften Hafers 
aus den letzteren an die Truppen. 
A negen dieſer Verdingungen wird auf den 
1. Juni d. J. in dem Büreau der unter: 
eichneten Intendantur hierſelbſt ein öffent: 
ber Termin abgehalten werden, der je⸗ 
6 wic nicht auf den folgenden Tag ausgedehnt 


* 


Lieferungslaſtige werden hiermit eingeladen, 


nlich im Termin zu erſcheinen und ſchrift⸗ 
Lieferungs⸗ und Leiſtungs⸗Anerbietungen 
jede der Leiden Diviſionen beſonders vor⸗ 
„worin die Preisforderungen für die 
Lieferung von 1 Centner Heu und 1 
urage⸗Stroh, 1 Schock Lagerſtroh 
du lafter weiches Brennholz, ſo wie das 
yedtlopn für 1 Centner Brod und 1 Wis: 
Hafer, à 24 Scheffel, pro Meile, und 

blich die Diſtributions⸗Koſten für die an die 
zu h pen aus den Kantonnements⸗Magaziven 
m dewirkende Berausgabung des königlichen 


N 
j 


K darauf zu rückſichtigen, daß daſſelbe 2: 
machten Gebrauche auf den Bivouaks⸗ 
lägen von den Truppen zufammengetragen, 


did den mindeſtfordernden Submittenten 
ud im Verdingungs⸗Termin der Intendan⸗ 
Maath Gardt in mündliche Untertzandlung 
en, und bei Erzielung annehmbarer Preiſe 
en der in Rede ſtehenden Lieferungen und 
mungen, vorbehaltlich der höheren Geneh⸗ 
la mit dem Mindeftfordernden ſofort 
eben, e r 
h . we Sr bleiben unter allen umſtänden 
* ti, t. 1 
\ 85 fpegiellen Lieferungs⸗ und Leiſtungs⸗ 
u 
e 


\ 


ungen werden im Verdingungstermine 
dermanns Einſicht offen liegen. Aus 


han wird hier nur Nachſtehendes an⸗ 


Die Zeit der Lieferung und Verabreichung 
> der Naturalien in Oels und Ottmachau 
an die Truppen, ſo wie die Anfuhr des 
Brodes und des Hafers, reſp. aus Bres⸗ 
dau und Neiſſe nach den oorgedachten 

Magazin: Orten findet nach den vorläus 
ſigen Beſtimmungen: ; 
na, für die IIte Diviſion vom 7ten bis 
1 24. September, 8 
d. für die 12te Diviſion vom Iten bis 
ip, 2. September d. J. 
Kalt, — Die Einlieferung der rauhen 
N age, des vagerſtrohes und Brenn⸗ 
lies in die Kantontuments: Magazine 
g muß jedoch ſchon 12 Tage vor ven Be: 

7 Han der Verabreichungen erfolgen. 
die Bedarfs ⸗ Quantitäten, welche nach 
! Lorſtehendem reſp. direkt zu liefern eder 

n tansportiren ſind, betragen ungefähr 
— 2 für die Lite Diviſion: 
x 3127 Stück Brodte a 6 Pfd., 


UL 
N 70% Klaftern weiches Brennholz; 
.. für die 12te Diviſion: 
9180 Stück Brode d 6 Pfd., 


1390 Wispel Hafer, 
6505 Centner Heu, f 
990 Schock Fourageſtroh, 
& 56 Schock Lagerſtroh. 
5 „denten Jalle bei dieſen Quantitäten be⸗ 
oh de Veränderungen eintreten ſollten, 


„ näzden dieſelben im Verdingungstermine 
. Im. Tämmtliche Berpfl 
n ho immtliche Verpfle⸗ 

danse. d Biponaks:Bebürfniffe mittelt 


eier 
Aantenter Vorſpann⸗Wagen aus ben 
emente⸗ Magazinen ab. 


dem genannten Tage Vormittags 9 Uhr⸗ 


I e pro Wispel a 24 Scheffel 
Bei der Preisforderung für das Lagerſtro 


zur Digpofis: i 8⸗Unternehmers⸗ 
derbi — on des Lieferungs⸗Unterneh 


ZN, 


Erſte Beilage zu NE 133 der Breslauer Zeitung. 


* 


Freitag den 11. Juni 1847. 


„ 


4) Die im Verdingungs⸗Termine erſcheinen 
den Lieferungsluſtigen haben ſich Behufs 
ſofortiger Kautions⸗Beſtellung mit Pfand: 
briefen oder Staats⸗Schuldſcheinen zu 


verſehen. N 
Breslau, den 7. Juni 1847. 
Königliche Intendantur des 6. Armee⸗Corps. 
E V”;eymar 


Bekanntmachung. 8 
Dem ſeinem Aufenthalte nach unbekannten 
Sohne des verſtorbenen Gürtlermeiſters Hein⸗ 
rich Köhler zu Breslau, Buchbindermeiſter 
Auguſt Köhler, wird hierdurch öffentlich 
bekannt gemacht, daß er in dem Teſtamente 
ſeiner verſtorbenen Tante, der unverehlichten 
Chriſtiane Helene Köhler zu Ernsdorf 
bei Reichenbach de publicato den 22. April 
1846 zum Miterben eingeſetzt worden ift, 
Reichenbach, den 3. Juni 1847. 
Königliches Land⸗ und Stadt⸗Gericht/ 
als Nachlaßbehörde. 


Bekanntmachung. 

Die bevorſtehende Theilung des Nachlaſſes 
des hierſelbſt am 15. Februar 1847 geſtor⸗ 
benen Mälzermeiſters Gottfried Berndt 
wird in Gemäßheit der Vorſchrift des § 137, 
Titel 17, Theil 1 des Allgemeinen Landrechts 
hiermit bekannt bar 

Breslau, deu 3. Juni 1847. 

Königliches Vormundſchafts⸗Gericht. 
Auktion. Am löten d. Mts. Mittags 
12 uhr werde ich in Nr. 42 Breiteſtraße 
einen noch faſt neuen Brenn: Apparat 
nebſt Hut und Schlange 

öffentlich verſteigen. f 
5 Maunig, Auktions⸗Kommiſſ. 

Zu verkaufen: eine große Anzahl Ritter⸗ 
güter zu verſchiedenen Preiſen, wobei einige 
neu eingegangene Kommiſſionen ſich beſon⸗ 
ders auf Güter hieſiger Gegend, andere auf 
Güter an der Berliner Eifenbahn beziehen. x 

Zu kaufen geſucht: 1 Handlungsgeſchäft in 
einer Provinzial⸗Stadt, eine Poſthalterei, ein 
kleines Freigut mit guten Wohngebäuden, ein 


großes Forſtgut und ein Rittergut mit circa. 


8000 Rtlr. Anzahlung. 3 
Das Anfrage und Adreß⸗Comtoir 
. des Carl Hawliczek in Liegnitz. 


Guts⸗ Verpachtung. 

Das zu den im Laubaner Kreiſe gelegenen 
Mittel Langenolſer Gütern gehörende Bor: 
work, genannt das Mittel⸗Gut, von gegen 
1000 Morgen Fläche, gutem Acker⸗ und Wie⸗ 
ſenland, worunter über 4, Wieſen find, ver⸗ 
ſehen mit einem vollſtändigen, guten, lebenden 
und todten Inventar, iſt von Johanni oder 
Michaeli d. J. ab wegen Kränklichkeit des 
Beſitzers zu verpachten und ſind die betreffen⸗ 
den näheren Bedingungen bei demſelben 
Schloß Mittel⸗Langenöls zu erfragen. Brief: 


zu lohnung, Ohlauer Vorſtadt, 


Erklärung. 
Man hat einem Mitgliede meiner Geſell⸗ 
ſchaft in der Brestauer Zeitung den Vorwurf 


Der geehrte Herr, der am ten d. auf dem 


Wege vom botaniſchen Garten nach der Stadt 
mit einigen Tropfen Waſſer beſpritzt wurde, 


gemacht, daß es in unſerer erſten Vorſtellung wird hiermit auf Ehrenwort verſichert, daß 


unſere Leiſtungen auf Koſten der Schwie⸗ 
gerling ſchen erhoben und dieſe herabgeſetzt 
habe. Ich fühle mich daher veranlaßt, hier⸗ 
mit öffentlich zu erklären, daß jene Worte 
weder in meinem Auftrage geſprochen, noch 
von dem Referenten richtig wiedergegeben ſind, 
indem Herr Koltzer bei der Production einer 
neuen Piece nur geſagt hat, daß dieſe von 
Herrn Schwiegerling noch nicht gezeigt 
worden fei, eine Aeußerung, wie ſie bei ahn⸗ 
lichen Gelegenheiten oft gethan wird, ohne die 
Abfiht zu kränken damit zu verbinden. Ich 
hoffe, durch dieſe einfache Erklärung dem 
Theile des Publikums, welches des Referen⸗ 


Iten Meinung ift, Genüge geleiſtet zu haben, 


und werde mich mit meiner Geſellſchaft 
bemühen, den Beifall, der unſern Leiſtungen 
ſo freundlich zu Theil wird, immer mehr zu 
verdienen. Carl Starck, 
Direktor der akrobat. Geſellſchaft. 


„ 
Doppel⸗Konzert, 


ausgeführt vom Muſik⸗Chor des hochlöblichen 


11. Inf.⸗Regiments 
und der Breslauer Muſikgeſellſchaft, 
unter Mitwirkung der Herren Schenk u. Caroli, 


Tenoriſt u. Guitarriſt, 
aus Wien. Bei ungünſtiger Witterung im Saal. 
Sonnabend großes Abend⸗Konzert, 
unter Mitwirkung obiger Herren. 

5 * * 7 * er 
Liebich's Garten, 
heute Iden 11. Juni, großes 


Militair- und Inſtrumental⸗ 
l Concert. 


Milch⸗ Verkauf. 


Ein Dominium ganz in der Nähe von Bres⸗ 
lau beabſichtigt von Michaeli d. J. ab, täglich 
circa 200 bis 300 Quart Milch, wie ſie von 
der Kuh kommt, loco Breslau, an einen Ab⸗ 
nehmer zu verkaufen. Die näheren Bedingun⸗ 
gen hierüber wird Herr Alexander, verei⸗ 
deter Makler, Roßmarkt Nr. 11, die Güte 
haben, mitzutheilen. 1 

Verloren. N 

Es iſt am 9. wahrſcheinlich auf der Klo⸗ 
ſterſtraße ein in grünen und Gold⸗ Perlen 
geſticktes Etuis, worin zwei Lanzetten befind⸗ 
lich, verloren gegangen. Der ehrliche Finder 


wird erſucht, daſſelde gegen angemeſſene Bes 


am Stadtgra⸗ 
den Nr. 18 eine Treppe hoch abgeben zu 


liche Anfragen dürften jedoch ohne Berück, wollen. 


ſichtigung bleiben. j 
Mittel⸗Langenöls, den 2. Juni 1847. 


—— —— —ñ—äͤ —e— — — 
Güter ⸗ Verkauf. 

Eine Herrſchaft in der preuß. Oberlauſitz, 
beſtehend aus drei Rittergütern in einem 
Complex, mit circa 4000 Morgen Areal, 
ſehr bedeutenden ſchlagbaren Holzbeſtänden, 
großen Torflagern ausgezeichneter Quali⸗ 
tät, Alaunwerk, bedeutenden trocknen Zin⸗ 
ſen, Brauerei, Dampfbrennerei, Mühle, 
ſehr ſchöne Gebäude u. ſ. w.; 

mehrere Rittergüter in der ſächſ. Oberlauſitz, 
von 40 bis 70,000 Rthlr. im Werthe; 

ein Lehngut in der preuß. Oberlauſitz, mit 
Brau⸗ und Brennerei, gegen 200 Morgen 
a ſehr ſchönen Wieſen und Feldern 
u. ſ. w.; 3 

ein Gaſthofs⸗Grundſtück in der ſächſ. Ober: 
laufig, mit circa 200 Morg. Areal, ausge: 
zeichneter Qualität, an einer ſehr frequen⸗ 
ten Straße (Chauſſee), mit neuen maſſiven 

Gebäuden, Brennererei u. ſ. w.; 

ein Steinkohlen⸗Gut bei Zwickau, welches zur 
Zeit jährl. 1800 Ati. Reinertrag gewährt, mit 
. bis jetzt noch unangegrif⸗ 

1 755 e . en herrſchaftlich 

iſt zu verkaufen beauftragt und er 

portofreie are nähere und ee 18 

kunft G. A. Roß ler, Dominialpächter, 
Klein⸗Radmeritz bei Löbau in der ſächſiſchen 

Oberlauſitz, im Juni 1847. 


10 Rthlr. Belohnung. 


Geſtern iſt eine grünlederne Brieftaſche, 
enthaltend 27 Rthlr. in Raffen-Anweltunpen, 
ein Viertel⸗koos Nr. 66,474 b. zur 1. Kaffe 
96. Lotterie, ſo wie diverſe Papiere, verloren 
worden. Der Finder wird erſucht, dieſe ges 
gen obige Belohnung, Karlsſtraße Nr. 30, im 
goldnen Hieſchel, bei dem Schneider⸗Meiſter 
Philippſohn, abzugeben. N 

Ein Commis, der mit der doppelten Buch⸗ 
führung und der Correſpondenz vertraut iſt, 
ſeit 6 Jahren in einem Lotterie⸗Weſchäft con: 
ditionirt, wünſcht ſeine Stellung zu verän⸗ 
dern. Geneigte Offerten werden unter Z. 


Nr. 51 franco poste restante Breslau erbeten. 


Eine Decimalwaage und eine Handlungs⸗ 
Handwaage werden billig zu kaufen geſucht. 


Adreſſen wird H. J. P. Müller, Ohlauerſtr. 


Nr. 77 die Güte haben in Empfang zu nehmen. 
Ein anſtändiges Mädchen, welches in der 


Hauswirthſchaft fo wie im Schneidern und] gr 


allen andern Arbeiten geübt iſt, ſucht bei ei⸗ 
ner Herrſchaft, am liebſten auf dem Lande ein 
Unterkommen. Fr. Buchhalter Starke, Frie⸗ 
drich⸗Wilhelmſtr. Nr. 12 eine Stiege wird das 
Nähere zu ertheilen die Güte haben. 


Ein geſittetes, in jeder Beziehung erfahre⸗ 
nes jüdiſches Mädchen von auswärts ſucht als 
Wirthſchafterin oder Bade Begleſterin von 
jetzt oder Johanni ab ein Unterkommen. Nä⸗ 
heres bei ihr ſelbſt, Fechtſchule, beim Schneider⸗ 
meiſter Herrn Bruck. . 


Eine vorzügliche Buchhandlung mit Leih⸗ 
bibliothek verbunden, in einer ſehr lebhaften 
Provinzial: und Kreisſtadt, mit Inbegriff ei⸗ 
nes ganz maſſiven Wohnhauſes, nebſt Hinter⸗ 
gebäuden und Garten, habe ich preismäßig 
mit ſolider Anzahlung, zu verkaufen. 

Tralles, Schuhbrücke 66. 


Hülfs⸗Geometer, welche Beſchaftigung wün⸗ 
ſchen, bitte ich ſchriftliche Anmeldungen, nebft 
Proben ihrer Zeichnen» und Schreib » Weife 
unter genauer Angabe ihrer Adreſſe in mei⸗ 
ner Wohnung, Hummerei Nr. 4, abzugeben. 

Breslau, den 10. Sei 15 

Heinrich Piper 
königlicher Feldmeſſer. 
Ein prar durable Wagens 
pferde, fünf⸗ und fechsjährig, 
fteben zum Verkauf; Kupfer: 
ſchmiedeſtraße Nr. 20. 


u verkaufen 


— — ————— äl—ͤůä — 


dieſem unangenehmen Vorfalle keine Abſicht 
zum Grunde gelegen, vielmehr Unvorſichtig⸗ 
keit die alleinige Urſache deſſelben war. Hof⸗ 
fentlich wird dieſe Anzeige hinreichen, um 
obengedachtem Herrn als Genugthuung zu 
dienen. . | g 

Allen meinen Freunden, welche mir dei 
meiner Abreiſe nach Hamburg auch noch auf 
dem Bahnbofe fo unverkennbare Beweiſe ih⸗ 
rer Theilnahme ee we hier⸗ 
mit nochmals ein herzliches Lebewohl zu. 

f vs Alwin Stotz. 
und Wurſt⸗Ausſchieben, 
12. Juni ladet ergebenſt ein: 

Hoebel, Schankwirth, 

Waſſergaſſe Nr. 17. 

Ein Siegelring iſt in der Sudhoffſchen 
Handſchuhniederlage, Schweidnitzerſtr. Nr. 57, 
Hummerei⸗Ecke, dieſes Monats liegen geblie⸗ 
ben; der rechtmäßige Eigenthümer kann ſich 
melden. . 

Neſtauration zur Stadt Warſchau 
auf der Schmiedebrücke. 

Hiermit die. ergebene Anzeige, daß heute 
Abend die berühmte Harfeniſten⸗Geſellſchaft 
ſich die Ehre geben wird, die geehrten Gäfte, 
um deren recht zahlreichen Beſuch gehorſamſt 
gebeten wird, in obigem Lokale beſtens durch 
Spiel und Geſang zu unterhalten. 


. ——T—T——— 
Mittwoch, den 16, Juni findet auf dem 


Rummelsberge 
ein großes Inſtrumental⸗ Concert ſtatt, 
wozu, um zahlreichen Beſuch bittend, ganz 
ergebenſt einladet: R 
F. Winzer, Stadtmuſikus. 
Strehlen, den 8. Juni 1847. g 


Neue Matjes Heringe 
von vorzüglicher Qualität empfiehlt billigft: 


Weißgerbergaſſe 49, Nikolaiſtraße⸗Ecke 


Feuer⸗Löſch⸗Wiſche 
empfehle ich den geehrten Hausbeſitzern, welche 
damit noch nicht verſehen find, à Stück 10 Sgr., 
indem ich dieſelben jetzt gänzlich räume. 

F. Callenberg, Ring 14. 


Ein Steinbruch 


iſt auf dem Dominium Geppersdorf bei Streh⸗ 
len zu verpachten. Unternehmer wollen ſich 
deshalb an den unterzeichneten wenden. 
Frhr. v. Pelet⸗Narbonne, 
auf Strachwitz bei Breslau. 
Wünſchen Sie mich zu ſprechen, ſo bin ich 
Sonntag 9 Uhr da, wo Sie mich das erſte⸗ 
mal geſprochen haben. ' >, 
Ein Knabe rechtlicher Eltern, außerhalb 
Breslau, der Luſt hat die Spezerei⸗Handlung 
en détail zu erlernen und die nöthigen Schul⸗ 
Sr beſitzt, kann ſich melden Reuſcheſtr. 
2 x x * 


Zum Fleiſch 
Sonnabend den 


Zur Saat 
wirklicher Sommer: Mübs, in beftee 
Qualität, ift zu haben: . 
Mikolaifte. Nr. 20, Zte Etage. 


Eine Allove mit apartem Gingang tft 
Ritterplatz Nr. 14 beim Schuhmacher Klei⸗ 


nert zu vermiethen. 


Runkelrübenpflanzen 
verkauft täglich das Dominium Pöpelwitz bei 
Breslau. J 

Zwei gegoſſene Hohlſpiegel von 14 Zoll 
Durchmeſſer und eine kleine Elektriſirmaſchine 
find billig zu verkaufen bei 

W. E. Schulz, f 

Mechanikus und Optikus, Schuhbrüde 52. 

le : Berfanf. 
In Warmbrunn iſt Haus, 
Dan einer belebten Neben e ge: 
Piegen, und in welchem ſeit einer 
Reihe von Jahren ein Spezerei⸗ 
Geſchäft betrieben wird, aus freier Hand zu 
verkaufen. Näheres können hierauf Reflek⸗ 
tirende gefälligſt bei den Herren Gebrüder 
Liedl dort gegen portofreie Anfragen er⸗ 
fahren. 

Das Dominium Craſchnig ber Militſch giebt 
gegen 15 Sgr. pro Pfd. ſriſch aus er 
erhaltenen Turnipe Saamen (die größte vor⸗ 


mise — für 
e engnbe) ab. e und eis 


Zu vermiethen und Johann dieſes J. 


1) Ei N „Ron usen, DON i 
o Le Ka ff. e , f B 1900 el der fun dice Sehn 
Rtir. & 3 5 \ . eun e 6 
2) Gin Häuschen, 4 Sogn Pen defien | BO und 220 Wie, Räperes ebenbafelst 
Ertrag 280 — en Rtir., mit im Comptoir. 5 N 
8— 1500 Rtlr. * . Vorwerksſtraße Nr. 28 ift ein 
Näheres dur. 8 Meyer, zwei rg ne > Atem Ey 
W aße Nr. 27. | Aubehör zu vermietpen und Johanni zu beziehen. 


* 
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Auf kün a igung 
a Posener J Droseniigen Pfandbriefe. e e * D 
lit Hinweisung auf die Allerhöchste Kabinents-| Pfandbriefe Gut Kreis. Pfandbriefs K rei 2. 
Ordre vom 15. April 1842 (Gesetz - Sammlung Nr. 144 -w 2 „ 
pro 1842) setzen wir die Inhaber der Posener 3 ½ pro-] U Aort We Aer 
centigen Pfandbriefe in Kenntniss, dass bei der heu-]. (nde a IE RETTEN — — 
ligen.vorschriftsmässig erfolgten. Loornng der in fer-“ 33 626 Nowawies(Neuguth)] Eraustadt. 19 1827 Rwistkowo I. u. II. Adelnau. 


mino Weihnachten 1847 zum Tilgungsfonds erforder- 
lieben 3½ procentigen Pfandbriefe nachstehende Num- 
mern gezogen worden. 

— — — — 


1020 |Pacholewo Obornik. 23 762 Konino Buk. 

1977 Podlesie koseielne | Wongrawitz. 25 1751 Lechlin Wengrowits. 
2222 |Parusewoi Wreschen. 90 | 1656 |Lubezyna ‚Sebildberg«. 
2223 dito dito 48 738 Lulin Obornik. 4 


Nummer 31 | 420 |Prusim Birnbaum. 328 1238 Leszno (Lissa) Fraustadt. 
des 226 | 1312 |Rydzyna (Reisen) |Fraustadt. 74 | 1367 |Merkowo. .., dite 
Pfandbriefs Gut Kreis. 2401326 dito ol dito 48 | 849 |Maxcinkowo dolae Mogilno N 
9 5 f 14 1546 |Rumieyki Scbroda. 39 1285 |Miynow Adelnan. 
eh Amort. I s#lacheckie ’ 47 | 1028 Osiek N Kosten 
17 | 1071 |Rudki Samter, 124 667 |Pogrzybowo Adelnau. 
A. Ueber 1000 Rthlr. 18 | 866 |Szelejewo Krotoschin. 16 | 2168 |Pozarowo 'Samter, 
10 343 |Cykowo: im baten 20 1652 |Sliwaiki Adelnan. 68 | 399 |Prusim Birgbaumn. 
3 78 — * dito N 34 | 536 |Smogerzewo Kröben. 503 | 1165 |Rydzyna (Reisen) Fraustadt. 
75 (Rothdorf) 10 20 Ader und Mogilno. 150 102 dito e. x 2 
j { i ito Gesu — 37 Stawoszewo Pleschen. N 
3 114 e 23 35 2530 |Trzebaw Posen. 36 | 1731 |Stawna | Gnesen. 
269 Chwalkowo Gnesen, 362531 dito dito 109 138 |Siemianice Sehildberg. 
19 | 756 |Chrzan Wreschen. 34 785 [Wisniewo Wongrowitz. 27 515 |Tarnowo Kosten. 
1 1839 |ürzewce (Driebitz)|Kröben, 21 | 2588 [Wegierki Wreschen.. 110 1092 |Targowa görka Schroda. 
3 * nd, Gzarkowo 3 17 2525 [Wegry II. Adelnau, 89 | 1033 |Wröblewo.. .. |Samter. 
11 | 1944 Drobnin Fraustadt. 20 977 Zegaein 0 Pleschen. 99 1075 Ru | a — 
I eee, Kröben. u. Üeber 100 Rthir. 85 erste e 
12 | 210 Gostyn AL dito 61 | 2935 |Bednary "| Schr.oda, Indem wir die vorstehenden Pfandbriefe hiermit 
12 | 1146 |Gacz Wongrowitz. 22 | 1050 |Bobrowniki A, Schildberg, kundigen, fordern wir die Inhaber derselben auf, i 
7 194 e a Wreschen. u — 4 2 Nasen solche nebst den dazu gehörigen Zinscoupoüs — — 
: - oscielne ito dito banni d. J. ab, schon in dem pro Johann d 0. 
14 | 91 |Gutowy. wielkie dito 22 3% |Dahrowa dite vorstehenden Zinsen. Aeskablss r Terisine bei Vermei- 
8 (gross) 2 1842 Debowaleka II. Fraustadt. dung eines auf ihre Kosten zu erlassenden öffentlich 
1.| 1032 |Jaraczewo Schrimm. 2 > I W(Geiersdorf II.) Aufgebots, au unsere Kasse, gegen Empfanguahme ei- 
12 | 2826 |Krajewice Kröben. 29 1836 dito I dito J. dito ner darüber zu ertheilenden Rekotzuition, einzuliefern 
4 381 | Gross-Leka dito 41 2914 |Daleszyn IsSchrimm. und demnächst den Nennwert der eingelieferten 
175 302 © dito; dito 32 7159 2 ‚wielkie e 8 in baarem Gelde am 2. * 184% er ı 
1008 ka iewniki Krotoschin. E F gross 4 8 erheben mg 
18 | 1788 —.— (Lissa) Fraustadt. 53 | 719 dito. dito \ der ul 
9 | 2198 |Lubezyna ._ ° }Schildberg 25 | 1148 |Golanice (Gollmitz)|Fraustadt 4 8 2 sleichzeitig die Inhaber u 
11 | .239 Nowe ogrody (Neue|Fraustadt, 48 | 2603 |Görka’ 3 Schroda. ht eingelieferten.33% 3 — En A f 
15 533 2. Bi = : 3 9922 ge s>H tr ar: ren Einreichung an re ren und Erhebung der 
pe | 482 Siedmioro owo Ersioschin 2 Kolaczkowo Gnesen. Kapitalien dafür erinnert. and zwar: Habe 
9 58 1 Bit Schildberg. 44 |, 802 |Kruchowo Mogilno. 2 2 | 
82122 |Stwolno Kröben. 40 1251 |Kasinowo Samter. Nummer 8 
2 671 |Smogeorzewo dito 8 | 2712 |Lipöwka Schrimm. 1 des . 7. 
5 5 2408 | Twardewo Pleschen. 30. 4 |Medliszewko ° |Gmesen, Pfandbriefs Gate Kreis. 3 ' 
103 | Ziemnice kosten. 30 2959 Maezuiki u. Podkoce] Adelnau. mens j 3 
31 2237 Zerkowo Wreschen. 22 | 2640°|Obora Gnesen, aan Amort. 2 a SS 
* 43 a Prusim f Birnbaum, E E 
B. Ueber 500 Rthlr. 24 Przybyslawice Adelnau, A. Ueber 2000 Rthlr. = 2 
12 | 2606 Charbowo Gnesen. 162 Pogrzybowo dito 8 u Schrodne 4 
8 2451 Czerlin Wongrowit . 15 | 1936 Parczewo dito 14_| 1603 Er eg * ro a) 
2467 |Czekanow | RE 7 | 2345 |Raköwka Schrimm. 18 861 |Brody f 
614 |Cbrzan : . Wıcschin. 5 8 | 18% |Strzeszki Schroda, 2 11214 [Orzeeakowo — ö 1 
6 172 beben Schröda. 50 | 931 |Wonies& vel Woy-|Kosten. 11 1224 dito dito *. 4. 
34 | 2442 Daistyn 588 S niec 13 | 211 |Gostyn II. Kröben. 2 
17 | 3513 — Krotoschin 51 932 dito le 1 | 2505 |Gembice Czarnikau 
3 42 |Gowarzewo Schroddi— 97 289 |Wilkowo niem. Fraustadt. 1 | 2355 |Kiekrz. Posen 
A 2680 |Gola 2 een 1 12 (Deutsch- wuße) sh 1 | 509 |Kuchary Pleschen. 
11 | 2405 |Kolaczkowo Gnesen! 51 | 1316: |Wreblewo Samter- 7. |. 354 |Kemblowo Wreschen. 
99 | 1568 Leszne (Lissa) ‚Fraustadt. 38 166 |Ziemnice: Ros ten, 1686 1177 I. u. II. nes 
10 2661 Maezuiki u.Podkore |Adelnau. i 3% ante. 1 25 119 ito Re; 
11 2340 Ninino 7 Obornik RR E. Ueber 40 Rthlr. 5 12397 |Twardowo Pleschen. 
8. | 1151 |Oporowo Sammler. 34 | 1475 jBobrowniki Au zen 3 | 454 Zskraewo Kröben 
5. 110 Pijanowice  |Kröben.! 66 1719 }Brodowe un >. Schroda. 1 dito Pleschen. 7 
51320 Lol Zej ewo Schroda. 40:| 2557 |Czerlin | Wongrowitz. . 6 7 Zrenica | Schroda. 
10 | 2462 |Fiotrkowice ..  |Wongrowitz 144 | 1150 |Chrzan Wreschen. . eber 500 Bihlr. 
17922 Praybyelawice Adelnau. 49 2247 Choy no u. Kröben. ? ae: 
„ 1919 [Pieruszyce Pleschen. 32 | 1667 |Dzierzanowo |Kretosehin. 7460 |Bieganowe Schroda 
130. | 1503 |Rydzyna (Reisen) |Fraustadt. 34 1356 |Drzeezkowo Fraustadt. 11 | 1254 [Czermino lesehen. 
61012 |Ruszkow _ Wongrowitz 92 | 2830 |Dzialyn j Gneses. 24 | 2432 |Dzialyn Gnesen. 
6:1 2497 |Strzegowo ‘ Adelnau,, i 41 | 2746 |Göra Posen. 19 | 1309 |Dobrojewo Samter 
i 0 374 — Gnesen., 14 2% eg i = = en ae 
h i sm 15 8 ito ito ay 
28 2626 en 8 posen 372391 [Goniczki Wreschen. N 9 2201 |Goniczki Wreschen. 
30 | 2628 |. dito Br 67 | 2685 |Gembice Czarnikau. 61859 Lag Sehrimm. 
12 745 Taezanowo Plesch :20 | 2451 |Gorzuehowo I. u. II. Gnesen. 2 SEN ee durnitan, N 
15 672 "Unia W 78 + 17 | 2038 [Goniembiee Fraustadt. 61914 Osiek Adelnau N 
1 |, 2008 | |Wegierki en 18 | 2039 | dito dito 31 1019 |Pogrzybowo dito 1 4 
7 28 Sn 53 2166 Gödurenei Kröben. 8 t Posadowo: - Buk. 7 W. 46 
tz C. Ueber 200 Rthlr. 53 | 2167 [ dito dito 40:| 793 |Pudliszki Kröben. Ev 
22 | 2096, |Bronislaw ; Sebrod 46 | 2350 [Lubrae Schroda. 30 1'108 >)3srkiunue\ eee 2 u 
37 | 1932 |Bozejewice Schubi 25 257100 |Lesano (Lissa) el. n agen gane „46 
51 1882 |Bialez (Beltsch) u. Kosten. 259 | 1904 . x dito 712077 u dei Anne w.46 { 
ns 360 | 1905 [ dito dito 91752 |Sowina koscielna Pleschen. J. 45 
21 2081 Babli 1 s 35 297 Owieezki Gnesen. 7 1968 Wyszki dito J. 40 
20 | 734 Chelkowoa Karmin ect 42 04 ri ＋ 3 . nr Ber schin. . 46 
7 0 Czech x 46 308 dito > dito 71220 Wole ezewujew.|Mogilno- 8 
0 r Gnesen. 36 | 1470 |Opsrowo Samter. f ska I. und II. W. 46 
28 11 Po "[Witeschen. 50 1923 — Birnbaum. 34 208 Deutsch Wilke Fraustadt. W. 40 
25 1725 Cho ne: Pleschen. 101 1319 |Pogrzybowo Adelnau. 32 | 358 Takrzewo Kröben. 1 5 
19 2516 89 Be. 433: | 1850 re (Reisen) jPraustadt. N 75 ob men-. 5 
55 122 Czerwonawies Bun. 435 | 1852 dito dito 0. ehe- 44 
* (Rothdorf) Kösten. 25 209 |Stewikowo und Mogilno 3311 b. ui,; ! Schrodi. “ 40 
7 1632 Debeweleks II. Fraustadt. 8 Galezyn 2 au dito N . W 45 
i (Geiersdorf II) 30 | 2752 |Swiaczyn Schrimm a 1 640, |Brody . . W. 46 
86 233 |Dzialyn Gnesen 59 Stolesyn — Ai |Bedahty Pleschen. 9. 2 
32 | 873 |Drzeözkowo Fraustadt. %.| 2779. |Sokolpiki wielkie r 22 — Czermino Wongrowitz. J. 46 
93 Dobrojewo Samter, ' 72 (gross) 3 Czeszewo Krotoschin ws 
86 1168 |Gutowy wielkie 99 | 1768 |Targowa görka ; Schroda. 18 1144 ern Fraübtadt: 1. 40 
7 73 (gross) u 930 | Tarnowe Kosten, 8 | 1633 |Geyersdorf Schrim J. 46 
0 1923 6 a Pi it. l 1067 | Ustaszewb Wongrowitz. 29 | 2549 |Daleszyn Sa N 1 1 1 40 
lee 858 owo I. u. 31 2337 |Wyszki n . IR! 1130 De astaw | 78 er. W. 40 
41 Su Göcka k ik 37 | 1101 |Wegorzewo nesen. 1 0. Klein- ee 8 G * 40 
40 1798 1 125 | 756 |Wilkowo niem. e 23 2203 |Gwiazde chroda. x 
1 Vepsna 2 ; Jankowice Posen. 
10 | ans. bee 1% z eee e 5 | 1254 denen Schrimim 2 
"|Karses 8 ito a 4 
12 1162 e = 64 | 2708 Zadory kosten. 22 17 5 ee N 1.—* 53 
Ch je oo hai ob ; 
20 2022 1 F. Ueber 20 Rühl. 9 1135 Olbracheice (ul | Fraustadt. 2 
20 2189 Miedzylisie ‘ 52 | 971 Brzesnlee |Schrimm. ' 1803 'p ersdörf) A IW. 
17? 8 e ee |Debowaleka I. Fraustadt. 160 | 1 e  Adelnau, 
20 ih dito Dessert 1.) 2280 |Szymankowo Obornik. } 
28 2094 Mazyczyn 46 1835 Dorachowo 8 Sehilaberg 18 1549 Sk Öraszewice Kröben: 2 
38. 282 |Miloslaw 39 1870 Genies! Wreschen. 10 3% Stolen  |Wöngröwitz. 
18 27: Goniembiee Fraus 762 Sole — 


* Modliszewko Jen 2 e 1% en * 
N 40 1 575 „ 15 J 869 ] af eee een 
. 1 ern ° 7 50 7 TR 2 [Ge Wege x “ i sion: 1 


* 8 


292 


I np unſerm vollftändigen 
ERBE engine u 
® = 

\ We und engliſchen een, 

* Lejebibliothet 
bite täglich neue Theilnehmer unter den 
ili en Bedingungen beitreten. 

1 E. C. Leuckart in Breslaa, 
3 — 13, Ecke der Schuhbrücke. 
PPT. ———— 
5 In dem Hauſe Nr. 3 C. auf 

er Neuen Schweidnitzer Straße 
iſt zu Johanni der erſte Stock ge⸗ 
theilt oder ungetheilt zu vermiethen. 
gesgleichen find Stallungen und 
at emiſen zu vermiethen. Das Nä⸗ 
bere iſt in der Kanzlei King 20 
* erfragen. 
In den 3 Mohren 
Ka Be und Comtoir zu vermiethen. 
RNeuſchſtraße Nr. 2 
na ir eine große Remiſe zu vermiethen. 
ö Kr vermiethen und Johanni zu beziehen 
Gartenſtraße Nr. 34 Wohnungen von 
94 und 2 Piecen nebſt allem Zubehör. 

e einjährige Pudelhündin i rkau⸗ 
10 Bafteigaffe Kr. 6, 2 len boch. 2 2 
ee Veränderungshalber = 
De in Michaeli der zweite Stock Schuhs 

Nr. 8, gowdene Waage, zu vermiethen 
W. beziehen. 
rmietha 
A e rr it Schmerserdge 
St W im zweiten Stock, vorn heraus, eine 
— Br Kenne Küche und Beigelaß. _ 


ni Straße Nr. 3 
And i bes — 2 Etage 3 Stuben zu 
dermiethen und fogteich zu beziehen; 
bendaſelbſt find. in der zweiten Etage 
„Stuben zu vermiethen und zu Mi: 
b 5 zu beziehen. Näheres darüber 
ö terre im Gomfoir. 


rel h Wildelme Straße Nr. Ln, 
derben hoch, iſt eine freundliche Stube 
herrlichſten Ausſicht zu Johanni oder 
a das fühigen Miether zu vermiethen. 

a 


a pl eßwerder Nr. 6 find diderfe a. 
ie fofort zu vermiethen 

5 nungs⸗Tnzeige. Wohnungen zu 2, 

ka nahe n. F 


„ 


1 andere 


v. Barbazza a. 


Kaufm. Herrmann aus 
v. Schrötter a. Hermsdorf. Die. 


Luſtig 


en und Zubehör ſind noch zu Jo- for 


Zw ei Stuben auf einem Flur, eine mit 


theilt an ſolide Herren zu vermiethen 
5 raße Nr. 1, im Gewölbe bei Kn oblau ch. 
Friedrich⸗Wilheimsſtraße Nr. 2 iſt die Iſte 
halbe Etage von Johanni ab zu vermiethen. 
Am Schſeßwerder Nr. U find, 3 freundliche 
Stuben nebſt Küche und Keller für 80 Rthl. 
von Johanni ah zu vermiethen. 


Hötel garni in Breslau, 
Albrechtsſtraße Nr. 33, 1. Etage, bei König, 
ſind elegant möblirte Zimmer bei — 
Bedienung auf beliebige Zeit zu vermi 

P. S. Auch iſt Stallung u, Wagenplag d 500 


Augekommene Ber. 

Den 9. Junfſ. Hotel Ban: weißen 
Adler: Gulsbef Baron v. Zedlitz⸗Neukirch, 
Fränkel a. Warſchau. Fr. Gutsbef. v. Tur⸗ 
kull aus Lemberg. Fr. v. Frankenberg aus 
Poln.⸗Hammer. Banquier Landau a. Brody. 
Fr. Beamt. Bulewska u. Fr. Dr. Petrekowicz 
a. Plock. v. Götz a, Pommerswitz. Ober: 
amim. Anders a. Flämiſchdotf. Kaufl. Seide 
a. Chemnitz, Mallinkrodt a. Elberfeld, Men 
gen aus Münſter. — Hotel zu den dre 
Bergen: Gutsbeſ. Graſſhof a. Wartenberg, 
Schönfächer: (Rudolph aus Lauban. Kaufl. 
Bendorff aus Greiz, Meyer aus Warſe of 
Kram und Neubert a, Berlin, RE 

euſohl. Hüttenfaktor Nitzſche a. chrelbers⸗ 
dorf. Agent Kugelmann aus Deſſau. 
Hotel zur goldenen ans: Fabrirbeſ. 
Willmann a. Sagan. Kommerzienr. Cecola 
u. Kaufm. Friedländer a. Ratibor. Kammer⸗ 
herr v. Elsner a. ‚Bieferwig. Gutsbeſ. Sto⸗ 
jowski a. Polen. Maj. v. Falkenſtein, Leut. 
Braune, Mechanikus Weitenguer, Baurath 
Cantian u. Rentier Pohl a. Berlin. Baron 
d. Seggten⸗Dingelſtedt. Kaufl. Mende a. Leip⸗ 
zig, Eiſermann a. Stettin, Lawraff u. Kolle⸗ 
gien⸗Sekr. Annenkoff a. Petersbur Partie, |. 
Wien. Hotel de Stle⸗ 

fie: Kammerherr v. Teichmann a. Pontwit. 
Berlin. 


Ober⸗ 9 5 517 90 
otel zum blauen Hirſch: Rittmeiſter v. 
Beſeler a. Reichenbach 555 Saen u. 
a. Seer ee Se Del, 
ahl a. 0 rauereſbe n 
— Hotel de } ce 175 


Br re: 
Götzen aus Trebnih. — Zetklit's⸗ Poste ie 


Kaufm. Fleicher aus 8, Reichenbach. — R 
1 7 Hotel: Kaufm. Sievenſchuh u. Gaſt⸗ 
hofbeſ. Herrmann a. Raud 
a. 727 — Zwei U 9 
1 * a. KR, 1080 
— Deut ſch 

Oberſs 


er 
5 57 bes e . 0 


* 


1 Möbel, ſind im Ganzen at 


Ju ne, | 


Beamter Linke a. Liegnig, — | 


Anmeldungen auf leuchti werden im Central⸗Bureau, Ring Nr. 25 
gang Junkernſtraße Nr 29), Vormittags zwiſchen 8 bis 12 und 


Nummer } = %2 Nummer * = 3 N \ - — — 
1 des n 08 3 des } 3 * ‚de i dr‘ r 
— Gut ii. 22 Pfandbriefs Gut Kreis. FE Pfandbriefs Gut. Bra #8 
Ian. BSE tn es. 
} — Amort. ‘ | S 8 3 2 Amiortg 5 > | e z \ » > 
181 8 15 3 W in. II. 10 1632 |Brzesnica Schrimm. W. 46 | 37 | 876 |Czarnysad - Krotoschin. W. 46 
10 825 jr er N W. 46 1148 |Chrzan ge | W.46 50 902 Czermino [Pieschen W. 40 
19 | 2111 Weselew. Pleschen. 4. 45 1152 | dito |, dito 1 W.48 | 07.| 705 |Drasenkowo | Praustadt. w.46 
39 | 2437 |Wierzenica Posen. J. 46 1153 | dito dito 4. 45 | 26 | 1254 |Dalubuszki Kösten. 1. 46 
16 2524 Wegry II. Adelnan. 4. 46 1288 |Czewujewo ‚Mogilno. J. 46 | 27 | 31 |Gostyn 11. Kröben. w46 
11 993 |Wola czewujew- Mogilns J. 46 215% Gajersdorf 1. Fraustadt. wi = | en Easter u II. ge ae 
ka J. d U. 1 2149 dito 1. dito 45 59 wowe eu- 1 
— 1176 Wröblewo Samter: W. 46 = a -Domaslaw | Wongrowitz. — 46 = 9 | — U vn 
5 893 | Woniesd v. Woy- Kosten. V. 46 abrowa | dito W. 46 5 ito 1 2 
nie 7 540 |Grzymyslawice |Wreschen. W. 46 4 19 | 1596 | Lubonia Fraustadt. W.45 
138 | 560 renten Schroda. W. 46 549 dito dito J. 46 | 36 | 1282 |Miynow Idelnau. 4. 45 
37 | 944 |Zakrzewo Pleschen. W. 46 1692 Gross- Gutowy dito J. 46 | 49 | 1894 Mezyezyn Schrimm. W.45 
a r 15 . enge 2141 |Gulczewo Gnesen. J. 4699 432 |Myslatkowo Mogilno. W. 46 
9 * D. Leber 100 Rthlr. 739 1 | Posen. 2 24 | 1300 | Oborzysko Haues, 2 10.45 
2193 5 Schubin, J. 45 1255 |Jaraczewo Schrimm 45 1 83 382 Pudliszki en. 4 
8: | 3192 ie dr in J. 46 1576 |Kossowo |Kröben. J 45 1125 2 905 Pogrzybowö Adelnau. u. 
25 486 |Bzowo Czärnikau. u Rn me. Fer 5 1 = | = * 5 Wingrewits 3 
6 Ih W. hen. W. Ik ogilno J. 45 aryz * 
128 624 1 al Atte 97 W. 46 1869 Lissa Mens, W.45 [110 139 |Siemianice Scehildberg: W.46 
‘® 1255 |Klein-Domaslaw Wongrowitz. J. 45 1870 | dito | dito W.45 31 573 |Sowina koseielna | Pleschen, W. 45 
2 2420 Glebokie Schroda. . 46 2295 Arge e dito 2 13 | 34 F N we 41 u 
783 |4 Schrimm. W. 44 2907 owo sen. 5 55 ilkowo niem. rausta 44 
211 1885 . 8 J. 45 2454 Lechlin „ (Deutsch- Wilke) r 
b 952 |Kurowo et Gnia-| Adelnan. W. 46 1272 |Mierzewo Gnesen. W. 43 48 104 |Wargowo x JoObornik. W 45 
* Tou | 1182. rache (Neu- 5 J 4639 in Wrotkowo Krotoschin, 28 
2185 IE w itz W. 45 Su : 6 391 |Wegry II. IAdelnau. W. 
20 203 a r ar I. 44 1922 |Orzeszkowo Birnbaum. J. 45 ] 88 \ 1032 Be ewo Samter. - W 46 
30 | 1099 |Marcinkowo Mogilno. W. 46 301 |Owieczki Gnesen. W.46 $ 99 | 723 |Woniese v. Woj- |Rösten. W. 46 
90 ° dolne R 1060 Odrowaz dito W. 46 niec se 633 
38 | 276 Nowe ogrody - |Fraustadt, W 46 1321 |Pogrzybowo Adelnau. W.46 100 724 dito dito W. 45 
(Neue Gürte | 1526 |Paryz Wonggowitz. W.46 86 781 |Zakrzewo Pleschen. W. 46 
131979 |Olbracheice (UI. dito J. 45 . e E ee 9.40 1 ' Kerle Re, 
RN Ne 9 u amter. 46 Schli lich wi b t. d i e Präklusion 
30 1 Birnbaum. W. 46 1800 |Rydzyna (Reisen) Fraustadt. J. 45 e er 4 
15 1190 |Orzesz 1 1 ae 3 46 70 |Stoleiyn Wohgrewitz 1 44 der Inhaber der in termino Johanni 1846 verloos u, 
f 1206. en € Bar ke" 72 dito dito J. 43 [ur gehörigen Zeit nicht eingelieferten Pfandbriefe, 
61 727 |Pudliszki Kröben. W. 46 74 dito dito . 4 mit dem Realrechte der darin ausgedrückten Spezial- 
47 1.1654 Rabin Kosten., J. 46 80 dito 485 Un 42 hypothek, festgesetzt und die Valuta zu unserem De- 
10 | 2555 |Sadowie Adelnau. W. 45 696 ee male |Samter. W. 43 positorio genommen haben 3 . x 
232 Sokolniki male |Samter; W. 46 (klein ; x 
N kl > ö 867 |Strykowo Posen. W 46 f 
a 98 Sean Schildberg. un 140 ed dito . 40 Posen, den 1. Juni 1847. | 7 
0652 Urbanowo Buk. W. 4 1 Wieczyu Pleschen. +44 - > * 
28381 Wegorzewo Gnesen. W. 40 2936 |wegierskie Schroda, Is. 46 General-Landschafts-Dir ektion. - 
13 | 1095 Wiewiorczyn Mogilno, W. 46 1232 Welenice Krotoschin. W. 46 ö a n 
| ‚165 Ziemnice Kosten, J. 44 1702 en Samter. 9 1 
You i 75 w . 
2 E. Ueber 40 Rthir. 899 |Zakrzewo |Kröben. 40 u 
26 | 712 |Brzostownia Schrimm. IW. 44 F. Ueber 20 Rthir. ' 
78 | 1030 |Bzowo Czarnikan. W.46 3556 [Brody Buk. J. 45 
15 At Bednar Schroda. W. 46 811 |Bobrowniki A. Schildberg. W. 46 
y | a 8 


Gasbeleuchtungs⸗ Actien Geſellſchaft. 


zwiſchen © b 


- Gin Gut, mit 3—4000 Neht Rthlr. Anzahlung, wird zu kaufen, ein 


is 6 Uhr ne 
Breslau, den 10. Juni 184 ö 
Direktorium der e Gasbelenchtungs:Aetien»Gefellfchaft. 


e 


großes Gut, 


bei einer Cautionsſtellung von circa 4000 Rihlr., zu Johanni zu Bee) zu . 


ten gewünſche 


— 


Ich beabſichtige mein Gut Waltdorf bei Neiſſe zu verkaufen. 


1 im Commiſſions⸗ und Agentur⸗Bureau von 


F. Frücke und Comp., Kupferſchmiede⸗Straße Nr. 17. 


* Guts Verkauf. 


Beſchaf⸗ 


fenheit des Guts und Verkaufs⸗ Bedingungen find zu erfahren bei dem Herrn 
Lieutenant Schrötter in Breslau, Alibüßerſtraße Nr. 46. 


Breslauer Cours Berich 


Graf eee 
t vom 10. Junt 1847. 


Fonds und Seld⸗ Cours. 


Holl, u. Kais. oil. Duk. 95% 
rg ox, preuß. 113%, ei. 


I 


N Pfandbriefe 39% ey bez. 
Schleſ. dito 3% % 08% bez, u. Gd. 


0 5 n ul, Ye bil bio “ 22 W Br. 
N 13 ito dito 0 0 
1er See anknoten e Poln. Pfobr., alte 4% 87 bez. 
1 8 9 0 710 85 . bez. u. Br. dito dito neue 4% 95 Gld. 
. ba 1. 66 Br. 95 % ld. dito Part.⸗L. 3 300 ld. 
a at. 1½ % — dito dito à 500 80 Gid. x 
Gen Saat ite 4 0 963, 8. dito P.⸗B.⸗C. & 17 Br. 
Sein Pfandbriefe 4% 102 * Si. Fl Pin.:Sh-Dbl. f. SR. 40% 81% Br. 
EEE Siſenbahn⸗Actien. d 
Dberfchlef. Litt, A, 4% Volleingez. 104%, e BE; 
25 b 4% 600 Br. . dito Pr. St. Zuſ. Sch. 4% 
dito I. itt. B. 4% 90 Br. e Zuſ.⸗Sch. 4% 93 8 


Bresl.⸗ Schw. ⸗Frelb. 4% 1017, Gd. 
dito, “ dite Prior. 4% Ib Be. 


Niederſchleſ.⸗Märk. 4% 88 Br. 


ditos dite Priox. 5% 
dito Zwgb. (Gl.⸗Sag.) 
—.— — .. 4% — 


102% Br. 


Schſ. Schl. (Drs. Grl.) Zu Br 25 . a 
Nſſe.⸗Brieg. Zuſ. er 480 55 55 7A 
Krak.⸗Oberſchl. 4% 707% > 

Doſen⸗Sztarg. Zuf.⸗Sch. 4% 84 > 

Fr. Wilh. Nordb. ee 1 751 u. 


* 


Amſterdam in Courant, 2 Non. 250 5. 
bamburger - Banko 300 MN. a vista 


2 Mon. 


4 No ee —— 


m e 10% 
a FE" 151 114 N 1497 " 
na. a bo; * 7 4 7. 
N 6. %% „ m 
—— geil . 7 102 4 5 
— w 9% 7. 
— 99 


erforderlich. 


} 


ogen. 
Mheiniſche Prior.⸗St. 4% 89, Br. 


Berliner eiſenbabn⸗Aetien · Cours · Bericht vom 9. Jun 1847. 


— 14836 


—— 


* Univerfitäts: Sternwarte. 


Breslausfreiburger 4% 101 bez. Köln⸗Minden 4% 927%, / u. 7, bez. u. Gib. 5 
Kiederſchleſiſche 4% 88 Br. 87% am. Nordb. (Febr. Wilh.) 4% 72, % l. J bei. 8 f ; 
dito. ie 627 1010, de ee a 9. und 10 dr. Rh e Win. | Sens. 
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Landtags Angelegenheiten. 
Sitzung der Kurie der drei Stände 

am 4. Juni. 2 

(Schluß.) 5 
Abgeordn. von Gottberg (Rütergutsbeſitzer aus 
Pommern): Ich wollte mir nur die Frage erlauben, 
ob bei der jetzt folgenden Abſtimmung die einfache Mas 
jorität entſcheidet. Da es ſich um keine Gründe han⸗ 
delt, ſondern nur über die Gründe entſchieden werden 
ſoll, ſo glaube ich, ſind nicht zwei Drittel der Stimmen 


Marſchall: Zwei Oelttel. 
(Einige Stimmen durcheinander.) 
Mach einiger Debatte Über diefen Punkt ließ ſich 
der Landtags⸗Kommiſſar alſo vernehmen.) i 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich fühle mich veran⸗ 
laßt, über die vorliegende Differenz mich mit einigen 
Worten zu äußern. Wenn es ſich darum handeln ſollte, 
durch eine Abſtimmung die Gründe feſtzuſtellen, welche 
eine Petition unterftügen foden, fo bin ich gar nicht 
zweifelhaft, daß dazu die einfache Maforität genügt; 
wenn es ſich aber darum handelt, das Petitum zu Des 
finiren, fo kann das nicht anders geſchehen, als mit ei: 
ner Mehrhelt von zwei Dritteln. Die Frage: Soll 
Se. Mojeſtät gebeten werden, die Ausſchüſſe künftig 
wegfallen zu laffen? enthält ein deſtimmtes Petitum, 
und darüber iſt abgeſtimmt; wird nun die zweite Frage 
geſtellt: Soll Se. Majeſtät unter Berufung auf 
Rechtsgründe gebeten werden, die Ausſchüſſe weg⸗ 
fallen zu laſſen? ſo iſt das ein anderes Petitum, und 
ſolches kann nach der Anſicht des Gouvernements nur 
mit zwei Drittheilen der Stimmen angenommen werden. 
Eine Stimme: Ich muß bedauern, daß ich mich 
der Anſicht des Herrn Landtags⸗Kommiſſars meinerſeits 
nicht anſchließen kann, ich glaube nicht, daß die Sache 
ſo liegt, wie ſie der Herr Kommiſſar eben dargeſtellt 
hat, daß wei Petita einander gegenüber ſtehen. Wenn 
dies der Fall wäre, würde ich damit übereinſtimmen 
können, daß wir zwei Drittel als Maſorität haben 
müßten, weil aber das zweite kein Petitum, ſondern 
nur ein Grund für das Petitum iſt, das Motiv der 


Bitte, die Anerkennung der aus der flüheten Geſetzge⸗ 


dung folgenden Rechtsanſprüche, fo liegt auch in dieſem 
Falle die Sache gerade ſo, wie der Herr Kommiſſar zu⸗ 
erſt erwähnte, daß die einfache Majorität genüge, wo es 
ſich um Gründe für eine Bitte handelt. 2 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich muß mir geſtatten, 
den von mir bezeichneten Unterſchſed näher zu bezeich⸗ 
nen. Die eine Frage heißt: Soll Se. Majeſtat gebe: 
ten werden, die Ausſchüſſe wegfallen zu laſſen? Die 
andere, wie fie jetzt definirt wird: Sou Se. Maſeſtät 
gebeten werden, die Ausſchüſſe in Anerkennung, der da⸗ 
rauf bezüglichen Rechts anſprüche wegfallen zu laſſen? 
Das find zwei verfchiedene Petita, deren keines anders 
als durch zwei Drittheile der Stimmen angenommen 
werden kann. Ich glaube nicht anſtehen zu dürſen, 
zu erklären, daß wenn hier nach einer anderen An: 
ſicht entſchleden, und der letztbezeichnete Antrag mit 
einfacher Mojor tät angenommen werden follte, von St. 
Majeſtät darauf kein Beſcheid erfolgen würde. — (Mur: 
ren, Einige Stimmen haldlaut: das iſt eine Drohung.) |, 
Eine Stimme: Der Herr Marſchall hat die 
Frage fo geſtellt: Soll die Bitte auf die frühere Geſetz⸗ 
gebung gegründet werden; daraus folgt, daß dieſer Grund 
nicht im Petitum enthalten iſt, ſondern im Kontext, 
alſo zwei Dritthelle Majorität dazu nicht erforderlich 
ſein dütften. a 
arſchall: Ich erkläre, daß ich dies Bedenken 
dadurch befeltigen werde, indem ich, die Frage fo ſtellen 
werde, daß der Grund mit in das Petitum hineinkommt. 
Abgeordn. von der Heydt (Handelsgerichtspräſi⸗ 
dent aus Elberfeld): Ich habe ſchon früher vorgeſchlagen, 


daß, wenn das Amendement die geſetzliche Majorität 


nicht erlangt, dann die Bitte alſo motivirt werden 
möchte: Geſtützt auf den aus der früheren Geſetzgebung 
hervorgehenden Rechts anſpruch und aus Gründen der 
Nützlichkeit und Nathwendis keit. Dadurch wird nicht 
eine beſtimmte Anerkennung der Rechte gefordert, ſon⸗ 
dern nur die Bitte durch den dr. Gtsanſpruch begründet. 
Vielleicht vereinigt ſich die bohe Verſemlung dahin, 
daß Rechtsanſprüche und Nützlichkeitsgründe zul en 
aufgenommen werden. r 

Abgeordn. von Puttkammer (aus Pommern): 
Ich habe darauf antragen wollen, daß der Vorſchlag 
der Abtheilung, in berfelben Art möchte zur Abſtimmung 
gebracht werden, nämlich mit der Veränderung, die vor⸗ 


geſtern beliedt wurde und auch durchging. Wenn in⸗ 
deſſen der Vorſchlag des Abgeordneten aus der Rhein⸗ 
Provinz weſentlich daſſelbe enthält, ſo würde ich mich 


demſelben anſchlie ßen. 
Referent von der Schulenburg (Landrath aus 


der Provinz Brandenburg): Ich mache darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß deide Vorſchläge nicht egal ſind. Der Vor⸗ 
ſchlag der Abtheilung heißt: „Soll mit Beziehung auf 
die frühere Geſetzgebung u. ſ. w.“ Der Vorſchlag des 
Mitgliedes aus der Rhein- Provinz ſtützt ſich auf dle 
Rechtsanſprüche, und das will etwas Anderes ſagen. 
Ich glaube aber, daß die beiden Meinungen ſich darin 
vereinigen würden, wenn geſagt würde: „Soll mit Be⸗ 
zug auf die frühere Geſetzgebung und aus Gründen. u. 
ſ. w.“ gebeten werden. Darin liegt Alles, was wir 
wollen. 

Marſchall: Ich will mich ſehr gern dem Vorſchlage 
fügen, wenn er eine Vereinigung herbeiführen kann. 

(Viele Stimmen: Ja, Is.) 


Ich werde nun die Abſtimmung ſo vornehmen, wie 


fie vorgeſtern über die Periodisität ſtattgefunden hat, 


und bitte alſo, die Frage in dieſer Art zu verleſen. 


Referent von der Schulenburg: Die Frage 
würde alſo fo lauten: „Soll mit Bezug auf die frü: 
here Geſetzgebung und aus Gründen der Nützlichkeit und 
inneren Notbwendigkeſt Se. Majeſtät der Konig gebeten 
werden, den Wegfall der Ausſchüſſe auszuſprechen?“ 


Marſchall: Iſt gegen dieſe Frageſtellung etwas 
einzuwenden? f 5 
(Allgemeiner Ruf: Nein.) 
Wer alſo bejahen will, wird aufſtehen müſſen. 
a (Die ganze Verſammlung erhebt ſich.) 
Ich bitte den Herrn Referenten, im Vortrage fort⸗ 
zufahren. t 
Referent von der Schulenburg: 
. (Bericht. 

„Man ging ferner zu der Frage über, ob nach 
erfolgter Einberufung des vereinigten Landtages eine 
Berathung allgemeiner Geſetze noch anderswo, als beim 
vereinigten Landtage, z. B. auch bei den Provinzial: 
Landtagen, mit rechtlicher Wirkung eintreten könne? — 
Es ſcheint außer Zweifel zu ſein, daß die Krone ſich 
nach dem $ 12 der Verordnung vom 3. Februar 1847, 
die Bildung des vereinigten Landtages betreffend, das 
Recht ausdrücklich vorbehalten hat, den ſtändiſchen Bei⸗ 
rath über ſolche Geſetze auch von den Provinzial⸗Land⸗ 
tagen erfordern zu wollen. Dies würde aber den $ A 
des Geſetzes vom 22. Mai 1815 alteriren, indem hier⸗ 
nach ausdrücklich alle das Perſonen⸗ und Eigenthums⸗ 
Recht, fo wie die Beſteuerung, betreffenden Geſetze dem 
Beirathe der Verſammlung der Landes- Repräſentation 
unterliegen ſollen; ferner dem Artikel III. Nr. 2 des 
Geſetzes vom 5. Juni 1823 inſofern zuwiderlaufen, als 
die Wirkſamkeit der Provinzialſtände in dieſer Bezie⸗ 
hung nur fo lange ausgeſprochen iſt, als keine allge⸗ 
meine ſtändiſche Verſammlung beſteht. — Dieſe allge⸗ 
meine Stände⸗Verſammlung iſt nun vorhanden, und 
deshalb muß, wenn man die früheren Geſetzgebungen 
nicht in weſentlichen Punkten alteriren will, auch die 
Wirkſamkeit der Provinzial⸗ Landtage inſofern modifizirt 
werden, als es zwar der Krone überlaſſen werden muß, 
ob fie dieſelben über dergleichen Geſetze hören will, dies 
aber nicht als rechtsgültig anzuſehen iſt, wenn dadurch 
das Gutachten der vereinigten Stände erſetzt werden 
fol: Aus denſelben Gründen wird alſo auch der ſtän⸗ 
diſche Beirath bei den Geſetzen über die Perſonen⸗ und 


Eigenthumsrechte, wie ſchon ond D. oben erörtert, nicht 


durch den Beirath der ſtändiſchen Ausſchüſſe § 9 der 
en über die Bildung der ſtändiſchen Ausſchüſſe 
vom 3. Februar 1847 rechtsgültig erſetzt werden kön⸗ 
nen, ſondern nur allein der vereinigte Landtag dieſes 
Recht in Anſpruch zu nehmen haben. — Gegentheilig 
wurde zwar zugegeben, daß es allerdings wünſchens⸗ 
werth und felbft im Intereſſe der Verwaltung liegen 
müſſe, die Wirkſamkeit der Provinzfal⸗Landtage auf das 
Feld zu beſchränken, welches ihnen von Anfang an das 
gedacht und zugeſprochen ſei, auch anerkannt, daß es 
ſehr ſchwierig und nicht einmal im Intereſſe der Ver⸗ 
waltung ſein könne, die Provinzial⸗Landtage einzeln zu 
hören, an darin nicht die Stimme des Landes zu er⸗ 
kennen ſei, wenn die 8 Provinzen getrennt beriethenz 
die Verſammlung der 8 Provinzen zu einem vereinigten 
Landtage eben ſo leicht zu bewerkſtelligen ſein dürfte, 
als die Verſammlung 8 verſchiedener Landtage, auch die 
Verſammlung des veteinigten Landtages den großen 

Vorzug habe, daß dieſem königliche Kommiſſarien bei⸗ 
wohnten, was bei den Provinzial⸗Landtagen nicht der 

Fall ſei. — Ein Rechtsanſpruch für die Stände der 
Krone gegenüber, daß jedenfalls auch der. vereinigte 
Landtag über die fraglichen Geſetze gehört werden müſſe, 
wurde aber in Abrede geſtellt und namentlich dagegen 
b daß, wenn auch wirklich zugegeben würde, 
daß der Geſregeber dieſen Beirath nach dem Geſetz vom 
11. Mai 1815 und 5. Junf 1823 nur von den Reichs⸗ 
ſtänden habe verlangen wollen, doch jedenfalls Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Könige das Recht zuſtehen müſſe, 


eren 
Verheißungen nur nach und nach Folgeſ zu Igeben und ! 


Temperatur der Oder + 13. 6 


könne 


tagen ausgeſchloſſen ſein, 
mit 17 Stimmen bejaht, von einer verneint 


Marſchall: Die Diskuſſion bierüber iſt eröffnet. 


»Abgeordn. Dittrich (Bürgermeiſter aus Reiner): 
In Bezug bierauf demerke ich, daß die Beſtimmung, 
welche die verehrliche Abtheilung angeführt hat, hierüber 
weniger klar ſpricht, als der § 3 der Verordnung in 
Betreff der Bildung des Ausſchuſſes. Der § 3 fügt 
„Wie Wir ader in der die Bildung des vereinigten 


Landtages betreffenden Verordnung vom heutigen Tage 
bereits. vorbehalten haben, auch von dieſem dergleichen 


Gutachten in dazu geeigneten Fällen zu erfordern, ſo⸗ 
wollen Wir Uns gleichfalls vorbehalten, Geſetze der ww 
wähnten Art, welche die ganze Monarchie.oder meh 
Provinzen betreffen, ausnahmsweise auch den Prodin? 
zial⸗Landtagen zur Begutachtung vorzulegen.“ 
ſcheint mir, ich weiß nicht, din ich dgrüber ganz im 
Klaren oder nicht? — daß ein Widerſpruch obwaltet 
zwiſchen dem Allerhöchſten Patente und dieſer Beſtim⸗ 
mung. Im Allerhöchſten Patente iſt zu 3 vorerſt ge 
ſagt: „Dem vereinigten Landtage und in deſſen Wer 
treten dem vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſe übertragen 


Wir a) in Beziehung auf den ſtändiſchen Beirath bei 


dee Geſctzgebung diejenige Mitwirkung, welche den Pro 
vinzial⸗Ständen durch das Geſetz vom 5. Juni 1823 
§ III. Nr. 2, fo lange keine allgemeine ſtändiſche Ver, 
ſammlungen ſtattfinden, beigelegt war.“ Hier if 46 
allgemein geſagt. Dann iſt fpäter, beftimme: „Alles 
dieſes nach näherer Vorſchrift der Verordaungen vom 
heutigen Tage. Die angeführte Verordnung aber ver“ 
engert die allgemeine Beſtum mung. Ich weiß, wie ge⸗ 
ſagt, nicht, ob ich hierbei im Irrthume bin. Ich bin 


aber der Meinung, daß die Verordnung ſich nach dem 


Allerhöchſten allgemein deſtimmenden Patente richten 
müſſe. Doch kann auch dieſer Zweifel gehoben wecden 
denn in der Allerhöchſten Botſchaft vom 22. Ap 
d. J. iſt geſagt: „Auf diefem verfaſſungsmäßlaln 
Wege können zugleich alle Zweifel ihre Erledigung . 
den, die etwa über den wahren Sinn dieſer Geſebge“ 
bung obwalten möchten.“ Zweitens ſcheint mit . 
der Oct zu fein, um über das Petitionscecht, und 
wieweit daſſelde dem vereinigten Landtage und den 9 
vinzial⸗ Landtagen zuſtedt, Beſtimmung zu sed 
Es find nämlich im Laufe unferer Verſammlungen en 
nige Fälle vorgekommen, in denen Zweifel eniſta er 
find, inwieweit das Petitionsrecht dem vereinigten nach 
dem Provinzial⸗Landtage zukommt. Mir ſcheint „ 
der Verordnung ſelbſt der Fall nicht zweifelhaft zu für, 5 
Indeſſen in der Praxis hat er ſich als zweifelbaf Fine 
ausgeſtellt. So wie äußere Angelegenheiten ein; 
Seite den inneren zuwenden, ſo wendet J. 
Angelegenheit auch der bee eine 
13 der Verordnung über dee Bil 
3 iſt ber „Dem 2 Landtage ſteht 
das Peet zu, Uns Bitten un 
zutragen, welche innere Ben beiten 9 
ganzen Staats oder mehrerer Provinzen nn 
wogegen Bitten und Beſchwerden⸗ welche allein dar 


en betreffen, den Pro? 
Intereſſe der einzelnen Provinzen 5 
vinzial⸗Landtagen verbleiben. Hiernach iſt der Aus, 


: „ei rovinzen“ dem: „mehrere Provinzen. 
eee in der Anwendung als zwe felbalt 
hingeſtellt worden, und es möchte deshalb hierüber ; 
Beſtimmung getroffen werden. Das Petitionstech 
ich für ein fo wichtiges, daß ich gegen eine 
ausgeſprochene Keußerung — nach welcher von 
Beglückungs⸗Anträgen die Rede war — um 
deu 0 ed dieſes, von ER Königs 
uns verliehene Recht herabgeſetzt wird. 2 

"Bandtags:Rommiffar: Der geehrte mne . 
zwei Gegenſtände berührt, von denen der eine — 
gesordnung gehört, der andere ganz außer de 
Gortſctzung in der zweiten Beilage.) 
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ligen ſcheint, vielmehr bereits mehrere Sitzungen hin⸗ 
durch die obe Berſammlung beſwältigt tat. Ich muß 
daher meine Erwiderung auf den Ges enſtand deſchrän⸗ 
en, der zur Tagesoronung gevört. Dies iſt der in den 
Beſetzen vom 3. Februar c. enthaltene Vordehalt, m 
einzeinen Fälen auch das Gutachten üdee auyemeine 
Geſetze von den getrennten Probvinzialnänden zu vers 
nehmen. Es iſt zuerſt anyefu rt worden, daß ia diejer 
Size ung ein Widerſprach zu iſchen dem Patent und 
den einzelnen daruf dezüglichen Verocdnungen d. ſtehe, 
und ca auf der Wunſch gegründet u erden, daß tif. 
Woe ſpruch aufsetlärt werden möge. Ich laude nicht, 
daß ein ſolcher Widerspruch vorhanden iſt. Das Patent 
Mbr gleichſam einen Uuriß von dem Inhalt der Ver. 
drdnungen. Es ftellt die Reel auf und füzt hinzu: 
| "Ars dies nach nähere Vorſchrift der V.rord. unzen 
dom deutigen Tage. Daraus folgt, daß das, was in 
den Wirordnunyen deutlich vorgeſchtuben, Rechiens itt, 
acht, was man aus dem Patent glaubt deduziten zu 
Ganen. Nun ſagt der von dem Redner anzezoge. e 
Paragraph ganz deutlich: daß Se. Majestät Sich vor: 
dehalten haben, in einzelnen Fällen auch ſolche Geſtze, 
de den ganzen Staat oder meytere Provinzen betteffen, 
don den getrennten Previnzial⸗Stäuden bezutach ten zu 
fen. Der Grund, wum dieſe Ausnahme gemacht 
it, liegt nicht darin, daß min geglaudt hätte, der Rath 
don getrennten Standen ſei deſſer, als der vom verei⸗ 
nigten Landtage. Im Gegentheil, die Regierung bat 
döllig anerkannt, daß die Berathung allgemeiner Geſetze 
urch die Provinzial⸗Landtage keine geeignete ſel, ſon⸗ 
deen daß die Anſicht des Landes der Regel nach viel 
uverläſſiger von einer centralſtändiſchen Verſammlung 
bdernommen werden würde. Es hat aber, ich glaube dies 
on früher geſogt zu haben, der Fau vorgeſcwebt, wo 

ain an fi) einfacher Geſetz⸗ Vorschlag vorläge, deſſen 
ige Insledenderuſung dem Lande wünschenswert 
‚Wäre, und zwar zu einer Zeit, wo die Ptovinztal⸗Land⸗ 
auge eben verſammelt wären, und daß man ſüc ſolche 
aue aus Gründen der Nützlichkenn auch den Weg der 
Jerathung durch dieſe ais Ausnahme vorbehalten habe. 

Es iſt angeführt, daß man eden fo gut den vereini, ten 
Landtag zu einem ſolchen Zweck verfummeln könne, als 
die Provinzial⸗Landtage. Es iſt dies zwar nicht voll⸗ 
ommen richtig, indem der Aufwand an Zeit und Kos 
ſten zur Berſammlung der erſteren jedenfalls größer ist, 
us zur Verſammlung der letzteren; doch hat dieſer Un⸗ 
terschied keinesweges vorgeſchwebt, ſondern lediglich der 
al, wo die Povinzialſtände eben verſammelt wären 
dder deten Verſammlung nahe bevorſtände. Ich bitte 
üder, dieſer Ausnahme keine andere Bedeutung beilegen 
wollen, als diejenige, welche ich eben angegeben habe, 
de ich glaube, hinzufügen zu können, daß, wenn die 
N cſammlung der Anſicht iſt, daß dieſe Ar des ſtän⸗ 
ſchen Beirats nicht wünſchenswerth fei, von Seiten 


Abgeordn. Hanſemann (Kaufmann aus Aachen.) 
Joh würde recht gern von dem Antrage abſtehen, den, 
mie ich glaube, einſtemmig die Abtheilung uns vor⸗ 

bolägt, wenn man die Gewißheit härte oder wenn es 
Mbp nur möglich wäre, daß immer der nämliche 
ann Miniſter wäte, und wenn es ſich nicht hier um 
W Suche Handıt, die eine gewiſſe Feſtigkeit in ihren 
Mm Immungen haben muß. Aus dieſem Grunde 
Hließe ich mich vollſtändig den Konkluſionen der Ab: 
lung an. 
(Der folgende Redner, Banquier Beckerath aus 
ad fhloß ſich ebenfalls dem Antraye der Abthei⸗ 
W an.) f 5 


W ee n. von Manteuffel J. (wirkl, geh. Ober⸗ 
aug 


Nach und Direktor des Miniſteriums des Innern 
Berlin): Ich erlaube mir, darauf aufmerkſam zu 
Sn. daß es ſich nicht hier um Begutachtung des 
B. des vom 3. Februar dun delt, ſondern daß wir im 
N ge find, Bitten an Se. Mojeflüt zu befgliegen. 
n haben bereits geſtern und heute zwei wichtige Bit: 
d chest, gegen welche ich meinerſeits geſtimmt 


ig anach den Erklärungen dis Herrn Kommiſſars, wich⸗ 
do, benug iſt, um Sc. Majeſtät auch dieſe Bitte noch 
Shlunagen. Ich verneine dies, glaube, wir müſſen mit 

8 Farſamkeit bei“ unſeren Bitten zu Werke gehen. Man 
u war hier ſchon das Beiſpiel eines Kindes ange⸗ 
welches den Vater um alle Gegenſtände feiner 
ag ch vertrauensvoll bitten kann. Aber ich glaube, 
wein dieſes bildliche Verhältniß kann anders aufgefaßt 
Mind u. Der erwachſene Sohn wird nicht um Gegen⸗ 
1 Meme lten, die ihm nicht fo wichtig erſcheinen. 
une Herren! Ich glaube, wir find hier allerdings 
Wenn acht. Jedem Se. Majeſtät uns Hier zuſam⸗ 
W ufen pat, dat Er das ſich nicht verhehlt, aber 
ne nicht, daß wir unſere moralifhe Kraft ver; 
eu ein wit überall wit engenen Bedenten her: 
wenn wir durch befondere Klauſeln ung 


2 
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Zyeite Beilage 


ir Krone kein Gebrauch davon gemacht werden wird.“ 


dul Es fragt ſich nun, od dieſer Gegenſtand, befon: 
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Freitag den 11 Juni 1847. 


geben den Ein fluß der Provinzial⸗Luindtage ihn: 
zu müͤſſen vermeinen. 
den deiden greßen Bitten, der gezenwärtige Gegennand 
wohl auf fi berunen könnte. 

(Nachdem der Guneraliänofchafreraty von Auers⸗ 
wald aus Preußen dem vorigen Redner widerſproch en, 
wurde der Ruf „zur Adſtimmun ! hörbar.) 

(Abgeben. Graf von Schweein verzichtet auf 
RN das Wort.) 


Marſchall: Da Niemand mehr das Mort vet⸗ 


Ich glaude, daß gegenüber |, 


langt bat, fo werde ich die Debatte ſchleßen und zur 


Adßinmung bringen, od der Antrag der Adtheilung an: 
„enommen werden ſoll. Ich ditie denſelben zu verleſen 


mit den Modıfitationen, mie fie die vorigen Beſchrüſſ⸗ 


det b.iführen. = 
Sekretär von Leipziger (verlieh die Frage): 
„Will die Ab beilung vorſchlagen, mit Bezug auf die 
frühere Geſetzgebung, fo wie aus Gründen der Nütz⸗ 
lichkeit und inneren Nothwendigkeit, eine Bite an 
Se. Majeſtät den König zu richien, daß Se. Maje⸗ 
ſtät gnädigſt anzuerkennen geruhen, es konne der Bei⸗ 
rath des ver inigt.n Landtages nicht durch Verband: 
llurgen mit den einzelnen Provinzial⸗Landtagen ausge⸗ 
ſchloſſen fein,’ 
(Der Antrag wird durch Auſſteben mit überwiegender 
Mehrheit angenommen.) 


Referent von der Schulen burg) (verlieſt): 
„Die Aufhebung reſp. Modifiz'rung der ſtändiſchen 
Deputation für das Staatsſchuldenweſen iſt Gegen⸗ 
ſtand faſt aller Petitionen. — Es werden für den 
Antrag ſowohl von den Petenten, als auch von ver⸗ 
ſchiedenen Mitgliedern der Abtheilung, Gründe ange⸗ 
führt, die einen Rechtsanſpruch in den früheren ſtän⸗ 
diſchen Geſetzen darauf zu finden glauben, daß di ſe 
Deputation in ihrer jetzigen Geſtalt wegfallen müſſe. 
— Nach dem $3 der Verordnung vom 22. Mai 1815 
und Ait. II, IX, XIII und XIV der Verordnung vom 
17. Januar 1820 iſt nur von Einer aus den Pro⸗ 
vinzialſtänden zu wählenden Verſammlung der Lan⸗ 
desrepräſentanten, mit gewiſſen dieſer Verſammlung 
untheilbar zugeſtandenen Attributen die Rede, wäh⸗ 
rend die Geſetze vom 3. Februar 1847 deren drei 
ſchaffen, und jeder dieſer Verſammlungen einzelne 
Theile von Rechten, ſei es zur allein gen Ausübung, 
ſei es in Vertretung der anderen Verſammlungen, 
beilegen, welche nach jenen älteren, noch gültigen Ge⸗ 
ſetzen ein ungetheiltes, unwiderrufliches Attribut der 
einen land: oder reichsſtändiſchen Verſammlung blei⸗ 
ben ſollen. Nur der vereinigte Landtag iſt, wie es 
die früheren Verordnungen beſtimmten, aus den Pro⸗ 
vinzialländen hervorgegangen, nicht jene Körperſchaf⸗ 

ten, die aus ihnen gewählt werden ſollen, alſo auch 
nicht die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchul⸗ 
denweſen, deshalb konnte ihr keine Funktion übertra⸗ 
gen werden, die nur der vereinigte Landtag hat. 
— Nach Artikel II. der Verordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820 ſoll die Aufnahme von Staatsdarleh⸗ 
nen oder die Kontrahirung von Schulden jeder 
Art nur mit Zuziehung und Mitgarantie der Reichs⸗ 
ſtände geſchehen können, und es kann alſo jetzt, wo 
die reichsſtändiſche Verſammlung geſchaffen, zu allen 
Darlehnen und Schulden allein nur der vereinigte 
Landtag zugezogen werden und nicht andere Körper⸗ 
ſchaften. Dagegen überträgt die Verordnung vom 
3. Februar d. J. die Bildung einer ſtändiſchen De⸗ 
putation für das Staatsſchuldenweſen betreffend 1 
und § 4 die Garantie für die Schulden und Anlei⸗ 
hen, die in Kriegszeiten vom Staate aufgenommen 
werden müſſen, dieſer Deputation und lädirt inſofern 
unzweifelhaft das Geſetz vom 17. Januar 1820, an 
deſſen Rechtsbeſtändigkeit Niemand zweifelt und nicht 
zweifeln kann, da in dem Patent vom 3. Februar 
1955 auf daſſelbe rekurrirt wird. — Es wird nach 

em Geſetz vom 17. Januar 1820 das Staatsſchul⸗ 

„denweſen ausdrücklich der reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung untergeordnet, wenn aber nach der Verordnung 
vom 3. Februar 1847 die ſtändiſche Deputation für 
das Staatsſchuldenweſen betreffend, dieſen Gegenſtand 
zum großen Theil und in ſehr weſentlichen Funktio⸗ 
nen einer beſonderen Deputation überwieſen worden, 
ſo bleibt das Staatsſchuldenweſen nicht mehr der 
reichsſtändiſchen Verſammlung untergeordnet. — An⸗ 
derentheils wurde dagegen erwiedert, daß, wie ſchon 
früher ausgeführt, die Richtigkeit der Folgerung nicht 
zugeſtanden werden könne, daß es nicht nur völlig mit 
Recht in der Befugniß der Krone gelegen habe, ohne 
die frühere Geſetzgebung zu verletzen, neben der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung auch andere Körperſchaften, 
die noch dazu aus ihrem Schooße hervorgingen, mit 
gewiſſen Attributen zu verſchenz daß ſolches ſogar in 

mancher Beziehung ſehr zweckmäßig erſcheine, daß der 
ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen 
offenbar noch mehrere Rechte, als verheißen, zugeſtan⸗ 
den wären, indem ihr eine ausgedehntere fortwäh⸗ 
rende Kontrole des Staats⸗Schuldenweſens geſtattet, 
als den Reichsſtänden verheißen, und nicht blos die 
Begutachtung der Rechnung. Man hafte im Gegen⸗ 
theil die Ueberzeugung dieſer Funktion an eine ſtän⸗ 
diſche Deputation für ſehr zweckmäßig, da eine große 
Verſammlung, wie der vereinigte Landtag, doch nur 
durch eine Deputation dieſe Funktion würde erfüllen 
können. Was die Zuziehung dieſer Deputation bei 
Anleihen bei drohendem und ausgebrochenem Kriege 

anlange, ſo habe der königliche Herr Landtags⸗Kom⸗ 
miſſarius bereits erklärt, daß von dieſer Drputation 
keine Zuſtimmung mit der Wirkung, als ſei ſolche 
vom vereinigten Landtag ertheilt, verlangt werde. 
ſondern daß ſie nur Zeuge ſein ſolle, um ſpäter auch 
dem vereinigten Landtage mit Rechenſchaft ablegen zu 
können, wie man verfahren habe und habe verfahren! 


* 


zu Ne 133 der Breslauer Zeitung. 


müſſen. Dieſe Beſtimmung könne daher eigentlich nur 
als ein B was des z&duchen Willens der Krene ans 
geſehen werten, nichts ohne Muweſſen der Stende 
ach, in Zeuen der Gefahr zu ihun. 
in dieſer Beziehung event. nur eine aulher tiſche In⸗ 
iert reiation der Js 6 und 10 der Vereninrug dem 
3. Febrear 1 47 uber die Bildung des vereinigten 
Landiages zu erbitten ſein. — In diefer letzteren wis 
ziehung vereinigten ſich beide Anſichten und wurde 
nur ol geſuyrt, daß die bloße Erklärung des Lor igt. 
Herrn Landtads⸗Kommiſſarils Fine Geſotzeskraft habe 
und, da ſich Zweifel über die Austegung der bezugli⸗ 
chen Paragraphen ergeben ha ten, eine authenliſche 
Interpreiatton noihwendig mache. . 
Die Frage wurde nun jo geſtellt: 2 

Tut die Abtheilung der Anſicht bei, daß eine Be: 

rechtigung der Stactsſchulden⸗Depu arion den vers 

kinigten Landtag in ſeinen Befus niſſen zur Ken⸗ 
ſentirung ven Staal sſchulden zu erſetzen, mit 
dem Geſetze vom 17. Jenuar 1820 unverein⸗ 
bar ‚fer? 

und einſtim mig b jaht, dagegen die Frage: 

Zeit die Abtheilung der Anſicht bei, daß di: 

j sige Einrichtung der ſtändiſchen Deputat on für 

das Staatsſchuldenweſen mit dem Geſetze vom 

17. Januar 1520 überhaupt ul vereinbar fa? 
mit 12 Siimmen verneint, mit 3 b. jah. 

Endlich vereinigte man ſich zu dem Konlluſum, ein⸗ 
mmig der hohen Verſammlung vorzuſchlagen: 

Mit Bezug auf die aus dem Geſetz vom 17. Ja⸗ 

nuar 1540 fin ergebenden Rechtsgründe Se. Mea⸗ 

lenat zu bitten, die Verordnungen vom 3. Fes. 
bzuar 1847 dahin andern zu wollen, daß unzwei⸗ 
felhaft aus ihnen hervorgehe, daß die ſtär diſche 
Deputation für das Staatsſchuldenweſen nicht bes 
ſummt ſei, den vereinigten Landtag in feinen 

Beſugniſſen hinſichtlich der Konſentirung von Staats⸗ 

Schalden 3u erſetzen. 5 

An dieſen Beſchluß reihte ſich nothwendig die Ber 
trachtung, wie es denn bei der Konſentirung von 
Schu. den in ſolchen Fallen gehalten werden follr, wo 
die Einverufung bes Landtages unmöglich bleibe, und 
in dieſer Beziehung war die Abtheilong einstimmig 
der Anſicht, daß ausdrücklich ausgeſprochen werden 
möge: 

daß Se. Majeſtät das unbeftreiibare Recht der 

Krone bekalten möge, in allen Fallen, in welchen 

die Einberufung des vereinigten Landtages unaus⸗ 

führbar iſt, ohne Zuziehung der ſländiſchen Or⸗ 
gane Anleihen zu kontrahirenz 
mas dieſelbe dem hohen Landiage zur Beſchlußnahme 
gehorſamſt empfiehlt,” - 

Ich woute in, Bezug auf den letzten Paſſus bins 
zuſcten, daß die Adtheilung zu dieſem Vorschlage des⸗ 
hald gekommen iſt, weit in siner frü,eren Eröffnung, 
welche der tönigt. Kommiſſar machte, geſagt wurde: 
wenn man ein Bedenken darin findet oder man wünſchte 
etwas Anderes, fo ſollte es vorgeſchligen werden. Da 
nun die Abtheilung fip dazu entſchloffen dat, der Ver⸗ 
fammiung verzuſchlagen, einen Zgeil der Functionen 
der D. puiation nes fallen zu laſſen, fo ſchun es ier 
nothwendig, einen Vorſchlag zu machen, wie fie etſetzt 
werden ſolle, und da war die Abtheilung der Anſicht, 
daß St. Majeſtat, we immer, auch hier gebeten wer⸗ 
den möge, das Recht auszuüben, was igm von jeher 
zugeſtanden hat, und was niemals deſtritten iſt, Nas 
mens des Staats die nothwendigen Anleihen zu mas 
chen, wenn der Landtag nicht gehört werden kann. 

Ab eordn. Winzler (Kaufmann aus der Pro: 
vinz Brandendurg): In dem Fill, daß es der Ver⸗ 
ſammlung nicht möglich werden jellte, die Geburt dieſer 
uneiwünſchten Staatsſchulden⸗Deputation zu verhindern, 
würde allerdings ein ſolcher Antrag durchaus nöte ig 
ſein, wie ihn die Abtheilung hier in dem krſtem hinge⸗ 
ft. hat. Für die Sicherung einer ſolchen deſonders 
wichtizen Befuzniß würde aber das, was die Abthei⸗ 
lung empfiehlt, nicht völlig ausreichen. Sie em,; fiehit 
namlich nur die Bitte, wenn wir nun auch üterau d. e 
Gnade Sr. Majeſtät vertrauen, fo glaube ich doch, 


wit dürfen nicht bios allein vertrauen, daß eine ſolche 


Bitte erfüllt werde. Denn, meine Herren, man wird 
ſo etwas nie als abſolute Gewißhelt hinſt lien können, 
da es für Se. Majeſiat dochwichtige Gründe geben 
kann, welche wohl die Möglichteit denkbar machen, daß 
eine ſolche Bitte abgelehnt wird. Nan feige ich (die 
Entſcheidung Sr. Majeſtät wird doch wahrſcheinli v erſt 
erfolgen, wenn wir nicht mehr hier find), wenn die 
Bitte abgelehnt werden follie, in welcher Stellung wird 
dann der Landtag gegen das Volk, gegen unſeren 
Machtgeder ſtehen. Ich würde mir deshald, in Bezug 
auf den erſten Antrag der Abtheilung die gehorſamſte 
Bemerkung erlauben, daß, zu dieſem Anttage, den ich 
mir nicht zu formuliren erlaube, ſor dern welchen ich 
dem beſſeren Ermeffen der hohen Verſammlung an⸗ 
teimuebe,. noch eine Verwamung hinzugefügt werde, 
des Inhalts, daß in dem Fall die Büte nicht erfüllt 
würde, wir dennoch eine ſolche Befugniß der Deputa⸗ 
een weder Übertragen, noch, "wenn, fie ausgeſprochen 
werden follte, als rechtsbeſtehend anerkennen werden. — 
Was den zweiten Antrag betrifft, nämlich: ausdeück⸗ 


ich auszuſprechen: „daß Se. Majeſtät das unbeſtreit⸗ 


bare Recht der Krone debalten möge, in allen Fällen, 
in welchen die Einberufung des vereinigten Landtags 


Es würde clio . 


— 


> 


unausführbar iſt, ohne Zuzlehung ſtändiſcher Organe 
Anleihe zu kontrahiren,“ — fo muß ich mich die ſem 
Antrage entſchieden widerſetzen, denn ich habe für meine 
Perſon die unabweisbare Pflicht, meinen Machtgebern 
das wichtige Recht der Einwilligung und Mitgarantie 
bei Staats⸗Schulden um ſo mehr zu wahren, als nach 
den großartigen Zugeſtändniſſen unſeres Königs und 
Herrn vom 3. Februar d. J. ein ſolches Recht, als 
unbeſtreitbares der Krone bezeichnet, nicht mehr da fein 
kann, ich mich alſo keineswegs berufen fühlen darf, in 


meiner Stellung ein ſolches durch Anerkennung und 


Zuweiſung ſelbſt von neuem hervorzurufen. Uebt da⸗ 
gegen Se. Majeſtät ohne eine ſolche ausdrückliche vor⸗ 
hergegangene Einwilligung der Verſammlung in Zeiten 
der Gefahr und Noth aus eigener Machtvollkommen⸗ 
heit einmal ein ſolches Recht, ſo würde ich doch die 
ganz unleugbar jetzt beſtehenden Rechte des Volkes und 
der Stände nicht für gefährdet halten, weil unſere an⸗ 
geſtammten Herrſcher aus flüheren, eben ſo ſchmerzli⸗ 
chen als glorreichen Erfahrungen der Vergangenheit die 
eine Ueberzeugung gewonnen haben, daß Volksvertrauen 
der werthvollſte Edelſtein in Preußens Krone ſei, weil 
ihm allein Gehorſam, Liebe und Treue, die unwandel⸗ 
barſten Stützen aller Throne, entkeimen, fie ein ſolches 
Vertrauen, wie jetzt in Preußen lebt, auch immer ge⸗ 
wiß zu ehren, zu achten und zu vermehren ſuchen wer⸗ 
den. Wo alſo die Einberufung der Reichsſtände um: 
ausführbar iſt, wo ihre Einwilligung nicht ausgeſpro⸗ 
chen werden kann, wo aber die Erhaltung, Wohlfahrt 
und Ehre des Vaterlandes eine augenblickliche Hülfe 
erfordert, da möge mein König und Herr, dem ich 
vertraue, aber nicht eine ſolche Deputation, der ich 
nicht vertraue und nimmermehr vertrauen werde, be: 
ſtimmen und eine ſolche Hülfe ſelbſt verſchaffen, und 
kein Preuße wird ſpäter feine Beiſtimmung verſagen. 
— Aber ein ſo hochwichtiges Recht der Stände und 
des Volkes, wie die Abtheilung vorſchlägt, der Krone 
von ſelbſt und als unbeſtreitbar derſelben gehörig zurück⸗ 
zugeben und es zu behalten nech bitten, da weiß ich 
zwar nicht, meine Herren, was Sie davon denken; 
ich will aber ſagen, wie ich davon denke; ich halte 
dieſen Vorſchlag für eine Mißachtung der wahrhaft 
königlichen Gabe, für eine Nichtachtung der deſte⸗ 
henden und gegebenen Rechte des Volkes und würde 
ihm beizutreten für eine Verletzung meiner Pflicht an⸗ 
ſehen; deshalb ſtimme ich für Verwerfung des Antrags 
der Abtheilung. l 

Abgeordn. Dittrich (Bürgermeiſter aus Reinerz): 
Dem letzteren Antrage entgegen, kann ich nur meine 
Freude über das ausſprecheu, was die Abtheilung vo⸗ 
tirt hat. Mir ſcheint nicht, daß durch Annahme die⸗ 
ſes Vorſchlags den von uns Vertretenen irgend etwas 
vergeben wird, indem wir Vertrauen zeigen, wo uns 
Vertrauen geworden iſt, und ich bin der Meinung, 
daß gerade hier das Vertrauen am rechten Orte iſt. 

Referent von der Schulenburg: Im Namen 
der Abtheilung wollte ich nur noch hinzufügen, daß 
wir uns nur den Fall haben denken können, daß es 
unmöglich wäre, den Landtag zu verſammeln, und 
dann ſage ich, Einer muß doch hervortreten, und da 
erſcheint eben aus den Gefühlen des Vertrauens, die 
der Antragſteller getheilt hat, nichts beſſer, als Se. 
Majeſtät den König zu bitten, Namens ſeines Landes 
zu thun, was ihm recht ſcheint. 

Abgeordn. von Gaffron (Kredit⸗Inſtituts⸗Direk⸗ 
tor aus Schleſien): Die Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J. überweiſt der ſtändiſchen Deputation 
Funktionen, die ſich hauptſächlich in zwei Abtheilungen 
ſubſumiren laſſen. Die erſte iſt die fortlaufende Kon⸗ 
trole der Staats⸗ Schulden, die zweite iſt die Mitwir⸗ 
kung und der Beirath zu den Staats⸗Schulden in 
außerordentlichen Fällen. Was den erſten Theil be⸗ 
trifft, ſo ſcheint es mir, daß derſelbe auch dann nicht 
entbehrt werden kann, ſelbſt wenn der vereinigte Land⸗ 
tag ſich periodiſch verſammeln würde; ich glaube viel⸗ 
mehr, daß eine ſtete Kontrole dieſer Deputation noth⸗ 
wendig iſt, den Geſchäften des Landes vorarbeiten und 
dieſe dem Landtage ſehr erleichtern würde. Ich glaube 
nicht, daß es in unſerm Intereſſe liegt, die Mitwir⸗ 
kung in dieſem Punkte abzulehnen oder zurückzuweiſen. 
Was den zweiten Punkt anlangt, fo hege ich aller⸗ 
dings die Anſicht, daß von Seiten der Krone auch 
nicht im entfernteften die Abſicht obgewaltet hat, da⸗ 
durch irgendwie die Wirkſamkeit des vereinigten Land⸗ 
tags zu neutealifiren. Ich erblicke vielmehr in dieſer 
Beſtimmung einen Beweis der Geiſſenhaftig⸗ 
keit der Krone, indem fie ſelbſt für die ſtaͤn⸗ 
diſche Mitwirkung in den Fällen vorgeſehen hat, 
wo die Zuſammenberufung unmöglich wird. Es iſt 
zwar beſteuten worden, daß dieſe Unmöglichkeit ſtatt⸗ 
finden konnte, indeſſen was in der Geſchichte einmal 
vorgekommen iſt, daun wiederkehren. Wir können 
nicht wiſſen, ob nicht in vw Nachbarſtaaten politifche 
umwälzungen eine Ueberfluthung anſerer Gränzen 
durch feindliche Invaſtonen veranlaſſen wen ſolche 
Momente herbeiführen könnten, wo ſchnell gehanden 
werden muß. Ich habe ferner keine Gefahr in jener 
Deputation erachtet, weil es in einer einfachen Politik 
der Kabinette liegt, daß fie ihre Macht in ſolchen Fäl⸗ 
len darauf am meiften verstärken, wenn fie ihre ge⸗ 
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treuen Stände verſammeln, und daß daher alſo deren 


Nicht⸗Einberufung nur in den anßerordentlichſten Fäl⸗ 


len vorkommen würde. Deſſenungeachtet ſchließe ich mich 
der Abtheilung an, daß Se. Majeſtät der König gebe⸗ 
ten werde, nur den erſten Theil der Beſtimmung der 
Deputation für die Staats⸗Schulden⸗Kontrole beſtehen 
zu laſſen, dagegen aber den zweiten Theil aufzuheben. 
Ich ſchließe mich noch mit größerer Freude dem An⸗ 
traage der Abtheilung an, daß wir es vertrauensvoll 
der Machtvollkommenheit des Königs übertragen, in 
ſolchen äußerſten Fällen Darlehne aufzunehmen. Ich 
halte ſie für gefahrlos und auch für zweckmäßig und 
nützlich. Gefahrlos, weil, abgeſehen von der Regie⸗ 
rungsweisheit, die im Hauſe Hohenzollern erblich ge⸗ 
worden iſt, es auch in einer einfachen Politik liegt, 
ſich für die Möglichkeit ſolcher Fälle des Beiraths der 
Stände zu verſichern. Zweckmäßig aber halte ich es 
darum, weil es keinen Beweis größeren Vertrauens 
giebt zwiſchen König und Volk, als durch ſolch' eine 
Erklärung von Seiten der Stände. Ich bin über⸗ 
zeugt, daß ein ſolcher Ausſpruch in allen Gauen un⸗ 
ſeres Vaterlandes die größte Freude erwecken wird, 
eben fo wird es auch im Auslande einen Eindruck 
machen, der für Preußen nur erſprießlich ſein kann, 
und der das Vertrauen auf unſere Einheit und Kraft 
fördern wird, und darum bitte ich Sie, ſchließen Sie 
ſich der Abtheilung an und laſſen Sie uns einmüthig 
Sr. Majeſtät dem Könige dieſe Befugniß in den be⸗ 
regten Fällen übertragen. 
(Ruf zur Abſtimmung.) 4 

Landtags-Kommiſſar: In der Hoffnung, 
daß es vielleicht zur Abkürzung der Debatte beitragen 
möge, will ich der Verſammlung die Erklärung abge⸗ 
ben, daß es niemals in der Intention des Gefesgebers 
gelegen hat, daß die durch das Geſetz vom 3. Februar 
d. J. kreirte Deputation des ver. Landtags für das Staats- 
ſchuldenweſen dazu beſtimmt fei, den Letzteren in feinen Be⸗ 
fugniffen hinſichtlich der Konſentirung der 
Staatsſchulden irgendwie zu erſetzen oder zu vertreten, 
und daß, wenn die Verſammlung ſich dem Wunſche ihrer 
Abtheilung dahin anſchließt, daß dieſe Erklärung noch 
einmal von Sr. Majeſtät dem Könige gegeben werde, 
der König dann unbedenklich und auch noch während 
des Landtages dieſem Wunſche nachkommen würde. 
Dieſe Deputatition, wie ſie kreirt iſt, hat, wie der ge⸗ 
ehrte Redner vor mir bemerkte, eine zwei⸗ oder eigent⸗ 
lich dreifache Funktion. Die erſte iſt die, um in ſol⸗ 
chen Fällen, wo der vereinigte Landtag nicht berufen 
werden kann, die Regierung bei der Aufnahme von 
Darlehnen, welche zur Erhaltung des Staats noth⸗ 
wendig ſind, zu unterſtützen und in dieſer Beziehung 
das Geſetz vom 17. Januar 1820 wenigftens‘ inſo⸗ 
weit in Erfüllung zu bringen, daß keine Darlehne 
ohne Zuziehung einer ſtändiſchen Körperſchaft aufge⸗ 
nommen werden können. Sollte ſich die Verſamm⸗ 
lung dem zweiten Antrage ihrer Abtheilung dahin an⸗ 
ſchließen, daß für dieſe Fälle Sr. Majeſtät dem Könige 
die unbedingteſte Freiheit gegeben werde, die Schulden, 
die zur Erhaltung des Vaterlandes nothwendig ſind, 
zu kontrahiren, ſo würde für die Regierung jeder 
Grund fortfallen, die Deputation zu dieſem Zweck zu 
erhalten, während ich der Meinung bin, daß auch in 
dieſem Falle im ſtändiſchen Intereſſe der Beidehaltung 
der fraglichen Beſtimmung nichts entgegenſteht. Ich 
wiederhole aber, daß von Seiten der Krone nicht der 
wenigſte Werth darauf gelegt wird, daß ihr im Gegen⸗ 
theil die höchſte Freiheit nur willkommen ſein kann. 
Die beiden andern Funktionen, die dieſer Deputation 
beigelegt ſind, ſind von der Art, daß die Verſammlung 
gegen ihre Zweckmäßigkeit wohl nichts einzuwenden 
haben möchte. Es iſt im Geſetz von 1820 beſtimmt, 
daß bis Zuſammentritt der Relchsſtände eine Deputation 
des hieſigen Magiſtrats die eingelöſten Staatsſchulden⸗ 
Dokumente mit der Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ 
ſchulden in gemeinſchaftlichen Verſchluß nehmen ſoll. 
Dieſe Funktion ſoll nun, ſtatt des Magiſtrat⸗Aus⸗ 
ſchuſſes, die ſtändiſche Deputation vornehmen. Ich 
kann mich nicht überzeugen, daß es in der Intention 
des Geſetzgebers vom Jahre 1820 gelegen haben ſollte, 
600 Perſonen zu dieſem Geſchäft zu berufen. Selbſt wenn 
Se. Majeſtät die Periodizität des ver. Landtags in derſelben 
Weiſe nachgeben ſollte, wie ſolche erbeten iſt, ſo würde doch 
in den Zwiſchenjahren eine Behörde fehlen, um dieſe 
Funktion vorzunehmen. Deshalb weiß ich nicht, was 
dagegen zu erinnern ſein könnte, während auf der an⸗ 
dern Seite auf dieſe Funktion vom Gouvernement 
kein Gewicht gelegt wird. Nur in Beziehung auf die 
Nützlichkeit dürfte ihre Beibehaltung anzurathen ſein. 
Die dritte Funktion der Deputation iſt die, daß die 


Rechnungen der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden 
ihr zur vorbereitenden Prüfung unterlegt werden, da⸗ 


mit demnächſt die Centrak⸗Verſammlung darüber Be⸗ 
ſchluß faſſen könne, ob die Ertheilung der Decharge bei 
des Königs Majeſtät zu beantragen ſei. Daß dieſe Vor⸗ 
prüfung nicht von der Verſammlung in corpore er⸗ 
folgen kann, verſteht ſich von ſelbſt, fie würde ohne 
die Deputauon aue von einer Abtheilung erfolgen können, 
welche von dem Marſchal ernannt werden müßte. Die 
Deputatiou iſt eine Adthellung, die nicht von dem Mar⸗ 


ſchall ernannt, ſondern von Ihnen aus Ihrer * 


gewählt iſt, eine Abtheilung, welche dies Geſchäft ar; 
jäptficy vornimmt, während jegt, wenn nach dem An⸗ 
trage die Verſammlung alle 2 Jahre berufen werden 
ſollte, ohne fie in den Zwiſchenjahren eine Behörde 
fehlen würde, um dieſe Funktion zu übernehmen. End: 
lich iſt diefer ſtändiſchen Corporation noch das Recht 


"aeigelegt, die Kaffe der Hauptverwaltung der Staats⸗ 


ſchulden zu jeder Zeit zu revidiren und ſich von der 


ordnungsmäßigen Buchfühtung und von dem Vothan⸗ 
denſein der Beſtände zu überzeugen. Dies ſind alſo 
die Funktionen der Landes⸗Deputation für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen, welche auch dann, wenn die Verſamm⸗ 
lung dafür ſtimmen ſollte, daß Sr. Majeſtät dem Kö⸗ 
nige für den Fall der Nothſchulden völlig freie Han 
zu laſſen ſei, dennoch ihre Beibehaltung rathlich er⸗ 
ſcheinen laſſen würden. a 

(Nachdem die Abgeordneten Graf von Helldorff, 
v. der Heydt, Naumann und Sperling geſprochen, trat 
der Breslauer Abgeordnete Tſchocke auf die Rednete 
bühne.) 

Abgeordn. Tſchocke: Meine Herten, ich ſchließe 
mich ganz dem Antrage der Abtheilung an, welcher da⸗ 
din geht, daß die Schuldendeputation wegfalle. Meine 
Gründe für dieſen Anſchluß find die Gefege von 1815 
bis 1820. In jenen Geſetzen iſt an eine ſolche Staats⸗ 
Schuldendeputation, wie ſie das Patent und die Ber 
ordnung vom 3. Februar vorſchreiben, nicht gedacht. 
Ja jenen Geſetzen find die Anleihen den geſammten 
Reichsſtänden vindizirt und zugeſichert worden. Jene 
Geſetze enthalten aber, wenn wir weiter darüber nach? 
denken wollen, das Minimum der Rechte, welche dur 
die deutſche Bundesakte dem deutſchen Volke und jr 
mit auch den preußiſchen Ständen zugeſichert und Det 
bürgt find. Dieſes Minimum werden wir nicht auf 
geben wollen. Im Publikum, im Volke hat ſich da“ 
gegen der Begriff feſtgeſtellt, daß das Patent vom 3. Fe⸗ 


bruar nur ein Minimum von jenem Minium iſt. 
(Viele Stimmen: Ohl Oh!) — Jetzt aber geht det 


Ausſchuß auf ein Feld über, das, wie ich glaube wahr? 
genommen zu haben, mir und dem weit größeren Thel 


der Verſammlung einmal unangemeſſen ſcheint, das 


Ich werde 


zweitemal aber uns in Verlegenheit ſetzt. \ 
nicht viel fprechen von dem Vertrauen zu Sr. Malt 
ſtät, weil mir dies gewiſſermaßen zu hoch ſteht und wel 
das Vertrauen der Unterthanen, der Staatsbürger gegen 
ihren angeſtammten Herrſcher als etwas Natürliche 
Vorhandenes zu betrachten iſt, das ſich ganz von ſe 1 
verſteht. Wenn es darauf ankemmt, von meiner Seſte 
dies thatſaͤchlich zu zeigen, fo ſtehe ich dafür, daß ich 
Keinem in dieſem Saale nachſtehe. Durch meine Kraͤſlk 
und Mittel, durch meine mit ſaurem Schweiß 
worbenen Mittel, ſo weit es mir möglich iſt, bin 
bereit, dies zu beweiſen. 
handelt, Se. Majeſtät zu bitten, ein Recht wieder au 
zunehmen, was Sie abgelehnt und den Ständen Aber 
tragen haben, dann, meine Herren, drängen ſich in 10 
die mannigfaltigften Vorſtellungeu, fo mannigfaltig, daß 
ich nicht weiß, wie ich ſie ausſprechen ſoll. Sollen 
wir denn dem Schein oder der Vermuchung Raum ge“ 
ben, als od wir nicht befähigt, nicht befugt oder noch 
nicht gekräftigt genug ſeien, unter allen Umſtänden von 
dem Rechte der Zuſtimmung zu Anleihen einen ei 
mäßigen Gebrauch zu machen und da zu rathen, wo 
noththut und der König es fordert? Ich mache Sie abel 
meine Herren, beſonders noch auf etwas aufmerff A 
Se. Majeftät hat uns gefagt, wir ſollen unfere P 5 
ten gegen die Krone und unſere Pflichten gegen . 
Volk erfüllen, wir ſollen das Recht der Krone wohn 
wir ſollen aber auch das Recht Derer wahren, die mich 
hierher entſendet haben. Wenn ich alſo erkläre, daß ich ue 
dieſem Theile des Gutachtens nicht anſchließe, 1 1 
ich es in der gewiſſeſten Ueberzeugung, daß ich Se. Mo 
ſtät den König nicht verletze und eben fo weg u⸗ 
ſchuldigen Ehrfurcht zu nahe trete. Ich thue oa Recht 
gleich mit der vollſten Ueberzeugung, daß ich auch das ein 
meiner Kommittenten nicht verletze, vielmehr bewadlt ig, 
Recht, welches mir immer heilig war und u Thel : 
bleiben wird. Darum ſtimme ich gegen ziefi zu 
des Gutachtens. 1 
Abgeordn. von Vincke (eich, aut nut bag, 
Ich kann den meiſten der geehrten Antrage der Ab⸗ 
beipflichten, daß man ſich dem zweiten d 2 dab 
thelluug entſchieden widerſetzn mu, und aun Fun 
nur bemerken, daß 1 die aut RE 
Mitglieder dahin ging, daß, — . f 
tion Sr. 005 nicht beabſichtigt habe, uns u 
zu entziehen, doch die Verheißungen der früheren Die 
ſetze, namentlich des von 1820, nicht erfüllt seien. noch 
Abtheilung dagegen will auch das Wenige 11 im 
nehmen, was in dem Patente von den älteren 1 fiht 
mungen noch zu entdecken iſt. — um meine A 
zu motiviren, erlaube ich mir noch Bezug zu Wiſſene, 
auf die Gründe der Abtheilung, welche, meines 6 Ans 
noch nicht erwahnt worden ſind. Es iſt für m Ve- 
ſicht des Theils der Abtheilung, der ſich mit win 5 
tent vom 3. Februar in Uebereinſtimmung lait Nec. 
angeführt worden: „daß es nicht nur völlig m die feü⸗ 
in der Befugniß der Krone gelegen habe, ohne ndiſchen 
here Geſetzgebung zu verletzen, neben der ei noch dein 
Verſammlung auch andere Körperſchaften, 8 


* 
W. 


. 


0 


Wenn es ſich aber darum 


4 


9 


8 ihrem Schooße hervorgingen, mit gewiſſen Attribu⸗ 
zu verſehen.“ — Das iſt ein allgemeinet Satz, ge⸗ 
den nichts zu erinnern iſt, der aber auch nicht das 
tingfte beweiſt. Daß neben den Ständen auch an: 
nike Körperſchaften beſtehen und gewiſſe Attribute 
haben können, beſtreitet Niemand; es fragt ſich nur, 
das find das für Körperſchaften und was für Attribute? 
Daß nur Eine Verſammlung reichsſtändiſche Befug⸗ 
fe beſitzen kann und nicht eine zweite, daß ihr alfo 
} fine Attribute beigelegt werden können, wie die Reichs⸗ 
funde für ſich vindiziren, iſt in den vorigen Tagen ſo 
8 idee ausgeführt worden, daß nichts Neues dafür zu 
gen bleibt. — Wenn ferner den ſtändiſchen Deputa⸗ 
nen mehr Rechte zugeſtanden werden, als früher den 
Reichsſtänden zugeſichert worden ſeien, fo habe ich da⸗ 
egen nichts zu erinnern; daraus folgt aber wieder nicht, 
ß die Reichsſtände nicht die Rechte haben ſollen, die 
Men früher verſprochen worden find. Und wenn end⸗ 
geſagt worden iſt, es ſolle dem vereinigten Land: 
lage von den Deputationen Rechenſchaft abgelegt wer⸗ 
en, wie man verfahre, fo haben die Deputationen 
doch keine verantwortliche Stellung, wie auch der Herr 
Jommiſſar es ausgelegt hat; fie ſollen nicht die ſtän⸗ 
Ache Zuziehung erſetzen, ſondern nur auf den Grund 
des durch das Geſetz verliehenen Mandats eine Art 
Thätigkeit ausüben, die aber den Reichsſtänden nach 
den früheren Geſetzen in weit vollſtändigerem Maße 
eigelegt war. Es kann alfo auch daraus nicht fol⸗ 
gen, wie die Abtheilung konkludirt, daß hierin der Wille 
der Krone zu finden wäre, nichts ohne Mitwiſſen 
der Stände in Zeiten der Gefahr zu thun, weil die 
Deputation eben nicht an die Stelle der Stände 
en, dieſe nie erſetzen kann. — Die Beſtimmung des 
Geſetzes von 1820 ſagt evident, daß unter keinen Um⸗ 
den und zu keiner Zeit Staatsſchulden kontrahirt 
werden ſollen, es ſei denn mit Zuziehung und unter 
garantie einer reichsſtändiſchen Verſammlung. Dieſe 
aber und ein bloßer Ausſchuß ſind weſentlich verſchie⸗ 
dene Perſonen. Wenn ich daher, mich dem Antrage 
er Abtheilung zwar dahin anſchließe, daß ſtändiſche De⸗ 
utationen nicht einmal beſtimmt fein können, den 
Landtag zu erſetzen, fo kann ich daraus doch nicht fol⸗ 
ern, daß darum der zweite Antrag der Abtheilung ger 
rechtfertigt ſei: „daß der König das unbeftreitbare Recht 
der Krone behalte u. ſ. w.“ Faſt in jedem Worte iſt 
dier ein Widerſpruch. Erſtens hat die Krone ſolche 
Rechte nicht; denn wie das Geſetz von 1820 ausdrück⸗ 
uch ſagt, hat die Krone den Reichsſtänden gegenüber 
erzicht darauf geleiſtet, und es kann alſo von unbe⸗ 


ſtreitbaren a Ned Krone, welche dieſelbe behalten 
e 


ſolle, gar keine 
haben nicht einmal 


4 


8 


zur Zeit unſerer Väter beſtanden, 


in keinem deutſchen Lande anders, als mit ausdrücklicher 
uſtimmung der Stände. Und in Bezug auf dieſe Zu⸗ 
ümmung it im Geſetz von 1820 genau daſſelbe wie⸗ 
derholt worden, und es kann daher von einem unbe⸗ 
Nreitbaren Recht der Krone, Schulden ohne Zuſtimmung 
in Stände zu machen, gar keine Rede fein. Aber man 
* fogar noch weiter gegangen; denn während die Ver: 
nung über die Bildung des vereinigten Landtags in 
6 ausdrücklich die bloße Zuziehung der Deputationen 
ne die ſtändiſche Zuſtimmung von Kriegsfällen 
abhängig macht, ſo hat man hier geſagt: „in allen Fäl⸗ 
u, wo die Zuſammenberufung der Allgemeinen Stände 
mausführbar ſei“, alſo ſelbſt in Friedenszeiten, 
unter allen Umſtänden. Wenn alſo die Anſicht der 
Athgeber der Krone dahin gehen könnte, daß die Ein⸗ 
Krufung des Landtages unthunlich ſei, ſogar außer 
negszeiten, dann können Schulden gemacht werden 
me die Stände. Was demnach von der ſtändiſchen 
SBefugniß übrig bleiben möchte, das vermag ich nicht 
u entdecken. Ja, man ſagt ſogar: „ohne Zuz ie⸗ 
N Ding der ſtändiſchen Or gane!“ Alſo ſogar die 
Aputation, die ſich auf fünf Mitglieder reduziren könne, 
195 deren Majorität ſich wieder auf drei Mitglieder re⸗ 
Br felbft dieſe geringe ſtändiſche Repräſentation ſoll 
um Schuddenmachen übergangen werden dürfen! Das 
ht weit über das geſchichtliche Recht, an das uns der 
Mig erinnert, das geht über den ureignen Geiſt deut⸗ 
e Satzung himmelweit hinaus, das begründet ein 
puſelutes Recht für die Krone. So ſehe ich nun auch 
fe hohem Vertrauen gegen des Königs Mapeſtät, fo 
br ich auch davon durchdrungen bin, daß das Haus 
f Wei 'ohenzollern feit mehr als 400 Jahren jene Erb⸗ 
E sheit beſaß, wie kein anderes Fürſtenhaus in 
Moopa, daß ſich in Bezug auf die Reihefolge großer 
55 narchen kein Fürſtengeſchlecht mit dem Geſchlecht der 
henzollern meſſen kann, fo muß ich doch im Inter⸗ 
15 der Sache und der Stände daran erinnern, daß 
0 seine Ausnahmen vorgekommen find. Die Ehrfurcht 
em Königshauſe gebietet mir, die Ausnahmen na⸗ 
entlich zu bezeichnen lich halte dies auch nicht für 
lamentariſch); aber an die Bon darf ich erinnern, 
lan ie vorgekommen find, an den dreißigjährigen Krieg 
Fenn die Zeit nach Friedrich's II. Tode. In beiden 
can haben wir eine Verwendung von Geldmitteln er⸗ 
fü namentlich eine Vergeudung des von der Weis⸗ 


u 


h 7 
8 Gedi e des Großen geſammelten Schatzes und 
eine Politik, die die ſpätere Geſchichte nicht gerecht⸗ 


ſein. 


ſein. Solche Rechte der Krone 


es haben niemals Schulden kontrahirt werden können, 


— — 


1459 
fertigt hat und die in ihren weiteren Konſequenzen un“ 
ſere Monarchie an den Rand des Abgrundes gebracht 
hat, in den verhängnißvollen Jahren 1806 und 1807, 
und ich erinnere daran, daß wir als Stände für die 
fernſten Generationen zu ſorgen haben. Das verſteh 
ich unter dem Fideikommiß, wovon ich früher ſprach.— 
wir haben auch das Recht der Nachgebornen im Auge 
zu behalten. Es ſind zwar in allen Staaten Fälle 
vorgekommen, wo vom Buchſtaben der Geſetze im Drange 
des Augenblicks adgegangen wurde; für ſolche Fälle 
exiſtiren aber nirgends Vorſchriften, es gilt dann nur 
der Satz, den wir jüngſt aus dem Munde des Herrn 
Kommiſſars gehört haben: „Noth kennt kein Ge: 
bot!“ Aber für ſolche Ausnahmefälle, die außerordent⸗ 
liche Mittel verlangen, hat man keine Beſtimmung 
präziſirt und mit Recht geglaubt, wo ſolche Ausnahmen 
gemacht worden ſeien, würden ſie auch ſpäter von den 
Ständen als begründet anerkannt werden. Bei un⸗ 
ſerer erſten Verhandlung in dieſem Saale habe ich 
über dieſen Punkt, vielleicht den wichtigſten, einigt 
Worte geſagt, die von dem Herrn Kommiſſar miß⸗ 
verſtanden oder doch ſo gedeutet worden ſind, als 
ob es mir in den Sinn hätte kommen können, des 
Königs geheiligte Perſon mir verantwortlich zu den⸗ 
ken. Ich mag deſſen damalige Worte nicht wie⸗ 
derholen, fie haben mich im tiefften Innern erſchüttert, 
meine Zunge war gelähmt, ſo daß ich nicht im Stande 
war, darauf zu antworten. Aber Jeder in der Vers 
ſammlung wird mir darin Recht geben, daß dies mir 
nicht in den Sinn kommen können, daß ich gänzlich 
mißberſtanden worden bin. Wenn ich von einer In⸗ 
demnitätsbill ſprach, fo dachte ich an den Fall anderer 


Staaten, die verantwortliche Miniſter haben, und weiß 


wohl, daß unſere gegenwärtigen Miniſter den Ständen 
nicht verantwortlich find, Ich halte es überhaupt nicht 
für zweckmäßig, für ſolche Fälle von Hauſe aus Aus⸗ 
nahmegeſetze zu erlaſſen. Möchte es darauf ankommen, 
ſo würde das eine Sache der Propoſition ſein, die von 
des Königs Majeſtät an die Stände gelangt, und dann 
würden wir uns in der Lage befinden, die ſpeziellen 
Punkte zu erwägen; dann würde man unterſcheiden 
müſſen. Für den äußerſten Fall, daß es nicht möglich 
wäre, die Stände aller Provinzen zu verſammeln, würde 
denen, welche erſcheinen können, unbedenklich die Be⸗ 
fugniß zu allgemein verbindlichen Beſchlüſſen beizulegen 
Allerdings iſt der Fall vorgekommen, wo Seine 
Majeſtät ſich in Memel befand und nur einen kleinen 
Rayon um Memel beſaß. Dann iſt zu erwägen, ob 
es nicht zweckmäßig wäre, für den ſingulairen Fall eines 
Ktieges, der in 32 Jahren nicht vorgekommen iſt und 
welcher erſt in der allerentfernteften Zukunft wieder vor⸗ 
kommen möge, die Kontrahirung von Anleihen von der 
Verantwortlichkeit der jeweiligen Rathgeber der Krone 
abhängig zu machen; darum ſcheint es mir noch nicht 


nothwendig, daß man ſich auf den Standpunkt conſti⸗ 


tutioneller Staaten mit Miniſter⸗Verantwortlichkeit ſtellt. 


So weit will ich nicht gehen, ich will nur die Mög⸗ 


lichkeit andeuten, daß man für extraordinaire Fälle 
Mittel finden kann, ohne die ſtrikten Beſtimmungen 
der ſtändiſchen Rechte geradezu zu verletzen. Ich will 


nur aufmerkſam machen, zu welchen Folgen die An⸗ 


nahme des Vorſchlages der Abtheilung führen würde. 
Wir haben von der Kreditloſigkeit des Staates gehört, 
würde aber ein Kreditor zu erwägen vermögen, ob die 
Einberufung des Landtages unausführbar geweſen 
iſt oder nicht? Wenn ſpäter die ſtändiſche Verſammlung 
dahin ſentirte, die Einberufung wäre nicht unaus⸗ 
führbar geweſen und die Anleihe daher nicht rechts⸗ 
beſtändig, ſo würde der Kreditor ein bedeutendes Riſico 
laufen; und dieſem wird ſich Niemand ausſetzen wollen, 
ohne eine Riſicoprämie, die wir aus unſerem Beutel 
gewähren, erſetzen müßten. Deshalb habe ich mir er⸗ 
laubt, um beide Coͤncluſa der Abtheilung in eine Faſ⸗ 
ſung zu bringen, dem Herrn Marſchall vor einigen 


Tagen folgendes Amendement zu überreichen, nämlich: 


„Se. Majeſtät den König zu bitten, Allergnädigſt aner⸗ 
kennen zu wollen, daß nur mit Zuſtimmung des verei⸗ 
nigten Landtags Landesſchulden rechtsgültig kontrahirt 
werden können, falls jedoch der unbedingten Anwendung 
dieſes Grundſatzes erhebliche Bedenken entgegenſtehen 
möchten, dem vereinigten Landtage eine darauf bezüg⸗ 
liche Propoſition huldreichſt vorlegen laſſen zu wollen.“ 
Der Weg der Propofition würde dann eintreten, wenn 
des Königs Majeſtät für Ausnahmefälle Ausnahme⸗ 
Maßregeln für nothwendig hielt. Aber von vornherein 
unſere ſtändiſchen Rechte aufzugeben, das ſcheint mir 
nicht in unſerer Befugniß zu liegen, und dem muß ich 
auf das Entſchiedenſte widerſprechen. 
(Bravo! Bravo!) 

Referent von der Schulenburg: Es iſt der Ab⸗ 
theilung untergelegt worden ... (laut! laut!) — Es 
iſt von einem Mitgliede der Abthellung angeführt wor⸗ 
den, daß derartige Aeußerungen gefallen ſind; mir ſind 
er erinnerlich und im Protokolle ſteht davon auch 
nichts. . ! 
Abgeordn. Hanfemann: Meine Herren! Ich habe 
die Bildung der Deputation von 8 Mitgliedern unter 
den ihr nach den Verordnungen vom 3. Februar zuge⸗ 
wleſenen Befugniſſen niemals für eine glücklich yemählte 
Einrichtung gehalten. Ich verzichte darauf, die Rechts⸗ 
gründe hier zu erörtern, weil dies bereits. von vielen 


Seiten geſchehen iſt. Aber ich mache Sie aufmerkſam 


auf andere Gründe, die gegen das Beſtehen einer ſol⸗ 


chen Deputation und noch vielmehr gegen den von der 
Abtheilung gemachten Vorſchlag ſprechen, den Vorſchlag 
nämlich, daß wir Sr. Majeſtät das Recht überlaſſen, 
in allen Fällen, in welchen die Einberufung des verei⸗ 
nigten Landtages unausführbar iſt, ohne ſtändiſche Zus 
ſtimmung Anleihen zu kontrahiren. Im Jahre 1820 
war man der Zelt, wo man Kriege, große Kriege für 
die National⸗Exiſtenz geführt hatte, noch ſehr nahe, auch 
noch nahe der Zeit, wo der Staat faſt ganz vom Feinde 
beſetzt war; und doch hat man, als das Geſetz vom 
17. Januar 1820 erlaſſen wurde, nicht daran gedacht, 
Beſtimmungen dieſer Art für den Fall des Krieges zu 
treffen. Sind denn die Staatsmänner von damals fo 


viel weniger vorſichtig geweſen, als diejenigen, die jetzt 


die Patente vom 3. Februar Sr. Majeſtät gerathen 
haben? Ich glaube, daß die Staatsmänner damaliger 
Zeit, gerade den Ereigniſſen naheſtehend, wo der hier 
vorgeſehene Fall wirklich vorhanden geweſen iſt, am al⸗ 
lererſten hätten auf den Gedanken kommen müſſen, ſolche 
vorkehrende Beſtimmungen zu treffen, wenn es über⸗ 
haupt vernünſtig und zweckmäßig geweſen wäre. Sie 
baben es aber nicht gethan, und ich bin der Meinung, 
daß ſie vollkommen Recht gehabt haben. Ich kenne kei⸗ 
nen großen Staat, wo Beſtimmungen dieſer Art vor⸗ 
handen wären, wohl aber kleinere, die ihre Quadrat⸗ 
meilen nur nach Hunderten zählen, doch keinen, der ſie 
nach Tauſenden zählt. Es giebt gewiſſe Dinge, meine 
Herren, die man in der Geſetzgebung gar nicht einmal 
vorausfegen muß; ich halte es für unvorſichtig — ich 
ſpreche es aus, — ſie vorauszuſetzen, und dazu gehört 
gerade die Vorausſetzung, daß ein Land wie Preußen 
jemals ſo unglücklich ſein könnte, nicht einen ſtändiſchen 
Beirath beifammen zu haben, um Anleihen zu kontra⸗ 
hiren. Sollte ein ſo großes Unglück dennoch über mein 
Vaterland kommen, fo thue man, was die Noth ge 
bietet, aber nicht ſetze man voraus, daß ein ſolches 
Unglück geſchede. Ich bewohne einen Thell der Mo⸗ 
narchie, der nahe an der weſtlichen Grenze liegt, alſo 
gewiß einen Theil, der im Falle des Krieges der felnd⸗ 
lichen Invaſion ausgeſetzt iſt; aber ich bin überzeugt, 


daß ich nicht der Einzige bin, ſondern daß meine Kol⸗ 


legen vom linken Rheinufer mit mir übereinſtimmen, 
daß, wenn jener Fall eintreten ſollte, unſer Platz hier 
iſt und nicht dort. Von einem verehrten Mitgliede der 
Ritterſchaft aus Schleſien iſt angeführt worden: Indem 
wir Sr. Majeſtät ein ſolches Recht elnräumten, fo 
würde dies dem Auslande gegenüber einen guten Ein⸗ 
druck machen. Ich ſage, daß es gerade den entgegen⸗ 
geſetzten Eindruck machen würde. Wer eine Schwäche 
von ſich ſelbſt vorausſetzt, wird für mehr oder weniger 
ſchwach gehalten. Ich hoffe, das Vaterland iſt ſtark 
und es wird noch ſtärker werden, gerade dadurch, daß 
Se. Maj. der König in großartiger Weiſe die ſtändi⸗ 
ſchen Einrichtungen erweitert hat und gewiß in ent⸗ 
ſprechender Weiſe noch ferner erweitern wird. 
Abgeordn. von Gaffron: Ich will mich bemühen, 
ſo laut als möglich zu ſprechen, um vom Platze verſtanden 
zu werden. Es iſt von einem geehrten Mitgliede aus Weſt⸗ 
falen ein Theil meiner Rede wiederholt worden, indem darin 
geſagt wurde, es ſeien auf die Regierungs weisheit unſeres 
Königshauſes meine Argumente begründet. Das geehrte 
Mitglied ſcheint mich nicht verſtanden zu haben, Ich habe 


geſagt: abgeſehen von der Regierungsweishelt, find noch 


andere Gründe vorhanden. Wenn es auch für mich ein 
Argument iſt, ſo habe ich es nicht wollen der Verſamm⸗ 
lung als ein ſolches hinſtellen. — In Betreff der An⸗ 
führung des letzten geehrten Redners aus der Rhein⸗ 
Provinz, fo habe ich allerdings geäußert, daß, wenn 
wir die Aufnahme von Darlehen in den außerordentli⸗ 
chen Fällen, deren das Abtheilungs⸗Gutachten erwähnt, 


vertrauensvoll Sr. Majeſtät übertrügen, dies uns ſtark 


machen würde. Von Schwäche iſt nicht die Rede. Ich 
habe bewieſen, daß ich dieſe Geſinnung nie gehegt habe, 
und ich bin welt davon entfernt, ſtändiſche Rechte auf⸗ 
zugeben. Sehr gern bin ich bereit, mich Vorſchlägen 


anzuſchließen, welche für jene außerordentlichen Fälle, wo 


die Ständeverſammlung nicht zuſammentreten kann, be⸗ 
hufs der Garantie von Staats⸗Darlehen, ein genügen⸗ 
des Auskunftsmittel gewähren. Da aber ein ſolches 
Mittel bisher nicht aufgefunden worden, wenn erwähnt 
worden iſt, daß die Krone ſich in ſolchen Fällen Hülfe 
zu verſchaffen ſuchen muß, fo halte ich es am zweck⸗ 
mäßigſten, der Krone dieſe Machtvollkommenheit für 
ſolche Fälle von Seiten der Stände zu übertragen, da⸗ 
mit der Staat in ſolchen Ereigniſſen nicht kreditlos 
daſteht. 

Abgeordn. Frhr. von Vincke: Ich wollte hierauf 
einfach erklären, daß ich in den. Worten, die ich geſagt 
habe, weder auf die Rede des ehrenwerthen Mitgliedes 


Bezug genommen, noch an das Mitglled, noch an ſeine 


Rede gedacht habe. 
Abgeordn. von 
ben Worte. 
Abgeorda. Frhr. von Vincke: Nachdem ich es in 
Abrede geſtellt habe, iſt die Sache abgemacht. 
Marſchall: Keine Converſation, wenn ich bit: 
ten darf! | 


Abgeordn. Hanfemann: Ich muß mißverftanden 


Gaffron: Es waren aber dieſel⸗ 


worden ſein, wenn das verehrliche Mitglied geglaubt 


phat, ich hätte von einer Schwäche geſprochen, von Sei⸗ 


ten des Mitgliedes. Ich habe nur behauptet, und Nie⸗ 
mand hat es anders verſtehen können, daß man nicht 
ſtark, ſondern ſchwächer wird, wenn man das thäte, 
was die Abtheilung beantragt hat, und ich ſetze hinzu, 
daß dies eine Ueberzeugung iſt, die nicht nur aus mei⸗ 
nem Janern hervorgeht, ſondern die auch auf Bera⸗ 
thungen mit Finanzmännern gegründet iſt. 

Abgeordn. von Saucken (aus der Provinz Preu⸗ 
ßen): Meine Herren! Wie das Patent erſchien, gehörte 
auch ich zu denen, welche gegen die Deputation große 
Bedenken fanden; ich gehörte zu denen, die der Anſicht 
waren, daß die Regierung vorzüglich darauf Werth 


legte um im Fall eines Klieges, ja ſelbſt eines nur zu 


erwartenden Krieges, durch ihre Zuziehung allein berech⸗ 


tigt ſeia ſollte und wollte, Schulden zu machen, für die 


das geſammte Volk aufzukomwen verpflichtet wäre, Das 
wären die Glünde, weshalb ich und ich glaube Viele 
von Ihnen ſich gegen die Wahl der Deputirten zu ev: 
klären entfchloffen waren. Wir haben die Erklarung 
des königlichen Kommiſſars gehört; wahrſcheinlich oder 
gewiß iſt uns zugeſagt (und ich glaube den Worten un⸗ 
bedingt, und ich glaube, Sie Alle vielleicht, denn wir 


haben Gründe, alles Vertrauen dem Manne zu ſchen⸗ 


ken, der ſie ausgeſprochen hat) daß, noch während wir 
hier verſammelt find, uns eine offizielle Declaration zu: 
gehen ſolle, daß die Deputation nirgend den vereinigten 
Landtag als ſolchen erſetzen, nirgend bindende Handlun⸗ 
-gen vo nehmen könne, die Einfluß haben könnten, für 
den vereinigten Landtag, Ich erkenne zugleich in dieſer 
Erklärung diejenige, daß die Regierung oder das Gou⸗ 
vernement ſeine Anſicht darin geändert hat, daß es 
keine Schulden kontrahiren will, als nur mit Zuſtim⸗ 
mung des vereinigten Landtags. Wenn die Deputation 
nur ſo ins Leben treten ſoll, ſo kann ſie in dieſer Be⸗ 
ziehung für den Staat von keinem Nutzen ſein. Ich 
muß alſo der Anſicht ſein, daß unter den gegenwärti⸗ 
gen Umſtänden die Regierung ſelbſt erklärt hat (indem 
fie der Deputation die Befugniß, welche fie ihr hat ge: 
ben wollen, zurücknimmt), in dieſer Weiſe auch niemals 
geneigt iſt, ohne Zuſtimmung des Langtags Schulden 
zu machen. Ich glaube auch, daß der Staat nie wird 
in die Lage kommen, es zu bedürfen; es heißt, für den 
Fall eines Krieges wäre es möglich, daß ein ſolches 
Verhänniß eintreten könne, wenigſtens wurde es früger 
einmal von dieſer Stelle geſagt, ich glaube aber, daß 
dleſer Fall nie eintreten kann. Einmal iſt geſagt wor⸗ 
den, daß eine Provinz oder mehrere ſich in der Lage 
befinden kann, daß es unmöglich iſt, daß ihre Vertre⸗ 
ter erſcheinen. Wir haben aber die Beſtimmung, daß 
an gar keine Zahl die Beſchlüſſe gebunden ſind, alſo 
würden wir, wenn auch eine große Zahl fehlt, immer 
gültig beſchließen können. Andere haben geſagt, die Bes 
rufung des vereinigten Landtages würde die Abſichten 
der Regierung decouvrlreu. Meine Herren, in der heu⸗ 
tigen Zeit werden auch nicht acht Männer aus acht 
Provinzen einberufen, ohne daß es die Welt weiß oder 
erfährt. Aus allen dieſen Gründen glaube ich nicht, 
daß jetzt die Deputatlon behuſs einer Anleihe noch nö⸗ 
thig wäre, und möchte mir daher den Vorſchlag erlau⸗ 
ben, indem wir der erhaltenen Erklärung des königli⸗ 
chen Kommiſſars glauben und vertrauen, daß wir jetzt 
nicht mehr fo ängſtlich makeln, ſondern die Deputation 
wählen können, die in ihren Geſchäften nun nichts 
weiter, als eine Erleichterung für den Landtag iſt und 
nur zur Ordnung und Beauſſichtigung des Staats⸗ 
Schuldenweſens und zur Niederlegung der Dokumente 
dienen ſoll.“ Ich kann jetzt keine Bedenken mehr fin⸗ 
den und erkläre mich deshalb, ganz und gar gegen das 
Gutachten des Ausſchuſſes; ich möchte jetzt die Depu⸗ 
tation wählen, da fie keine Rechtsbeſtimmungen zu tref: 
fen, da fie den vereinigten Landtag nicht zu erſetzen im 
Stande fein ſoll, und möchte daher auch in Bezug auf 
den zweiten Punkt des Gutachtens dieſe als nicht mehr 
zuläſſig und nothwendig ganz und gar verwerfen. 
Landtag⸗Kommiſſar: Ich habe ſchon mehr⸗ 
mals das Unglück gehabt, in dieſer Verſammlung miß⸗ 
verſtanden zu werden; kaum glaube ich aber je auf be⸗ 
deutendere Weiſe mißverſtanden zu ſein, wie heute. Der 
geehite Redner vor mir hat angeführt: ich habe die Er: 
klärung abgegeben, daß die Deputatlon für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen in keinerlei Beziehung die Funktionen des 
vereinigten Landtags wahrnehmen ſolle. Dies habe ich 
nicht geſagt, und ich weiß das um ſo gewiſſer, weil 
ich mit dem Gutachten in der Hand die Woite verleſen 
habe, wie fie in dem ſelden ſtehen. Darin aber heißt 
es: daß ſie nicht beſtimmt fei, den vereinigten Landtag 
rückſichtlich der Konſentirung von Staats: 
Schulden zu erſetzen. Das nur habe ich erklärt; es 
iſt aber himmelweit verſchieden von dem, was der vo: 
tige Redner geſprochen hat, ich ſage ſehr verfchieden, 
weil der geehrte Redner daravs gefolgert hat, daß das 
Gouvernement oder der Geſetzgeber Isinen Entſchluß in 
Bezug auf die Deputation aufgegeben habe; gerede ent: 
gegengeſetzt aber habe ich erklärt, daß es niemals in der 
Jatention des Geſetzgebers gelegen habe, der Deputatlon 
die bezeichnete Befugniß einzuräumen, daß alſo von ei⸗ 
ner Aenderung der Anſicht nicht die Rede ſein kann. — 
Ich habe ferner geſagt, daß wenn die Verſammlung 
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darin übereinftimmen ſollte, dem Könige oder der Krone 
das Recht zu geben, im Falle der Noth ohne ſtändiſche 
Konkurrenz Schulden zu machen, dann natütlich die 
Zuziehung der ſtändiſchen Deputation für dieſen Zweck 
nicht weiter erforderlich ſei. Hieraus hat der Redner 
gefolgert, ich hätte geſagt, daß in Zukunft der Staat 
ohne Zuſtimmung des vereinigten Landtags Schulden 
überhaupt nicht mehr machen wolle. Wie dieſe Fol⸗ 
gerung daraus gezogen iſt, iſt mir ganz unbegreiflich. 
Ich habe zwei Fälle der Aufnahme von Darlehnen ge⸗ 
ſtellt; entweder mit Zuziehung des vereinigten Landtags, 
oder ohne dieſelbe, aus freiem Entſchluß des Königs. — 
Ich muß aber, um noch deutlicher zu ſein, auf eine 
Erklärung zurückkommen, die ich ſchon einmal ge⸗ 
geben habe. Die Krone hat keinen anderen Ausweg 
gewußt, um das Geſetz vom 17. Januar 1820 mit 
der Wohlfahrt des Staates in Einklang zu brin⸗ 
gen, als den vorgeſchlagenen. Sie glaubt ihn dadurch 
in Einklang mit dem Geſetze gebracht zu haben, und 
daß dies geſchehen, haben Se. Majeſtät in der Botſchaft 
vom 22. April d. J. ausdrücklich ausgeſprochen. Ich 
habe erklärt, daß, wenn ein anderer Ausweg gezeigt 
werden könne, ihn die Krone mit Freuden acceptiren 
werde; als einen ſoichen Ausweg würde ich den von der 
Abtheilung vorgeſchlagenen betrachten, und ich habe ihn als 
einen ſolchen bezeichnet, aber nur unter, der Vorausſetzung, 
daß die Schulden, welche in der von der Abtheilung 


angedeuteten Weiſe gemacht würden, dieſelben Rechte 


haben, als diejenigen, welche unter Zuziehung und Mit⸗ 
garantie des vereinigten Landtags gemacht werden. Denn 
wollte man ihnen ein geringeres Recht einräumen oder 
ihr Anerkenntniß von künftigen Eventualitäten abhän⸗ 
gig machen, fo würde man das Land in den Zeiten der 
Noth, wo ſolches des Kredits am meiſten bedarf, deſſel⸗ 
ben berauben. Nur unter dieſer Vorausſetzung, — und 
ich habe nichts Anderes vorausſetzen dürfen, — konnte 
ich den Vorſchlag acceptiren. Nachdem aber hier die 
Rede davon geweſen iſt, daß dergleichen Schulden im 
Fall der Noth zwar ohne Konkurrenz der Stände ge⸗ 
macht werden können, daß ſie aber Schulden ſeien, von 
denen man nicht wiſſe, ob ſie wirklich als Landesſchul⸗ 
den anerkannt werden würden, ſo muß ich ausdrücklich 
hinzufügen, daß der vorgeſchlagene Ausweg nur dann 
als ſchicklich und geeignet bezeichnet werden kann, wenn 
jene Schulden dieſelben Rechte haben ſollen, als alle 
übrigen. Wird dies nicht angenommen und kann kein 
anderer beſſerer Ausweg gezeigt werden, ſo muß der durch 
das Geſetz bezeichnete Weg beſtehen bleiben, und ich 
würde mich dann in dieſer Beziehung dem Antrage des 
geehrten Mitgliedes aus Weſtfalen keinesweges entge⸗ 
genſtellen. ö N 

Abgeordn. von Saucken (vom Platze): Ich muß 
annehmen, daß ich mich falſch ausgedrückt habe, wenn 
ich wirklich geſagt habe, daß alle Funktionen der ſtän⸗ 
diſchen Deputation aufgehoben werden ſollen; ich habe 
nur ſagen wollen, alle diejenigen, die bei Zuziehung 
u den Staats⸗Anleihen bindende Kraft für den verei⸗ 
nigten Landtag haben ſollen. Das iſt das Erſte. Wenn 
ferner geſagt iſt, ich hätte ausgefprochen, die Regierung 
habe ihre Abſicht geändert, ſo gebe ich zu, daß ich im 
Weſentlichen mich unrichtig ausgedrückt habe. Ich will 
es anders ausſprechen; meine Abſicht war, zu ſagen, 
daß die Regierung durch dieſe gethane Erklärung aus⸗ 
geſprochen hat, daß ſie die Sache anders angeſehen, als 
wir, und etwas Anderes im Sinne gehabt hat, von 
dieſer Deputation zu fordern, als wir beſorgt haben. 
Abgeordn. von Beckerath: Nach der von dem 
königl. Herrn Kommiſſarius in Bezug auf den erſten 
Vorſchlag der Abtheilung gegebenen Erklärung iſt es 
wohl unnöthig, noch in weitere Erörterungen dieſes 
Punktes einzugehen, denn die Verſammlung wird ſich 
durch dieſe Erklärungen um ſo mehr bewogen fühlen, 
jene Frage bejahend zu beantworten und eine derſelben 
entſprechende Bitte an Se. Majeſtät den König zu ſtel⸗ 
len. Was den zweiten Antrag betrifft, ſo möchte ich 
mich an das geehrte Mitglied der Provinz Schleſien 
wenden, deſſen hier vorgetragene Anſicht von einem an⸗ 
deren geehrten Redner berührt wurde, ohne daß der Redner 
wie er erklärte, an dieſes Mitglied gedacht hat. Ich aber 
denke an dieſes Mitglied und denke mit Wohlgefallen an 
die Geſinnung, die es ausgeſprochen hat, denn ich theile 
dieſelbe, allein ich glaube, daß der geehrte Redner ſich in 
einem Mißverſtändniß befunden hat, indem er annahm, 
es handle ſich hier um einen Akt des Vertrauens, den 
wir Sr. Majeſtät, dem jetzt regierenden Könige zu er⸗ 
weiſen hätten. Meiner Meinung nach handelt es ſich 
aber um eine ſtaatsrechtliche Beſtimmung, bei welcher 
auf Zeiten und auf Perſonen keine Rückſicht genomm en 
werden kann. Handelte es ſich um einen Akt des Ver⸗ 
trauens gegen Se. Majeſtät den König, ſo würden ge⸗ 
wiß alle diejenigen, ich glaube es in ihrem Namen ſa⸗ 
gen zu können, die den zweiten Antrag der Abtheilung 
nicht annehmen, alle dieſe würden wahrlich nicht die 
letzten ſein in der freudigen Bereitwilligkeit, dieſen Akt 
zu vollziehen. Meine Herren! Die Geſchichte zeigt, daß 
n alten. Ländern, in denen das Staatsrecht, ein klares, 
feſt begründetes war, auch das Vertrauen zwiſchen Re⸗ 
gierung und Volk am wenigſten irgend eine Trübung 
erlitt. Da aber, wo das Staatsrecht ſchwankend und 


lungs⸗Gutachtens iſt ausdrücklich geſagt: (lieſt der) 


unſicher war, fo daß es eine derſchiedene Deutung zu⸗“ 


ließ, da war immer dem Mißtrauen Thür und 7 11 
geöffnet, und eben einem ſolchen Zustande in Bezug 65 
unſer Land vorzubeugen, ift heute unfere, Aufgabe. Es 
iſt von den Rednern vor mir genügend ausgeführt wor; 
den, wie eben die Beſtimmung, um die es ſich handelt, 
einen integrirenden Theil unſeres Staats⸗Rechts di del; 
ich glaube, daß wir unſere Pflicht verkennen würden 
wenn wir jenes Recht in Berückſichtigung von 5 
chen Fällen der Zukunft und von Eventualitäten, DIE 
ſich ſo und auch anders geſtalten können, irgend aufge: 
ben. Der Fall eines Krieges und augenblicklich drohen 
der Gefahren liegt außerhalb des Gebietes des Staats? 
rechts, es wird ſich ſchwerlich vorſehen laſſen, was m 
einem ſolchen Falle zu thun iſt, wenn nämlich als ann 
die Einberuſung der Stände abſolut unausführdar ya 
Es wird dann geſchehen, was im Drang der umſtan R 
geſchehen muß, und find in unſerem Staate die Ders 
hältniſſe ſo geordnet, wie wir es hoffen dürfen, wie wir 
es namentlich in Folge unſerer jetzigen Beſtrebungen 
hoffen dürfen, fo wird die Regierung nie in Verlegen 
heit gerathen können. Wenn ſich nicht voraussehen 
läßt, was in Fällen der Unausführbarkeit der Einbeit? 
fung der Stände zu thun iſt, fo läßt ſich dagegen mit 
Beſtimmtheit vorausſehen, was die Stände thun wer“ 
den, wenn ſie im Augenblick der Gefahr einberufen wer? 
den, um ſich über eine Anleihe zur Führung eines nas 
tionalen Krieges zu erklären. Ich frage, ob die Stände 
mögen alsdann wir feltft oder dereinſt unſere ohne 
hier ſitzen, ich frage, ob in dieſer Verſammlung, wenn 
der König vor fie hintritt und fragt: wollt ihr mir bei“ 
ſtehen, Preußen zu erhalten, wie es iſt? ob nicht, 
damals an jenem unvergeßlichen Tage, ein donnerndes 
Ja die Antwort fein würde? aber ich frage Sie aus 
ob nicht unſere Naa kommen, wenn wir den Augenblick 
in den wir geſtellt ſind, und der nie wiederkehrt, den 
Augenblick, in dem ein feſtes ſtaatsrechtliches Fundament 
gelegt werden ſoll, vorübergehen laſſen, ob unſere Nach“ 
kommen uns nicht mit Recht tadeln, ob ſie nicht ſagen 
werden, damals haben die Stände ihren Beruf ve 
kannt, ſie ſind kurzſichtig und ſchwach geweſen, ſie 5 
ben auf Perſonen, auf das Vorübergehende und nicht 
auf das Dauernde geſchen. Meine Herren! Ich ke 
mich nicht, wie von dieſer Stelle ein Mitglied der MU 
terſchaft von Weſtfalen gethan hat, auf meine Vorfahrt 
berufen, — ich ehre das Gefühl, mit dem er es Kine af 
— ich meinestheils habe keine lange Reihe von Ahnen auß 
zuzählen, meine Wiege ſtand am Webſtuhl meines Vaters; 
aber ich habe deshalb nicht einen geringeren Antheil au 


der großen Errungenſchaft unſeres Volkes von meinen 


Vätern geerbt, und ich fühle, daß der Zeitpunkt gekom 
men iſt, dieſe unſchätzbaren Güter auf immer zu ſichern“ 
deshalb erkläre ich, daß ich dem zweiten Antrage DE 
Abtheilung nicht beiſtimmen kann. Hy 
Bravo! Bravo!) N 

(Veiſtärkter Ruf zur Abſtimmung; mehrere Medi 
werden von dem Marſchall aufgerufen, welche 
jedoch auf das Wort verzichten.) N) 
Abgeordn. von Auerswald (vom Platz): Wenn 


ich vorausfegen darf, daß es jetzt zur Abſtimmung kom 


men wird, und daß der Herr Morſchall die Abſicht hal, 
zuerſt über das Gutachten der Abtheilung abſtimm 
zu laſſen, und es dann noch geſtattet werde, daß 1 
Betreff der zweiten Frage das Amendement des Mit 
vliedes von Weſtfalen zur Unterſtützung kommt, fo 4 
zichte ich jetzt auf das Wort, weil dies die beiden Pum 
ſind, die ich befürworten wollte. 2 
Marſchall: Es handelt ſich hier um ein Mit f 


tel darüber, was geſcheben ſoll, wenn eine Anleihe 1 a 


macht werden muß und es unmöglich iſt, den veel 
ten Landtag oder einen großen Theil deſſelben a 
rufen, Das Geſetz hat eine desfallſige Beſt imme 
dalüber getroffen; die Abtheilung ſchlaͤgt an nde⸗ 
Stelle eine andere vor; es liegen aber zwei ine ’ 
ments vor, welche noch weiter gehen, indem fie gar 19g, 
ſolche Beſtimmung wollen. N 
ſtimmung kommen, ſo iſt es meine Meinung, die u der 
dements vorausgehn zu laſſen und dann len . zu 
Abſtimmung über den Vorſchlag der An Fa 
kommen. Die Amendements der e Wefentl che 1 
von Vincke und e 1 10 70 4 
überein; dasjenige des Herrn «ort g mi 
macht a en Vorſchlag den ee fi kg a 
(lion anhe mzuſtellen, welche Se. Mialeſtat der Ker * 
dem nächſten vereinigten Landtage rk laſſen 8 
Abgeordn. Hanfemann: EN Amendement wi? 
jest noch nicht vorkommen, wall daffelbe auf den ai 
i Gutachtens Bezug hat. 
genden Theil des G würd dement 
Marſchall: Dann würde alſo das Amenden 


des Herrn Abgeordneten von Vincke das erſte ſein. 


s 1 

egrordn. von Brünneck: Ich wollte nur BUT 

auf ale en machen, daß, ſich wohl beide 1 

ments auf den zweiten Theil des Gutachtens bunt 

Abgeordn. Frhr. von Vincke: Wenn, i wür, 

Marſchall eine derartige Frage an mich richtet, Si b- 
de ich dies negiren, denn im erſten Theile des Ar 


Bezug auf die aus dem Geſetz vom 17. Janus j * 

ſich ergebenden Rech ögründe Se. Mae Aude 

die Verordnungen vom 3. Februar 1847 dahin 
(Foriſetzung in der dritten Beilage.) 


‚ten von Vincke 


2 2 * 7 
Wenn wir jetzt zur en 


2 
. 


b N wollen, daß unzweifelhaft aus ihnen hervorgehe. daß 
N fändıfte Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen, 
lacht deſtimmt ſei, den vereinizten Landtag in feinen 
| Ifuyniffen hinſichtlich der Konſentirung von Staats⸗ 
Schu den zu et etzen.“ — Dies ıiegt in meinem Ans 
bag. auch mit begriffen, denn wenn nur mit Zuzie⸗ 
Jung des vereinizten Landtages Schulden kontrahirt 
* können, fo kann die Deputation den Landlag 
Ant erſezen. Alſo mein Amendement tritt an die 

Bielle der beiden Konkluſa der Abtheilung, und wenn es an⸗ 
N nommen wild, ſo haben wir über nichts mehr abzu⸗ 
ſummen. 

Marſchall: Hiernach ſtelle ich das Amendement 

i des Herrn ‚Abgeordneten für Weſtfalen zur Trage, und 

ich Lie, es nech e,nmal zu leſen. — (Dies geſchieht.) 
Landtags⸗Kommiſſat: Ich bite einen Augen: 
blick um das Wort. Ich habe mich vorhin beklagt, 

4. Bverftanden zu fein, jetzt könnte ich vielleicht durch 
leine eigene Schuld mißverſtanden worden fein. Ich 
Alte mich des halb verpflichtet, auch einem ſolchen Miß⸗ 
Derftindnig vorzubeugen. Ich habe, wenn ich nicht irte, 

Schluſſe meiner letzten Aeußerung geſagt, daß ich 

M gewiſſer Beziehung mit dem Amendement des Frei⸗ 
Men von Vincke einverftanden ſei. Ich habe dies mit 

beſonderer Beziehung darauf geſagt, dap, ſo lange eine 
andere und beſſere Beſtimmuag nicht an die Stelle der 
begenwärtigen getreten ſei, dieſe (bere in voller Kraft 

ben müffe, und daher nur andeuten wollen, daß ich 
egen das Amendement des Feeiherrn von Vincke, fo 
it ſolches den Antrag enthalte, dem nächſten vereinig⸗ 
un Landtage einen, Abänderungs⸗Vo s ſchag zur Bera⸗ 
ung vo zulegen, nichts zu erinnern hätte. 
Abgeordn. Frhr. von Vincke: Ich habe mir nur 
ne einzige Erlauterung zu erlauben, indem ich zugleich 
Or. Excellenz für feine Aeuß rung danke: ich habe nicht 

m meinem Amendement geſagt, daß die Propoſition 
nothwendiserweiſe dem nach ſten vereinigten Landtage 
vorgelegt werden ſoll, fondera ich habe Se. Majeftät 

arm ganz freie Hand gelaſſen, fie auch dem gegenwär⸗ 

Augen Landtage vorzulegen. 

Landtags⸗Kommiſſa r: Auch dagegen habe ich 

8 7 erinnern. 
„ Marſch all: bitte dicjeni 

loge seine I: 0 N ee e ER An, 

„ (Mit großer Maferiat angenommen‘). 

‚Referent von der Schulenburg; Ich habe noch 

dine Wemerkung zu machen. Nach dem ‚yefaßten Bes 

fa uſſe iſt der Punkt G. ebenfalls erledigt, weil derſel⸗ 
a — Amendement des Herrn von Vincke enthal⸗ 
Matſchall: Die Erwägung dieſer Bemerkung 
Wird der nächſten Sitzung vo behalten bleiben müſſen. 

Dem ich die heutige ſchließe, zeige ich an, daß wir 
an in der heutigen Debatte fortfahren, und da 
öffentlich nach Beendigung derſelben noch Zeit übrig 
in wird, fo ft die fernere Tageso dnung folgende: 
(Tages⸗Ordnung in der Sitzung der Ku 
tie der drei Stände am 5. Juni ., Vor mit⸗ 
tags 10 uhr.) — Fortfigung cer Berathung über 
de Pet tionen auf Aenderung der Patente vom 3. Fe⸗ 
Ur e. — Berathung des Gutachtens wegen der 

Pot inerufung des e tterſchaf lichen Ab eordneten von 
eezorowski zum verei isten Landtage. — Gutachten 

n der Nichteinberuſung des ritter ſchaftlichen Abge⸗ 


en von Niemojeaski zum vereinigten Land age: 


15 eich der Anſtellung: a. von katholiſchen Mili⸗ 
N ⸗Geiſtiichen bei der Armee, b. katholiſcher Religions⸗ 
bier in den Kadetten⸗Häuſern dis Staates; — 
inden Abänderung des Verfahrens dei der Wahl 
ud Anſtellung ron evangeiſſchen Gei lichen; — 

aden Vereidigung der Schulzen und Gerichtsmänner 

A dem Lande; wegen Anſtellüng eines Polizeſberwalters 
Akdem Ort und wegen Erbauung oder Errichtung 
n Gefängniſſen in jedem Dorfe zur erſten Inhaftirun 

n Vagabunden und Verbrechern. Die Sitzung iſt 


en. N \ 
(Schluß der Sitzung 4% Uhr.) 


1 K. a } 4 1 
Sitzung der Kurie der drei Stände am 
RL: 5. Juni. ö a 


5 Die Sitzung wird um 11 Uhr unter dem Vorſitze 


Ar kandtags⸗Marſchalls von Rochow eröffnet; als Se⸗ f N 0 . 
ockum⸗Dolffs in Beziehung auf das Zeitungs weſen Erörterungen in 


N fungiren die Abgeordneten von 
unnd Kuſchte J. . 
in a 


gegangen eine Be Kurie. 
G . “ teſt.) 

1 läcrunterthaniaſte Bitte der Herren⸗Kusie des erſten ver: 
mud Landtage, betreffend eine Atlerhöchſte Beſtim⸗ 
A nder bie zwiſchen BrennereisBefigern und 
\ 117 Perſonen über Spiritus efeferungen ges 
enen Verträge, deren Erfüllung in 


gu 
\ 85 ich geworden iſt. 
PR 7 durch eine Petit 


Dritte Beilage 


ein neues Stadium getreten. N 
ich ſehr oft gegen die langen Uebergänge bittere Bemer⸗ 
kungen gemacht habe, gleich auf ein praktiſches Moment 


Folg, ich nicht zu Worte kam, mein Votum in der Zeitung 


Alle 2 
erhöchſten Ordre vom 1. Mai 1847 un bekannt gemacht; zugleich habe ich einen kleinen Vor⸗ 


ö ion des Freiherrn von Maſſen⸗ 
an ae die Herren⸗ Kurie, in Betracht, daß die Sal ; 
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Freitag den 11. Juni 1847. 


beſitzer in der Regel nur über den Spiritus, den fie ſelbſt 
ſabriſiren, Verträge abſchließen, derartige Verträge aber nach 
juriſiſchem Ausdruck Kauf⸗Verträge, nicht eigenttiche Liefe⸗ 
rungs⸗Verträge im Sinne des § 981, Tit. II., Th. 1 des 
Allg, Landrechts finds; — in Betracht, daß jedoch im gewöhn⸗ 
lichen Veckehr bei den gedachten Geſchäften häufig der Aus⸗ 
druck „liefern“ oder „Lieferung“ in den Schlußſcheinen und 
Verträgen gebraucht wird, hiernach das Geſchäft als wirk⸗ 
jan Lieferungs geſchäft betrachtet und deshalb der Brennerei⸗ 

eſier nach § 982, Tit. II. Th. 1 des Allg. Landrechts zur 
Beschaffung des verſprochenen Quantums oder zur Entſchä⸗ 
digung veruriheilt werden könnte; — in Betracht endlich, 
daß dadurch die ohnehin großen Opfer, welche den Brennerei⸗ 
Beſitzern durch die Allerhöchſte Ordre vom Iſten d. M. im 
Intereſſe des Geweinwohls auferlegt worden, eine den Be⸗ 
ſtimmungen des J 364, Tit. V. Th. 1 des Allg. Landrechts 
zuwiderlaufende Ausdehnung erhalten würden, daß hiergegen 
alſo den Brennerei⸗Beſigern Schutz zu gewähren, anderer: 
ſeits dieſer aber nicht auf Verträge auszudehnen iſt, welche 
von ihnen etwa über den umfang ihrer Spiritus⸗Fabrikation 
hinaus abgeſchloſſen ſind, alſo allerdings für Lieferungs⸗Ver⸗ 
träge im Sinne des § 981, Tit. II., Th. 1 des Allg. Land⸗ 
rechts erachtet werden müſſen, — mit geſetzlicher Stimmen⸗ 
mehrheit beſchloſſen, Se. Majeftät den König um den Erlaß 
einer Allerhöchſten Beſtimmung allerunteithänigft zu bitten: 
daß für den Zeitraum von Pnblikation der Allerhöchſten 
Ordre vom Iſten d. M. bis zum 1. September d. J. in 
Beziehung auf Verträge, durch welche Brennerei⸗Beſitzer vor 
Publikation der gedachten Allerhöchſten Ordre ſich zum Ver: 
kauf oder zur Lieferung von Spiritus an dritte Perſonen 
verpflichtet haben, die geſetzliche Vermuthung gelten ſoll, daß 
dieſe Verträge nur von dem in der Brennerei des betreffen⸗ 
den Brennerei⸗Beſitzers fabrizirten oder zu fabrizir nden 
Spiritus handeln. 

Berlin, den 31. Mai 1847. 

Die Herten-Kurie des eiſten vereinigten Landtags. 

Ich weiſe dieſen Gegenſtand der ſechſten Abtheilung 
zur Begutachtung zu. Der Heir Abgeordnete von 
Gotiberg wünſcht das Wort in einer allgemeinen Ans 
gelegendeit zu haben. 

Abgeordn. von Auerswald: Der Herr Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar hat geſtern, in Beziehung auf die, wenn 
ich nicht irre, in einer der erſten Sitzung gegebene An⸗ 
deutung, die Mittheilung gemacht, daß in Betreff der 
Mißverſtändniſſe, die aus den Paragraphen der Aller⸗ 
höchſten Verordnung vom 3. Februar d. J., die ſich auf 
die Einrichtung der Staatsſchulden⸗Deputationen bezie⸗ 
hen, ergeben haben, wir eine authentiſche Interpretation 
zu erwarten haben, wenn die Verſammlung es wünſcht. 
So habe ich wenigſtens die Erklärung verſtanden. Ob⸗ 
gleich dieſe Erklärung geſtern von Einzelnen dankbar 
angenommen worden iſt, ſo vermiſſe ich doch in dem 
Protokolle, daß der Wunſch der hohen Verſammlung, 
eine ſolche authentiſche Interpretation zu erhalten, aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen worden iſt. Da ich dieſen Wunſch 
für gerechtfertigt und die baldmöglichſte Erfüllung deſſel⸗ 
ben für ſehr wichtig halte, fo ſtelle ich an den Herrn 
Marſchall die Bitte, die hohe Verſammlung darüber zu 
befragen, ob ſie ſich zu dieſem Wunſche pereinen will. 
Ich glaube, daß eine Erklärung zu Protokoll zu dieſem 
Zwecke volkommen ausreicht und es keines beſonderen 
Antrages bedarf. 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe allerdings 
geſagt, daß ich die Verſicherung abgeben könne, daß eine 
Interpretation, wie ich ſolche geſtern formulirt habe, 
gegeben werden würde, wenn der hohe vereinigte Land⸗ 
tag ſie wünſchen ſollte. Sobald alſo der Wunſch aus⸗ 
geſprochen wird, fo wird auch die Erfüllung meines 
Verſprechens keinen Anſtand finden. 

Abgeordn. von Auerswald: Ich muß mir noch 
die wiederholte Bitte erlauben, daß in dem Wunſche 
zugleich die baldmöglichſte Erfüllung ausgeſprochen werde. 

Abgeordn. Sperling: Ich mache darauf auf⸗ 
merkſam, daß geſtern der Beſchluß gefaßt wurde, die 
Bitte an Se. Majeſtät den König zu richten, daß dieſe 
Deputation ganz und gar wegfällt. 

Landtags⸗Kommiſſar: Mir iſt ein folder 
Beſchluß nicht bekannt geworden. 

Abgeordn. von Auerswald: 
mit der größten Beſtimmtheit beſtreiten. 

Marſchall: Findet ſich irgendwie etwas zu erin⸗ 
nern, daß dieſer Wunſch von der Verſammlung ausge⸗ 


* 


ſprochen werde? — (Es erhebt fi von keiner Seite 


ein Widerſpruch.) — Die Verſammlung ſpricht alſo 


dieſen Wunſch einſtimmig aus. 


Abgeordn. von Thadden (Premier- Lieutenant a. 
D. aus Pommern): Meine Herren! Es haben geſtern, 
ſo viel ich mich erinnere, von ganz verſchiedenen Seiten 


dieſer hoben Verſammlung ſtattgefunden. Duich den 


Marſchall: Von dem Marſchall der Herren⸗Kurie Beſchluß, daß die Namen in den ſtenographiſchen Pros 


tokollen veröffentlicht werden, iſt dieſe Angelegenheit in 
Erlauben Sie mir, da 


überzugehen. Ich habe in einer Angelegenheit, in der 


trag mit abdrucken laſſen, er iſt Aberſchrieben: „Die 
Beredtſamkeit, eine Tugend und ein Laſter.“ Zugleich 


’ 


Auch ich muß dies 


zu Je 133 der Breslauer Zeitung. 


habe ich zwei Erklärungen veröffentlicht, welch: dle 
Uederſchrift haben: „Mein unhörbares Votum.“ Ich 
will die Herren nicht aufhalten, ich wollte mich zunächſt 
nur darüber rechtfertigen, wenn etwa aus der Mitte der 
hohen Verſammlung oder außerhalb derſelben ein An⸗ 
griff erfolgen ſollte. Demnachſt aber wollte ich mich 
gegen unſern hochverehrten Herrn⸗ Marſchall rechtferti⸗ 
gen, daß ich in keiner Weiſe einen Vorwurf gegen ihn 
richten wollte. Es hat theils in meiner parlamentari⸗ 
ſchen Ungeſchicklichkeit gelegen, daß ich nicht zu Worte 
kam, theils darin, daß ich' mich nicht zu rechter Zeit 
gemeldet habe. — Ich will Ihnen ein Beiſpiel anfüh⸗ 
ren, wo ich hatte gleich das Wort ergreifen wollen. 
Ein geehrtes Mitglied aus der Rhein-Provinz hat 
geſtern, wenn ich mich recht erinnere, geſagt: wenn 
der Feind an der Rheingränze ſei, und es alſo Be⸗ 
dürfniß wäre, hier in Berlin zuſammen zu kommen, um 
etwa des Königs Majeſtät Rath zu geben, fo würde er 
gewiß fo ſchnell als möglich hierher kommen. Ich nollie 
dagegen auftreten, meine Herren, da ich das Bewußt⸗ 
fein habe, daß ich dann vort an die Grenze biffer hin⸗ 
paßte als hier nach Berlin, ich wellte nur erklären, daß 
ich dann nicht in Berlin fein würde, ſondern 
ich würde nach Aachen gehen! Ich bin ſchon über 
50 Jahre hinaus, meine Haare ſind grau; aber ich 
habe zwei Söhne, und ich glaube, daß fo viel preußi⸗ 
ſches Blut in ihren Adern fließt, daß ſie mir dann nicht 
vor die Augen kämen, wenn an der Grenze, ſei's an 
zer franzöſiſchen, oder an der tuſſiſchen, oder hier in 
der Näze der Feind erſchiene! Verzeihen Sie mir, ich 
hade ſo oft gegen die langen Reden geſprochen, erlau⸗ 
ben Sie mir aber jetzt noch einige Minuten Gehör. 
Bleibe ich ſtecken, ſo dleibe ich ſtecken. 

i (Heiterkeit) ° 

Meine Herren! Ich bin ein großer Verehrer einer 
aufrichtigen Oppoſinon, und Sie fiaden in meinem 
Vortrage über die Beredtſamkeit auch das Wort des 
großen Miniſter Pitt: „Ich wüde mir eine Oppojition 
kaufen, wenn ich keine hätle.“ Ich ehre auch in Dies 
fer hohen Verſammlung die Oppoſition, es find theure 
Ehtenmännet darunter, wenn ich auch keines weges mit 
ionen übereinſtimme. Aber gleiche Waflen! Sonne und 
Wind müſſen redlich gethellt werden. Meine Herren! 
Nun kemme ich zu einem ernſten Gegenſtande, ich will 
aber Niemand damit belcioſgen: Innerhalb dieſer 
8 Wochen, die wir hier beiſammen ſind, ſind 
Aeußetungen vorgekommen, die, möchte ich 
ſagen, mir das Herz im Lelde umgedreht ha⸗ 
ben! Ich bin manchmal aus dieſem Saal hingusge⸗ 
gangen mit einem ſehr, ſehr ſchreren Gewiſſen, und 
mein Gewiſſen hat mit fagen müſſen, ich halte in ein⸗ 
zelnen Fällen reden ſollen, und wenn ich keine Zunge 
im Leide gehabt hätte. Aber, meine Herren, ich habe 
auch ein Pflaſter auf mein Gewiſſen dekommen! Die 
Herten von meiner — ich will das Wort Partei nicht 
mal ninnen — alſo die Herren von meiner politiſchen 
Farbe — werden wic beiſtimmen, daß wir unter Uns 
derem deshald geſchwiegen haben, weil wir ünſerem Ke⸗ 
nige und Herrn die Ehre laſſen wellten, daß er hier 
Männer auf der Miniſtekbank hat, die nicht nur ſeine 
Geſchäfte mit Treue fügren vor dem ganzen Vaterlande, 
vor Deutſchland, ja vor Europa, ſondern die auch vers 
ſtehen, fie zu veripeidigen, und der königliche Hert Kom⸗ 
miſſar hat es oft in einer Weiſe gethan, daß es alle 
Herzen bewegt hat. Ich hate jogar Ur heile von mehe 
reren Herren der Oppoſſtion gehört, welche ihr Zeugniß 
eben dahin abgaben. Meine Herten! Die Männer aus 
meiner Provinz werden mir dezeugen, daß ich kein 
Schmeichler bin! Und darum werde ich folgendermaßen 
fortfahren... Ich babe eden meine Bewunderung vor 
dieſer Vertheid gung ausgeſprochen, aber ich komme jetzt 
auf einen anderen Geyenftand der Bewunderung. 

ö (Unruhe in der Verſammlung.) 

Ich bitte Sie, meine Herren, was ich recht eigentlich 
von Grund des Herzens lobe — es klingt etwas para⸗ 
dex — das find die Fehler, die dei det Wem 
theidigung vorgefallen ſindl Meine Se F 
haben Urthetle gehört von Männern, die ein gutes 
wiſſen haben, die mit Freimuth geſprochen haden, und 
wenn Fehlet vorgekommen find, wo it hier das Veh 
Gericht, das fie anklagen wird? Es iſt von verantwors⸗ 
lichen Miniſtern die Rede geweſen. Ich frage Sie, 
thun Sie einen Blick in die Weltgeſchichte, thun Sie 
einen Blick hin auf die Länder, wo conſtitutionelle Mi⸗ 
niſter find, tyun fie. einen Blick auf die Miniſterdank 
in Frankreich. Es bat dort einen Mann gegeben, ele 
nen weltberühmten Diplomaten, ich glaube, er hat 7 
bis 10 Eide a le charte geſchwoten. Ich frage Sis, 
ja — was war das Motto dieſes berühmten Mannes? 
Er ſagte: „Die Sprache iſt dies dazu da, um die 
danken zu verbergen.“ Meine Herren! Wollen 
auch ein ſolches verantwortliches Miniſterium f 
Erlauben Sie mir noch ein Wort, es wird 0 


* 


* 


das letzte ſein. Ich bin auch für ein verantwortliches | 
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eipiationen der Staatsrevenüen auf kurze Zeit, welche 


Ministerium, aber dann muß man die Opponenten auch das Land mit keinen neuen Laſten beſchweren.“ Dies 


fragen können — dann muß die Opppoſitions⸗ 

Partei auch zur Verantwortung gezogen wer⸗ 

den, — dann laß ich mir die Sache gefallen! 
(Gelächter. ) 

Meine Herren, ich will Niemanden beleidigen, ich 
erlaube mir an ein altes deutſches Sprichwort zu ein⸗ 
nern. Ich wiederhole es, ich will Niemanden beleidi⸗ 
gen: „Ein Nart kann mehr fragen, als zehn 
kluge Leute antworten können!“ g 

(Stürmiſches Gelächter, dazwiſchen Pochen mit 

den Füßen.) 

Mein Herren! Ich bitte! ich win folgendermaßen 


ſchließen. 

g (Heftiges Pochen und Trommeln.) 

Im Namen des Volkes — 

h (Verſtärktes Pochen.) 3 

„Sire, geben Sie Gedankenfreihelt!“ Meine Herren! 
Ich ſchließe alſo folgendermaßen: im Namen des Vol⸗ 
des, im Namen der Freiheit, unſer treuer König und 
Herr, er lebe hoch! Aber ich fage, Keleg allen Heuch⸗ 
lern, allen Schmeichlern — Krieg den parlamen: 
tariſchen Tyrannen! 

D (Allgemeines Gelächter.) : 

Mar ſchall: Wir kommen zur Tagesordnung. Ich 
bitte den Herrn Referenten, ſeinen Platz einzunehmen, 
um den geſtern abgebrochenen Vortrag des Gutachtens 
wieder aufzunehmen. 

Referent von der Schulenburg (lleſt vor): 

G. Ferner iſt in Bezug auf die Kontrabirung von 
Staatsſchulden von einzelnen Petenten und in Ueber: 
einſtimmung mit ſämmtlichen Mitgliedern der Abthei⸗ 
lung hervorgehoben, daß die Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar 1847 über die Bildung des vereinigten Land⸗ 
tags im $ 4 verordnet: 0 7 

dem vereinigten Landtage übertragen Wir die im 

Art. II. der Verordnung vom 17. Januar 1820 

vorbehaltene ſtändiſche Mitwirkung bei Staats⸗ 

Anleihen, und ſollen demgemäß nur Darlehen, 

für welche das geſammte Vermögen oder Eigen: 

thum des Staats zur Sicherheit beſtellt wird 

(Art. Ul. der Verordnung vom 17. Jan. 1820) 

fortan nicht anders als mit Zuziehung und unter 

Mitgarantie des vereinigten Landtages aufgenom⸗ 
8 Zet heſaz „für welche“ bezeichnet die Qualität 
der neuen Darlehne, und dies ſcheinen dem Wort⸗ 
laute nach nur ſolche ſein zu ſollen, für welche das 

efammte Vermögen des Staats zur Sicherheit be 

ellt wird, und darus würde folgen, daß andere Dar⸗ 
lehne, für welche nicht das geſammte Staats⸗Vermö⸗ 
gen als Sicherheit beftellt wird, ohne Zuziehung und 
— der Reichsſtände aufgenommen werden 
nnen. 

Dies widerſpricht indeſſen nach einſtimmiger Anſicht 
der Abtheilung dem Art. II. der Verordnung vom 17. 
Januar 1820, der ganz klar ſagt: 

daß ein neues Darlehen — ohne Rückſicht auf die 

zu gewährende Sicherheit und ohne Unterſchied — 

nur mit Zuziehung und unter Mitgarantie der 

künftigen Reichsſtände aufgenommen werden darf. 
Somit würde das Geſetz vom 17. Januar 1820, das 
in Bezug auf das Staats⸗Schuldenweſen unwiderzuf: 
lich erklärt iſt, weſentlich alterirt ſein, und deshalb 
ſchlägt die Abtheilung der hohen Verſammlung gehor⸗ 
amſt vor: f 
l Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bit⸗ 

ten, dieſen ſcheinbaren Widerſpruch zwiſchen beiden 

Verordnungen Allergnädigſt zu beſeitigen. 

Ich wollte mir hierbei noch zu bemerken erlauben, 
daß, wenn ich daß Amendement, welches ein geehrter 
Abgeordneter aus der Mark eingebracht hat und von 
der hohen Verſammlung angenommen worden iſt, rich⸗ 
tig verſtanden habe, dieſer Punkt G. dadurch ebenfalls 
ſeine Erledigung gefunden hat. 

Landtags-Kommiſſar: Es würde dieſer Ge⸗ 
genſtand meines Erachtens nur dann als erledigt anzu⸗ 
ſehen fein, wenn mit Gew ßheit vorausgeſetzt werden 
könnte, daß Se. Majeſtät der König eine Propofirion 
vorlegen würde, welche dieſen Zweifel beſeitigte, und 
wenn ſolche zum Geſetz erhoben würde. Da aber dies 
ſerhalb noch keine Gewißheit vorliegt, ſo halte ich die⸗ 
fen Gegenſtand nicht für erledigt, fondern bin der Mei⸗ 
nung, daß der Zweifel aufgeklärt werden muß. Ich 
habe bereits in der Sitzung vom 15. April d. J. er⸗ 
klärt, daß dieſer Paragraph des Geſetzes keinesweges 
eine ſo enge Umziehung des ſtändiſchen Rechts beab⸗ 
ſichtigt habe, als man nach dem Wortlaute hineinlgen 
könne, und daß eine authentiſche Interpretation, welche 
den wahren Sinn dieſes Paragraphen, wie er von dem 
Geſetzgeber gedacht iſt, herausſtellen werde, keinem Be⸗ 
denken unterliegen würde. Dieſe Erklärung wiederhole 
ich jetzt, und damit meine Worte genau find, fo habe 
ich ſie eben kurz aufgeſchrieben und will mir ausnahms⸗ 
weiſe die Erlaubniß erbitten, ſie abzuleſen. — (Mehrere 

timmen: Ja!) — Die Intention des betreffenden 
Paragraphen der Verordnung vom 3. Februar d. J. 
iſt dahin zu verſtehen: „daß alle zur Deckung der 
Staatsbedürfniſſe in Friedenszeiten zu kontrahitenden 
Staatsdarlehen, für deren Verzinſung und Amortiſation 
das unbewegliche Staatseigenthum oder die Staatsre⸗ 
venüen als Sicherheit beſteut werden ſollen, mit andern 
Worten, ſogenannte fundirte Schulden, nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung des vereinigten Landtages aufgenommen wer⸗ 
den dürfen. Jenen gegenüber ſtehen nun die ſogenann⸗ 
ten „Verwaltungs⸗ (ſchwebenden) Schulden, d. h. Anti: 


. 


iſt der Sinn, den der Paragraph hat haben ſollen, und 
dies authentiſch zu erklären, wird Se. Majeftät der 
König keinen Anſtand nehmen. 

Abgeordn. Hanſemann: Meine Herren! Die ſo 
klare Erklärung des Herrn Landtags⸗Kommiſſars macht 
es um ſo nothwendiger, wie derſelbe ſelbſt angedeutet 
hat, daß die hohe Verſammlung noch eine Bitte ſtelle, 
wodurch diejenigen Zweifel beſeitigt werden, die fie in 
Beziehung auf den Umfang und die Form von Staats⸗ 
ſchulden haben könnte. Ich ſchlage Ihnen zu dem 
Ende folgendes Amendement vor: 

„Se. Majeſtät den König ehrfurchtsvoll zu bitten: 

a, Allergnädigſt anerkennen zu wollen, daß nach der Ver⸗ 
ordnung vom 17. Januar 1820 (das Staatsſchulden⸗ 
weſen betreffend), überhaupt keine Staatsſchulden⸗Do⸗ 
kumente irgend einer Art, alſo weder verzinsliche noch 
unverzinsliche Papiere, und alſo auch keine Erklärun⸗ 
gen über Schuldgarantieen, ohne Zuziehung und Mit⸗ 
. des vereinigten Landtags rechts gültig ausge⸗ 

ellt werden dürfen; 

b. inſofern aber die unbedingte Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſatzes bedenklich erachtet würde, dem vereinigten Land⸗ 
tage dieſerhalb eine Allerhöchſte Propoſition vorlegen 
laſſen zu wollen, und endlich 

e. dem vereinigten Landtage einen! Geſetzentwurf vorlegen 
laſſen zu wollen, durch welchen diejenigen Finanz⸗Ope⸗ 
rationen, welche ſeit der Verordnung vom 17. Januar 
1820 im Widerſpruch mit dem sub a. ausgeſprochenen 
Grundſatze etwa gemacht worden ſind, regulariſirt und 
in Gemäßheit dieſer Verordnung dem vereinigten Land⸗ 
tage untergeordnet werden.“ N 

Ich werde jetzt dieſes Amendement näher erläutern 
und motiviren. Das Bedürfniß einer klaren Beſtim⸗ 
mung über dieſe G.egenſtände geht ſchon aus den ver⸗ 
ſchiedenen Anſichten hervor, die ſeitens des Gouverne⸗ 
ments geäußert worden find bei Gelegenheit der Dis: 
kuſſion des Rentenbank⸗Geſetzes; es geht auch ferner 
dies Bedürfniß daraus hervor, daß nothwendig diejeni⸗ 
gen Zweifel gelöſt werden müſſen, welche hinſichtlich 
einer theitweifen Garantie und einer theilweiſen Ver⸗ 
pfändung der Einnahmen, ſowie auch hinſichtlich des 
Unterſchiedes ſtattfinden, der gemacht worden iſt zwiſchen 
fundirter und unfundirter Schuld. Um Ihnen die 
Sache anſchaulich zu machen, zähle ich einige der 
Schulden auf, die nach meiner Ueberzeugung auch dem 
vereinigten Landtage untergeordnet werden müſſen. Es 
beſteht erſtlich eine Schuld, die von den Amts⸗Cautio⸗ 
nen herrührt, welche früher in Staatsſchuldſcheinen ge⸗ 
leiſtet wurden und ſpäter in Geld verwandelt worden 
ſind. Für die Verzinſung dieſer Schuld ſind in dem 
Ausgabe⸗Budget 227,000 Thlr. angenommen. Nach 
meiner Ueberzeugung gehört eine ſolce Schuld mit zur 
Staatsſchulden⸗Verwaltung. Weitere Schulden ſind 
diejenigen, die von der Serhandlung für Rechnung des 
Staats kontrahirt worden ſind; davon führe ich nur 
diejenigen an, deren Zinſen ebenfalls im Staats⸗Bud⸗ 
get mit 600,000 Thin. aufgenommen worden find. 
Dann kommen die Eifenbahn = Garantieen, für welche 
auf eine lange Reihe von Jahren hinaus jährliche Aus⸗ 
gaben beſtimmt worden ſind; es iſt in dem Budget 
dafür die Summe von 1,200,000 Thlrn. ausgeſetzt. 
Endlich kommen die Garantien von Papiergeld oder 
die Bankzeitel dazu. Es iſt in der Verordnung vom 
11. April 1846, die Ausdehnung dee bisherigen Wirk⸗ 
ſamkeit der Bank betreffend, beſtimmt worden, daß die 
von dieſer Bank auszugebenden Bankzettel in allen 
Staatskaſſen ſtatt baaren Geldes, insbeſondere ſtatt 
Kaſſen⸗Anweiſungen, in Zahlung angenommen werden. 
Nach meiner Ueberzeugung ſind alle dieſe verſchiedenen 
Gegenſtände, nach dem Geſetz von 1820 über das 
Staaisſa uldenweſen, der Kontrole und der Mitwirkung 
des vereinigten Landtages in gleicher Weiſe unterzuord⸗ 
nen, wie alle übrigen Schulden. In dieſer Hinſicht 
mache ich darauf aufmertſam, daß bisher gewöhnlich 
nur Darlehen angeführt worden find, wenn die Rede 
davon war, daß die Mitwerkung dis vereinigten Land⸗ 
tigs bei Staats 'chulden einzutreten habe. Das ift 
aber, ſowie ich die Sache anſehe, nach dem Geſetz vin 
1820 nicht ganz richtig; denn das Weſen des Ge⸗ 
ſetzes ſpricht klar dagegen. Im Artikel II. heißt es: 
„Wir erklären dieſen Staatsſchulden⸗Etat auf immer 
für geſchloſſen. Ueber die darin angegebene Summe 
hinaus darf kein Staatsſchuldſchein oder irgend ein an⸗ 
deres Staatsſchulden⸗Dokument ausgeſtellt werden.“ — 
Ebenfalls iſt im Artikel X., wo von den Pflichten der 
Staatsſchulden⸗Verwaltung die Rede iſt, geſagt: „Dieſe 
Behörde iſt Uns und der Gefimmtheit der Staats⸗ 
Gläubiger dafür verantwortlich, daß nach Artikel II. 
weder Ein Staatsſchuldſchein mehr, noch andere 
Staatsſchulden⸗Dokumente irgend einer Art ausgeſtellt 
werden, als der von Uns vollzogene Etat beſagt.“ — 
Sollte man nun ſagen, das Geſetz von 1820 beziehe 
ſich nur auf die verzinslich fundirte Schuld, ſo erwie⸗ 
dere ich darauf: daß das Geſetz von 1820 ſich auf den 
beigefügten Etat bezieht, daß darin die unverzinsliche 
Schuld mit aufgenommen iſt, und daß die Mitglieder 
der Staatsſchulden⸗Verwaltung, ſo viel ich weiß, darauf, 
daß als unverzinsliche Schuld ebenfalls keine neuen 
Verpflichtungen eingegangen werden, vereidet ſind. Das 
iſt gerade die Urſache geweſen, weshalb zwei ehrenwerthe 
Mitglieder der Staatsſchulden⸗Verwaltung es mit ihrem 


nen 


Gewiſſen nicht vereinbar hielten, eine Mitwirkung kel au 


gabe der neuen Bankzettel zu übernehmen. Nach mei’ 
ner Meinung haben fie. vollkommen Recht gehabt; denn 
wenn der Staat erklärt, die Bankzettel ſollen gleich den 
Kaſſenanweiſungen bei allen Zahlungen an den Sta 
für voll angenommen werden, ſo iſt das, wenn au 
nicht das Wort der Garantie ausgedrückt wird, doch 
völlig gleichbedeutend damit. Der Staat übernimmt 
hierdurch thatſächlich völlig die Garantie, und es kommt 
in dieſer Beziehung ganz auf eins hinaus, ob der 
Staat direkt die Summe der Kaſſenanweiſungen ver 
mehrt hätte, oder od er auf jene Weſſe neue Bankzek' 
tel garantirt. Mindeſtens wird man zugeben müſſen, 
daß, wenn auch nicht jede dieſer Operationen in ® 
tem Widerſpruch mit dem Wortlaut des Geſebes 
befinden ſollte, doch dieſelben als eine Umgehung 1 
Geſetzes, welche ſeiner Zeit durch die Nothwendigk b 
gerechtfertigt ſein mochte, zu betrachten ſind. Meine 
Herren! Es ift nun von der höͤchſten Wichtigkeit, daß 
ein ſolcher Zuſtand nicht fortdaure; mein Amend b 
bezweckt alſo, zuerſt den Grundſatz auszusprechen un 
dann zum zweiten Se. Majeftät zu bitten, inſofern 
unbedingte Anwendung dieſes Grundſatzes Schw! 
keiten haben möchte, dem vereinigten Landtage eine 
fallſige Propoſition zukommen zu laſſen. Der deilte 
Theil der Bitte geht darauf hin, Se. Majeſtät zu bir 
ten, für diejenigen Operationen, die ſeit 1820 gema 
worden ſind, die Regulariſation eintreten zu laſſen und 
zu verordnen, daß dieſe, gleich den übrigen Schulden, 
dem vereinigten Landtag, wie im Geſetz von 1820 ge 
ſagt worden iſt, untergeordnet werden. Den Gründen 
des Rechts⸗füge ich nun noch andere, die ich von der 
Zweckmäßigkeit und der Nothwendigkeit hernehme, 
zu. Nachdem durch die Verordnungen vom 3. Februdf 
die Stände in ihrer Geſammtheit verſammelt worden 
ſind, nachdem auf dieſe Weiſe die früheren Veche“ 
ßungen einer reichsſtändiſchen Verſammlung inſofe 
ihre Verwirklichung erhalten haben, iſt es nach mel. 
ner Ueberzeugung unerläßlich, daß nun das geſamm f 
Staatsſchuldenweſen, es mag von fundirter oder von 
unfundirter Schuld, verzinslichen oder unverz 
lichen Papieren, von direkter Schuld oder Garantie die. 
Rede ſein, auch dem vereinigten Landtage untergeordntt 
werde. Zweifel oder gar Streit darüber würde das nach 
theiligſte ſein, was dem Staats⸗Kredit begegnen könnte 
Es if gerade für den Staats⸗Kredit, . — der grohe j 
Schritt der Bildung eines preußiſchen Parlamentes 
chehen iſt, unumgänglich nothwendig, daß man 
uf halbem Wege ftehen bleibe; jede Halbheit in dieſtk 
Beziehung würde auf den Staats⸗Kredit nach mein 
Meinung ungünſtig wirken. — Es iſt die Aus führum 
nach meiner Ueberzeugung auch gar nicht ſchwer. 
die Vergangenheit wird, wie ich überzeugt bin, Niemam 
von uns irgend ein Bedenken haben, 1 f 

U 


zu heißen, was geſchehen iſt, und es wird 8 nur 
um handeln, daß in geböriger Form die ertwaltun 
dieſer Schulden und die Mitwirkung des vereini 


Landtages dabei feſtgeſtellt werde. Für die Zukunft wer, 
den meiner Ueberzeugung nach eben ſo wenig Schwie 
rigkeiten vorhanden ſein. Würde man etwa ſagen, 10 
unfundirte Schuld müſſe doch das Gouvernement 
ohne Genehmigung des vereinigten Landtages kontra 
ren können, weil auf einmal Bedürfniſſe vorkommeh 
möchten, die nicht vorher zu ſehen waren, ſo antwort 
ich darauf, daß das Gouvernement für dergleichen Se 
ſich die Ermächtigung geben laſſen kann, bis ir neh 
gewiſſen Summe eine unfundirte Schuld zu fo 
ren; fo geſchieht es auch in anderen Staaten. Eben n 
kann bei der Garantie von Eifenbahnen der Staat! 
Antrag ſtellen, daß eine gewiſſe Summe dazu derne, 
det werden darf. Aber ich wiederhole es, der au 
wie er jetzt iſt, würde dem Kredit ſchaden. Denken mit 
Sich, daß nach der Bank⸗Inſtitution, ohne Ihre 


wirkung der Staatsgewalt vorbehalten iſt, die Erweſſen 


der auszugebenden Bankzettel nach eigenem ie 
erhöhen zu laſſen, daß alſo ohne Ihre Mie 
unverzinsliche Schuld geſteigert werden kann. N 
eine Fal wird genügen, Ihnen anche zu ma 
daß die ganze Mitwirkung des vereinigten 7127 
würde, wenn nicht das ganze dazu Gehörig u 
geordnet würde. Auch die bisherigen ahrungen 
gen — Aa 91 ein i 
taats⸗Kredit ſchädlich iſt; wer vo ; 
Finanzmann il. Rn es doch leicht e er , 
Papier, welchem 3½ pCt. Zinsen völlig geſiche ßere 
Nene hat, der 2 Su ve Sac gemäß, einen 0 % 
Cours haben müßte, als ein et, welches 5 > 
pCt. Zinfen einbringt und nicht A „Das per 
theil hat aber mehrfach Rattgefunden, Eiſenbah welche 
piere, welche Ausſiche auf Gewinn haben, und für elt 
3½ pCt. Zinſen garantirt find, haben eine geraume 
hindurch und, fo viel ich weiß, noch beute einen een 
geren Cours gehabt, als die Staatsſchuldſcheine, 6 das 
3¼ pCt. einbringen! — ein klarer Beweis cht / 
Geldpublikum die Garantie des Staates dabei u ch 
hoch veranſchlagt hat, als die bei den Staatsſche dich 
„Wenn das Publikum einen ſolchen — 5 und 
macht, fo iſt das nachtheilig für den ta gerne» 
ein ſolcher Zuſtand muß im Intereſſe des x deshalb 
ments, in dem des Vaterlandes aufhören, unn 
bitte ich, mein Amendement zu unterſtützen. „ Wort 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich bitte iche a 
Ich glaube, daß der geehrte Herr — Ti in Neben 
dem Gegenstande geblieben iſt, der zur heutig 


1 
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ment verwahren. 


betagte 


durch 


As 


Lorſiege; ich glaube dies um fo mehr, als er einen Ger 


and, und zwar, wie mir ſcheint, von Grund aus 
rührt hat, der in einer beſonderen von demſelben ge: 
ihrten Herrn Redner ausgehenden Petition hier verhan⸗ 
delt werden ſoll, ich meine die Lehre von den Staates 
Zarantieen. Ich bedaure dieſe Anticipation, weil durch 
eſelbe ich und meine Herren Kollegen außer Stande 
geſetzt ſind, fo gründlich zu antworten, als es in dem 
anderen Falle geſchehen ſein dürfte. Ich würde daher 
bt vielleicht ganz geſchwiegen haben, müßte ich nicht 
gegen die eine Seite dieſes Vortrages das Gouverne⸗ 
Ich meine nämlich den Theil des 
trages, wonach der hohe Landtag Bitten und Anz 
füge an Se. Majeſtät den König nicht nur in Bezie⸗ 
g auf feine künftige Funktion bei dem Staatsſchul⸗ 
weſen richten, ſondern auch feine Kontrole und Cen⸗ 
ur auf diejenigen Finanz⸗Operationen ausdehnen ſoll, 
welche in den letzten 27 Jahren gemacht ſind. Eine 
e Kontrole und Cenſur finde ich in dem Geſetz vom 
ebruar c. nicht begründet, und ich glaube alſo, die 
Staats⸗Regierung davor verwahren zu müſſen. Zu dem 
einzelnen Punkte, welchen der geehrte Herr Antragſteller 
aufgeführt hat, glaube ich einige vorläufige Erläuterun⸗ 
gen geben zu können. Was die Kautions⸗Kapitalien 
anbetrifft, ſo gebe ich der hohen Verſammlung dir be⸗ 
ſuhigende Verſicherung, daß durch dieſelben ſchon ſeit 
geraumer Zeit, ſchon länger als ſeit dem Antritte der 
gierung des jetzt regierenden Königs Majeſtät, keine 
ermehrung der Staatsverpflichtungen, keine neue La⸗ 
n erwachſen, weil der Ueberſchuß der eingezahlten über 
ie zurück zu zahlenden Kautionen zu einem beſonderen 
ond angeſammelt wird, welcher ſich ſchen dem Betrage 


nähert, um ſämmtliche Kautionen daraus zurückzahlen 


oder, wenn dieſe Zurückzahlung nicht beliebt wird, das 
ſſivum durch das Aktivum balanciren zu können, fo 
aß die zu andern Zeiten durch die Kautionen gemachte 
Verpflichtung der That nach getilgt ſein wird. Sämmt⸗ 
e Zinſen der Kautionen werden aus Staats⸗Kaſſen 


bezahlt, der Ueberſchuß der eingezahlten über die zurück⸗ 
gezahlten Kautionen wird, wie erwähnt, zu einem be⸗ 


Ondern Fond eingezogen, welcher mit Zins und Zin⸗ 
ſeszins aufgeſammelt wird, um das Kapital in mög⸗ 
ſt kurzer Friſt ganz zu decken. Ueber die Prämien⸗ 
Schuld der Seehandlung habe ich nichts zu erläutern, 
as iſt ein offenes Faktum, das dem ganzen Lande feit 
ahren vorliegt; wenn aber der geehrte Herr Red⸗ 

ner glaubt, daß der Staats⸗Kredit dadurch gelitten habe, 
aß die von den Ständen nicht anerkannte Verpflichtung 
ich keines großen Kredits erfreute, fo muß ich dies in 
eziehung auf die Seehandlungs-Prämienſcheine ableh⸗ 
nen, da dieſe, wie bekannt, einen ſehr hohen Cours hä⸗ 
en. — Was die 9. ada n⸗Garantieen für die Zukunft 
Fe fo wird ſich dieſe See erledigen, wenn die Pe⸗ 
non des Antragstellers hier in fundamento verhandelt 
wird. Vorläufig habe ich mich ausgeſprochen, daß eine 
dauernde Garantie, welche mit Waheſcheinlichkeit zu ei⸗ 
ner neuen Belaſtung der Unterthanen führen könnte, der 
die in dem Staatsſchulden⸗Geſetz angeordneten 
ontrole des vereinigten Landtags unterliegen ſollte. 


chlagen werden, fo würde Se. Majeſtät der König wahr: 
ſheinlich denſelben Weg wählen, den Sie in Bezug auf 
e Landrenten⸗Banken gewählt haben. Was aber den nie⸗ 
beigen Cours einiger garantirten Eiſendahn⸗ Aktien be: 
N t, ſo kann ich die Schlußfolgerung, die der geehrte 
edner gemacht hat, nicht gelten laſſen, ich meine die 
Behauptung, daß der Cours niedrig fei, weil die Zins⸗ 
Grrantie kein gehöriges Vertrauen genieße. Die Aktien 
ene als die Eifenbahn= Papiere kreirt waren, einen 
r hohen Cours. Allerdings find fie den Schwankun⸗ 
den der Eiſendahn⸗Speculationen gefolgt und unter den 
10 rlichen Cours gefallen; daß dies aber daher rühren 
Olte, weil der Zins⸗Garantie mißtraut werde, dieſen Be⸗ 
1 müßte ich erwarten. Ich glaube vielmehr, daß ſich 
geringe Cours⸗Differenz jener Aktien gegen die Staats: 
uldſcheine vorzugsweiſe aus dem Umſtande erklärt, daß 
eſellſchaften, denen jene zu 3% Prozent garantirte 

en gehören, Prioritäts⸗Aktien zu 5 Prozent in 
it eträgen emittirt haben. — Ich komme jetzt auf 
A unverzinslichen Schulden. Es iſt keinesweges die 
t, dauernde unverzinsliche Schulden zu machen, 
ders B. neue Kaſſen⸗Anweiſungen und ähnliche Pa: 
ohne Zuſtimmung der Stände zu kreiren, weil es 
erkannt ift, daß dies eben 8 gut eine Schuld iſt, wie 
Mme Was aber die Bankſcheine betrifft, p find 
Cu nach dem Statute der preußiſchen Bank vom 
Anne nicht garantirt worden, und daß durch deren An. 
beg e in den Königlichen Kaſſen eine ſolche Garantie 
die Under fei, das kann ich nicht anerkennen; denn, wenn 
ank jemals inſolvent werden ſollte, ſo würde der 
bemalt. höchſtens den Werth e e Papiere verlie⸗ 
die ſich augenblicklich in ſeiner Kaſſe befänden; 85 

be nderen aber fiele ihm keine Garantie zur Laſt. So 

t die Sache in dieſem Augenblick und für die Zus 
Un, Ich bedaure, auf die kurze Zwiſchenzeit zurück⸗ 
garamen zu müffen, wo die neuen Bankſcheine wirklich 
ainmnt waren. Dieſe Zeit fällt, wenn ich mich recht 
dotiat ve, in die 3 Monate vom Oktober bis Dezember 
en Jahres. In dieſer Beziehung verhält ſich die 


| ſtz — folgendermaßen. Als das Staats⸗Schulden⸗Ge⸗ 


unden 17. Januar 1820 erſchien, hatte die Bank das 
bar Yoränkte Privilegium, Bankſcheine auszugeben. Sie 
een dies Privilegium geraume Zeit nachher unangefoch⸗ 
| ingeübt, ohne daß in dem Staats⸗Schuden⸗Geſez ein 

e dass erkannt war. Die Bank hatte überdies nicht 
don Mi echt, ſondern die Verpflichtung, Kapitalien 


orennen und Corporationen anzunehmen und 


d 
"er verzinsliche Bank = Obligationen auszuſtellen. 


Olten daher in Zukunft ähnliche Operationen vorge: | . 
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Dies Recht hat ſſien bis auf den heutigen Tag, dieſe 


Verpflichtung liegt ihr noch jest ob, und dieſe Kapita⸗ 
lien ſind vom Staate garantirt. In Beziehung auf die 


Bank⸗Scheine aber wurde, als die Kaſſen⸗Anweiſungen 


gegen Hinterlegung von Staats⸗Papieren vermehrt wur⸗ 
den, die Ausgabe ſuspendirt, weil man nicht zweierlei 
dergleichen Papiergeld haben wollte. Als im vorigen 
Jahre, um die Circulations⸗Mittel zu vermehren, der 
Bank die Erlaubniß zur Ausgabe von Bankſcheinen zu⸗ 
rückgegeben wurde, konnte, ungeachtet der auf kurze 
Zeit übernommenen Garantie, das Gouvernement darin 
keine Verletzung des Staats⸗Schulden⸗Geſetzes erkennen. 
Denn es war nicht nur das frühere Verhältniß herge⸗ 
ſtellt, ſondern auch um ſo weniger von einer neuen 
Schuld die Rede, als die neuen Bankſcheine nur gegen 
Hinterlegung des vollen Werths, theils in baarem Gelde, 
theils in Staats⸗Papieren, theils in acceptirten Wechſeln, 
ausgegeben werden durften. Es war und konnte dem 
Gouvernement nicht zweifelhaft ſein, daß die Bank, 
welche ſich in fortwährendem Beſitze des Rechts befand, 


ohne alle Beſchränkung Kapitalien aufzunehmen und 


darüber verzinsliche Obligationen auszuſtellen, auch ohne 
Verletzung des Staats⸗Schulden⸗Geſetzes unverzinsliche 
Bankſcheine gegen Deponirung des vollen Wer⸗ 
thes ausgeben könne. Es iſt dies übrigens eine anti⸗ 
quixte Sache, die ich hier nur deshalb erwähnt habe, 
weil der Antragſteller ſie aufgenommen hat, und weil ſie 
ſchon einmal von einem Mitgliede in Erwähnung ge: 


bracht iſt. Ich bitte aber nicht anzunehmen, daß ich 


diejenigen Mitglieder der Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ 
Schulden, welche eine andere Anſicht eben haben, ir: 


gendwie als weniger ehrenwerth bezeichnen will, als der 


geehrte Redner vor mir; ich erkenne vielmehr an, daß, 

wenn ſie anderer Anſicht waren, ſie nur nach ihrer Pflicht 

. haben, wenn ſie ihre Mitwirkung bei dieſer 

Operation verweigerten. 

Marſchall: Bevor ich die Verſammlung frage, 
ob ſie das Amendement inſoweit unterſtützt, daß es zur 
Berathung kommen könne, bemerke ich, daß daſſelbe 
zwei Haupttheile hat, welche zwar in Beziehung zu ei⸗ 
nander ſtehen, aber von einander unabhängig ſind; der 
eine geht auf die Zukunft, der andere anf die Vergan⸗ 
genheit. Ich werde zunächſt fragen, ob die Verſamm⸗ 
lung den erſten Theil unterſtützt, und dann zu dem 
zweiten kommen. Der zweite Theil geht dahin, daß 
auch die Finanz⸗Operationen der Vergangenheit dem ver⸗ 
einigten Landtage unterworfen werden ſollen. Ich frage 
daher, wird der erfte- Haupttheil unterſtützt? Er ſoll 
noch einmal vorgeleſen werden. 

Abgeordn. Hanſemann (lieſt vor): Se. Majeſtät 
den König ehrfurchtsvoll zu bitten: 

a. Allergnädigſt anerkennen zu wollen, daß nach der Ver⸗ 

ordnung vom 17. Januar 1820 (das Staatsſchulden⸗ 
weſen betreffend) überhaupt keine Staatsſchulden⸗Do⸗ 
kumente irgend eine Art, alſo weder verzinsliche noch 
unverzinsliche Papiere, und alſo auch keine Erklärun⸗ 
gen über Schuld⸗Garantieen ohne Zuziehung und Mit⸗ 
arantie des vereinigten Landtages rechtsgültig ausge⸗ 

ellt werden dürfen; / . 

b. inſofern aber die unbedingte Anwendung dieſes Grund: 
ſatzes bedenklich erachtet würde, dem vereinigten Land⸗ 
tage dieſerhalb eine Allerhöchſte Propoſition vorlegen 

llaſſen zu wollen. 

Marſchall: Wird dieſes Amendement unterſtützt? 

(Geſchieht hinreichend.) — Wir kommen zur Vorleſung 

des zweiten Haupttheils. 

Abgeord. Hanſemann: Der zweite Hauptheil lautet: 
Dem vereinigten Landtage einen Geſetz⸗Entwurf vor⸗ 
legen laſſen zu wollen, durch welchen diejenigen Fi⸗ 
nanz⸗Operationen, welche ſeit der Verordnung vom 
17. Januar 1820 im Widerſpruch mit dem sub. a 
ausgeſprochenen Grundſatze etwa gemacht worden 
ſind, regulariſirt und in Gemäßheit dieſer Verordnung 
dem vereinigten Landtage untergeordnet werden. 

Marſchall: Wird der Antrag unterſtützt? — 
(Geſchieht hinreichend.) 

Abgeordn. von Gottberg: Beide Theile ſcheinen 
keine Amendements zu der vorliegenden Petition zu 
ſein, ſondern es ſind neue Petitionen. 

Referent: Ich wollte mir darüber eine Bemer⸗ 
kung erlauben, daß dieſer Antrag keiner Berathung in 
der Abtheilung unterlegen hat und der Antrag unvor⸗ 
bereitet in die Verſammlung kommt. Es liegt der 
Verſammlung weiter nichts vor, und zwar iſt das Pe⸗ 
titum beſonders präzis geſtellt in der Petition des 
Abgeordneten Naumann für die Stadt Poſen, und 
darin heißt es: x 
1) ſo lange dem vereinigten Landtage nicht das durch das 
Geſetz vom 17. Januar 1820 der reichsſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung vorbehaltene Recht im entſprechenden Umfange 
übertragen worden, Darlehne für welche nicht das ge: 
ſammte Vermögen und Eigenthum des Staats zur Si⸗ 
cherheit beſtellt wird, überhaupt nicht aufgenommen wer⸗ 
den können: 
bei Darlehnen für oder in Kriegszeiten die bloße Zuzie⸗ 
ziehung der Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen 
nicht ausreichend iſt, die nach dem Geſetze vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820 bei Aufnahme von Darlehnen ohne Unter 
ſchied erforderliche Zuziehung und Mitgarantie des ver⸗ 
einigten Landtages zu erſetzen; 5 ? 
auch außerordentliche Steuern in Kriegszeiten nur dann 
N e werden können, wenn die Stände vorher 
die betreffenden Geſetz- Entwürfe berathen haben. 

Ferner iſt ein ganz ähnlicher Antrag des Herrn 
Grafen von Schwerin der Abtheilung überwieſen, daß 
nämlich keine Darlehne ohne Zuziehung des vereinig⸗ 
ten Landtages angenommen werden können, und darin 
liegt eigentlich nichts weiter mit Bezug auf die Aeuße⸗ 
rung des Herrn königlichen Kommiſſars, als eine Bitte 
um in Einklangbringung der Verordnung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820 mit dem $ 9 der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
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— 


bruar d. J. Weiter lag der Abtheilung nichts vot; 


wenn auf dieſen Antrag eingegangen werden fol, fo, 
glaube ich, kann die Abtheilung wenigſtens nicht die 
9 1 treffen, daß ſie dieſen Vorſchlag nicht bera⸗ 
then hat. \ 
Marſchall: Wenn dies auch richtig iſt, ſo habe 
ich dennoch fragen wollen, ob dieſer Antrag unterſtützt 
wird, weil ich dem Urtheil der hohen Verſammlung 
nicht habe vorgreifen wollen. | 
Abgeordn. Knoblauch (Geh. Finanzrath aus Ber⸗ 
lin): Ich muß geſtehen, daß ich auf einen anderen 
Vortrag vorbereitet war, der ſich an eine frühere Er⸗ 
klärung des Herrn Landtags⸗Kommiſſarius anſchließen 
ſollte; indeſſen hat die Sache in dieſem Augenblick eine 
von ihter bisherigen Lage ganz verſchiedene Wendung 
genommen. Hierauf bin ich aber in keiner Beziehung 
vorbereitet. Auch ſuche ich vergeblich nach geeigneten 
Worten, um mein Erſtaunen auszudrücken und die 
Verſammlung auf den überaus wichtigen Umſtand auf: 
merkſam zu machen, der dadurch herbeigeführt worden 
iſt, daß der Herr Landtags⸗Kommiſſar erklärt hat, wie 
die für den in Rede ſtehenden Fall zu erwartende De⸗ 
claration ſo weit ausgedehnt werden würde, daß die 
Regierung ſich künftig nicht ſowohl die Beſtimmung 
überlaufende, binnen kuzer Zeit zu beſtreitende Ver⸗ 
waltungs⸗Schulden, was ſich, meines Erachtens, von 
ſelbſt verſtehen würde, ſondern auch die neue Einfüh⸗ 
rung ſchwebender Schulden vorbehalten hat. Was 
wird aber unter ſchwebender Schuld verſtanden? In 
dem Geſetz vom 17. Januar 1820 iſt keine Spur 
davon enthalten und wir haben es ſtets als eine Seg⸗ 
nung betrachtet, daß wir es bei uns nur mit konſoli⸗ 
dirten Schulden zu thun haben; alle unſere Beſtrebun⸗ 
gen ſind dahin gegangen, die in dieſer Beziehung be⸗ 
ſtehenden heilſamen geſetzlichen Beſtimmungen aufrecht 
zu erhalten. Nun ſoll aber dem Staate fur die Folge 
vorbehalten bleiben, auch eine ſchwebende Schuld zu 
bilden. Welch' ein weiter, unbeſtimmter Begriff! der, 
einmal eingeführt, den ganzen bisherigen Zuſtand un⸗ 
ſeres Schuldenweſens völlig verändern würde. Wir ſind 
oft vor dem Beiſpiel eines Nachbarlandes gewarnt worden, 
und nun foll auch über unſer Vaterland die unglückliche Fluth 
einer ſchwebenden Schuld einbrechen können? Ich bitte 
Sie inſtändigſt, auf das, was hierüber geſagt worden 
iſt, Ihre ganze Aufmerkſam zu richten. — Mit dem 
dem erſten Abſchnitte des von dem Herrn Abgeordne⸗ 
ten der Stadt Aachen geſtellten Antrages bin ich ein⸗ 
verſtanden, dem zweiten Theile habe ich aus innerer 
Bewegung nicht folgen können. Mein angelegentlicher 
Wunſch geht dahin: daß, falls in dem Antrage etwas 
Neues enthalten ſein ſollte, was einer nochmaligen Be⸗ 
rathung bedürfen möchte, daß alsdann auch die ihrer 
Wichtigkeit halber niedergeſchriebene Declaration des 
königlichen Herrn Kommiſſarius, welche ſo tief in das 
Weſen des Staats⸗Schulden⸗Geſetzes eingreift und da⸗ 
her nicht ſorgfältig genug berathen werden kann, eben⸗ 
falls der betreffenden Abtheilung zur gründlichen Vor⸗ 
bereitung eines Beſchluſſes überwieſen werden möge. 
Dieſe wichtige, von ſo unvergeßlichen Folgen begleitete 
Erklärung verdient dies gewiß vorzugsweiſe. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich bedauere ſehr, 
wenn ein Wort, ein unſchuldiges Wort, ein geehrtes 
Mitglied dieſer Verſammlung in ſolche Unruhe ge⸗ 
bracht hat. Ich habe, wenn ich den Ausdruck ſchwe⸗ 
bende Schuld als ein näher bezeichnendes Wort in 
Parentheſi gebraucht habe, nichts Anderes darunter 
verſtanden, als Verwaltungs⸗Schulden, weil dies doch 
wirklich ſchwebende Schulden ſind; wenn heute ein 
Miniſter einen Kontrakt abſchließt und ſich verpflichtet, - 
nach ſechs Monaten das Geld zu zahlen, ſo iſt das 
eine ſchwebende, aber keine fundirte Schuld. Ich habe 
ſchon bei einer früheren Veranlaſſung geſagt, daß wir 
dergleichen ſchwebende Schulden wenig oder gar nicht 
befäßen, weil wir gewohnt find, was wir bedürfen, 
gleich baar zu zahlen, und daß es auch nicht die Ab⸗ 
ſicht ſei, von dieſem Prinzip abzugehen. Ich habe 
heute hier erklärt, daß es keinesweges die Abſicht fei, 
dauernde unverzinsliche Schulden, wie die Kaſſen⸗An⸗ 
weiſungen, ohne Mitwirkung der Stände zu. vermeh⸗ 
ren. Darum durfte ich um ſo weniger fürchten, daß 
in dem eingeſchalteten Ausdruck „ſchwebend“ irgend 
etwas Bedenkliches oder Verfängliches gelegen habe; 
hätte ich das vorausſetzen können, ſo würde ich das 
Wort nicht gebraucht haben. Ich wiederhole alſo, daß 
nur von den ſogenannten Verwaltungs⸗Schulden, d. h. 
von Anticipationen auf kurze Zeit, die Rede iſt, welche 
das Land mit keinen neuen Laſten beſchweren. Und ich 
wiederhole daß, wenn es dazu kommen ſollte, dieſe De⸗ 
claration von Sr. Majeſtät dem Könige in authenti⸗ 
ſcher Form zu geben, dann gewiß Ausdrücke gewählt 
werden ſollen, die das geehrte Mitglied vollkommen 
beruhigen, wie denn auch etwas Beunruhigendes in 
meinen Worten nicht hat liegen ſollen. i 
Abgeordn. Knoblauch: Wenn ich mir gehorſamſt 
ein Wort erlauben darf, ſo will ich nur bemer⸗ 
ken: Der königliche Landtags ⸗Kommiſſar hat ſelbſt 
auf die Erklärung ein ſolches Gewicht gelegt, daß er 
die Güte gehabt hat, ſie ſchriſtlich abzufaſſen. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe ſie allerdings 
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ſchriftlich abzefaßt, aber erſt vor wenigen Minuten, um 
eines präziſen Ausdruckes gewiſſer zu ſein. Sie lautet: 
(Die Erklarung wird nochmals verleſen). — Findet 
nun das Wort „ſchwebende“ Anſtoß, fo verſichere 
ich, daß es in der authentiſchen Declaration nicht vor⸗ 
kommen foll. 

Abgeordn. Knoblauch: Dürfen wir von dem kö⸗ 
niglichen Herrn Kommiſſar noch eine weitere Erklärung 
über die Garantien. von denen neulich die Rede war, 
erwarten? Das würde doch weſentlich eine Abweichung 
von dem, was man möglicherweiſe unter ſchwebenden 
Schulden verſtehen könnte, enthalten. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe ſchon vorhin 
den Wunſch ausgeſprochen, daß die Verhandlungen über 
die Staats⸗Garantien vorbehalten bleiben mochten, bis 
zu dem Augenblicke, wo die Petitionen, die ſich mit iht 
ex fundamento beſchäftigen, hier zum Vortrage kom⸗ 
men werden. 


(Der Abgeordnete Naumann, Bürgermeiſter aus 
Poſen, erklart ſich hierauf für den erſten Theil des 
Amendemen ts). \ 

Abgeordn. Freiherr von Binde: Ich erkläre mich 
gleichfaus für den erſten Theil des Amendements des 
geehrten Abgeordneten für Aachen; auch würde ich nicht 
der Anſicht ſein, daß durch das Amendement, welches 
ich mir geſtern vorzuſchlagen erlaubte, und welches die 
Zuſtimmung der hohen Verſammlung erlangte, die 
Sache bereits erledigt werde. Sie würde dadurch 
erledigt werden können, wenn die Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes von 1820, welche die große Mehrzahl der Vers 
ſammlung zu hegen ſcheint, von dem Goupernement 

adeptirt würde und namentlich in der Vergangenheit 
immer adoptirt worden wäre, denn dann würde kein 
Zweifel beſtehen. Ich verſtehe unter Lan des ſchulden 
Schulden, welche das Gouvernement als ſolches macht, 
mag dafür ein Theil oder das ganze Staatsvermögen 
zur Hypothek geſetzt oder überhaupt gar keine Hypothek 
gewährt werden, mögen ſie fundirt oder nicht fundirt 
ſein, mögen fie Darlehne oder nur Garantieen ſein. 
Das iſt meine Auslegung, und bei dieſer Auslegung 
würde mit dem Worte „Landesſchulden“ die Sache 
erledigt ſein. Leider haben wir, aber nicht blos erlebt, 
daß ſeit 1820 durch die Seehandlung mehrfache Schul⸗ 
den gemacht worden ſind, — daß ferner Bautionen bis 
ſteult find, welche, wenn ſie baar eingezahlt werden, und 
deren Verzinſung übernommen wird, ganz die Natur 
von Schulden haben; — ſondern wir haben aus der 
Erklärung des Königlichen Herrn Kommiſſars ſowohl 
früher als noch in der heutigen Verſammiung entnom⸗ 
men, daß das Gouvernement eine ganz andere Ausle⸗ 
gung mit dem Worte „Stgatsſchulden“ verbindet, 
als ich ſie allein für richtig und angemeſſen haften 
kann. Um nun allen dieſen Ungewißheiten vorzubeu⸗ 
gen, wodurch, meiner innigen Ueberzeugung nach, der 
Staats- Kredit gefährdet werden muß, ſcheint es uner⸗ 
läßlich, daß durch eine ausdrückliche Interpretation, wie 
wir fie im erſten Theile des Amendements des geehr⸗ 
ten Abgeordneten für Aachen finden, dieſe Bedenken 
und Zweifel beſeitigt werden. Was die Auslegung des 
Geſetzes betrifft, ſo bin ich zwar mit dem koniglichen 
Herrn Kommiſſar, der früher auf das Wort „Dar 
leyn“ einen beſonderen Accent legte, ganz einverſtan⸗ 
den, daß allerdings nach dem Sprachgevrauche unſerer 
Geſetze unter Darlehen nur ein Mechtsgeſchäft zu ver⸗ 
ſtehen iſt, was darin beſteht, daß der Glaubiger dem 
Schuldner eine gewiſſe Summe Geldes oder überhaupt 
vertretbare Sachen gegeben hat, um ſie in derſelben 
Gattung und Summe wieder zu erhalten. Daß Dar⸗ 
lehen ein engerer Begriff von Schulden überhaupt iſt, 
das iſt juriſtiſch nicht zweifelhaft. Wenn es aber im 
‘gl. des Geſetzes heißt „Staats ſchulden oder 
Staatsſchulden⸗Dokumente,“ fo greift dieſer Ber 
Riff weit über den Begriff Darlehen hinaus. Ich 
verſtehe unter Staatsſchulden alle Verpflichtungen, 
welche der Staat eingegangen iſt, mögen ſie einen Titel 
haben, welchen fie wollen, alſo auch Garantieen, weil 
der Staat, wenn er auch blos als Bürge eintritt, doch 
eventilell ſich zur Zahlung verpflichtet. Sie find alſo 
auch eine Schuldvorpflichtung des Staates und fallen 
unter den Begriff des 9 II. des Geſetzes von 1820. 
Deshalb ſcheint es unerlaßlich, daß die Zweifel, die ber 
reits früher beſtanden, namentlich aber in der neueſten 
Zeit, in der Perſon des verehrten Mitgliedes der Haupt⸗ 
verwaltung des Staatsſchuldenweſens, welcher uns mit 
ergreifenden Worten ſeine Bedenken vorgetragen hat, 
wiederholt haben, daß dieſe Zweifel, ſage ich, durch eine 
Alerhochſte Declaration auf das bündigſte deſeitigt wer⸗ 
den. — Was den zweiten Theil des Amendements be⸗ 
trifft, ſo kann ich nur der Anſicht fein, daß, wenn 
auch dis Sache hierher gehört, was vorher durch die 
Unzerftügung des Amendements ausgeſprochen iſt, ich 
deſſenungeachtet dieſelbe hiermit nicht in Verbindung 
bringen möchte: einmal, weil es eine andete Materie 
iſt und weil es mir ſcheint, daß man dieſe ſeht erheb⸗ 
liche Frage von der Uedereinſtimmung der neueren mit 
den alteren Gefegen unvermiſcht erhalten müſſe von 
anderen Fragen, die in eine Ausdehnung unſerer Bes 
ſugniſſe hinübergreifen; und dann, weil es mit einet 
Verſammlung, wie die unſtige, die jetzt zuerſt ihre 
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Wirkſamkeit beginnt, angemeſſen erſcheint, das, was 
vorher geſchehen iſt, unberührt zu laſſen oder, um mich 
eines Sprüchworts zu bedienen, die Todten ruhen 
zu laſſen, und unter dieſen verſtehe ich nicht blos 
die vergangenen Verſtöße überhaupt, ſondern na⸗ 
mentlich diejenigen Ueberſchreitungen — ich möchte 
keinen verletzenden Ausdruck gebrauchen — der ge⸗ 
feglichen Beſtimmungen, die vor der Regierung &. 
Majeſtät des jetzigen Königs liegen und zur Zeit des 
höchſtſeligen Königs vorgekommen find, In die frü⸗ 
here Regierungs⸗Periode eines Fürften, dem wir die größte 
Dankbatkelt nach allen Richtungen din ſchuldig ſiad 
möchte ich nicht zurückgreifen und dadurch gegen die 
Pietät handeln, die ich dem Andenken des hoͤchſtſeligen 
Königs ſchuldig zu ſein glaube, wie auch gewiß die 
ganze, Verſammlung. — (Bravo!) — Dieſen Pur kt 
möchten wit alſo mit Stiuſchwelgen übergehen und uns 
auf den eiſten, entſchieden wichtigeren beſchränken. 
Abgeordn. Hanſemann: Meine Herren, den 
zweiten Theil meines Amendements, die Vergangenheit 
betreffend, habe ich nur im Iatereſſe der Finanzen ge: 
fe, weil ich die Ueberzeugung habe, daß «8 einer 
mohlgeordneten Fmanz⸗Verwaltung angemeſſen ſei, dieſe 
Angelegenheit in gleicher Weiſe, wie das übrige Schul: 
denweſen, zu ordnen. Ich gebe Ihnen zu, daß aler⸗ 
dings dieſer Theil des Amendements nicht gerade zu den 
heute in Frage ſtehenden Verhandlungen paſſe und alſo 
vorkommen kann, wenn der befondere Antrag wegen 
der Eiſendahn ⸗Garanticen zur Sprache kommen wird. 
Ich bin weit entfernt davon geweſen, der verehrten Ab: 
theilung einen Vorwurf darüber machen zu wollen, daß 
ſie den in meinem Amendement enthaltenen Gegenſtand 
nicht berührt hat, aber, nach meiner Meinung, gehört 
er doch vollſtändig hierher, wenn auch nur durch ein 
Amendement eingebracht. Denn der ganze Unterſchied 
beſteht doch nur darin, daß ich den eigentlichen Sinn 
der Worte im Geſetze, es fol kein Staatsſchulden⸗ 
Dokument irgend einer Art ausgefertigt werden, 
als mit Zuziehung der reichsſtändiſchen Verſammlung, 
ins Auge gefaßt habe, und daß nun mein Amendement 
nichts weiter iſt, als eine nähere Erläuterung zu dem: 
jenigen, was tbeils geſtern beſchloſſen, theils von der 
Abtheuung ſelbſt beantragt worden iſt. In dieſem 
Sinne alfo nehme ich mein Amende ment, und infofern 
es angenommen wird, würde is Sache der Faſſung 
ſein, dieſes Petitum zu verbinden mit dem anderen ge⸗ 
ſtern beſchloſſenen, und es auf dieſe Weiſe als eine Er: 
läuterung deſſelden dienen zu laſſen. Der Herr Land⸗ 
tags Komm ſſar hat mich mißverſtanden, wenn er ge⸗ 
glaubt hat, ich hätte auf die Schulden, die Seitens der 
Seehandlung gemacht worden find, auch die Beobach⸗ 
tung appliziren wollen, daß fie einen niedrigeren Cours 
als andere hätten; das iſt nicht von mit angeführt 
werden. Ich habe nur auf den Cours der ‚girantirten 
Eiſenbahn⸗Aktien aufmerkſam gemacht, und da muß ich 
wiederholen, daß, nach meiner Meinung, gerade der 
Umſtand, daß ein Dat Bar ein Eiſentahn⸗Papier 
geißt, keinen Unterſchied beyründen dürfte, wenn es zu 
3½% pCt. vom Staate garantiıt iſt, gegen ein anderrt 
Papiec, welches nicht Eiſendahn⸗ Papier heißt. Denn 
ſobald alle Welt es hinſichtlich der Garantie vollkom⸗ 
men gleichgeſtellt hält, fo iſt anzunehmen, daß der Cours, 
eine Kleinigkeit abgerechnet, ungefähr gleich fein würde. 
Min könnte allenfaus fügen, inſofern eine ſolche Ei: 
ſenbahn⸗Aktie noch nicht you eingezahlt wäre, wäre der 
Unterſchied dadurch begründet, daß der Eigenthümer 
auf Nachzahlungen ſich gefaßt machen muß; aber ich 
habe auf ſelche Papiere hin edeutet, die voll eingezahlt 
waren. Der Herr Landtags ⸗Kommiſſar hat es nicht 
als eine Garantie des Staats b zeichnen wollen, daß 
die Bankzettel gleich den Kaſſen⸗Anweiſungen in allen 
Staatskaſſen für voll angenommen werden müſſen; er 
dat angeführt, daß, wenn bei der Bank der ſchlimmſte 
Fall, die Jaſolvenz, einträte, der Staat nur das derlie⸗ 
ten würde, was es gerede an foihen Bankſcheinen in 
ſeinen Kiffen härte. So iſt de Sache aber nicht. 
Indem ausgeſprochen iſt, daß der Staat dieſe Bank⸗ 
zettel gleich den Kaſſen⸗Anweiſungen annimmt, hat er 
die Verpflichtung üdernommen, dies zu thun, die Bank 
mag infolvent- ſein oder nicht. Alſo könnten alle dieje⸗ 
nigen, die dergleichen Bankzettel beſäßen, auch nach der 
Inſolvenz der Bank ſie gleich den Kaſſen⸗Anweiſungen 
oem Staate in Zarlung geben. — Es kemmt aiſo in 
dieſer Beziehung, wie ich demerkt hade, im Weſentlichen 
ganz auf eins heraus, od min Kaſſen⸗ An: 
wriſungen kreict, eder od jene Verpflichtung üser- 
nommen wird. Ih glaube, daß im Augemeinen die 
Verſamm ung mu den von mir aufgeſteuten Glund⸗ 
fügen einverſtanden iſt, und ich bitte fie deshalb mie: 
derholt, meia Amendement anzunet men, d. h. den er⸗ 
ſten Thel, die Zukunft betreffend. Indem Sie dies 
thun, re ſehlen Sie gewiß nicht gegen die Enfurcht 
vor dem Tron. Denn wir ſtellen nichts, als eine 
ehefura tsvolle Bitte, und übe il ffen der Weisheit St. 
Mojeflä‘, das zu verfügen, was Allethöchſt für das Beſte 
erachtet wird. 0 785 5 
Jaſtiß Miniſter Uhden: Es iſt von einem Redner 
wiederum der Rechtspunkt zur Diskuſſion gezogen wor⸗ 
den. Wir haben in drei Sitzungen über den Rechts⸗ 


— — 


punkt geſprochen, und es haben darüber Abstimmungen 


Außerdem muß ich gegen eine 


ſtattgefunden; wenn wir denſelben wiederum zur Dies 
kuſftos jiepen wollen, fo weiß ich nicht, wann mir dieſe 
Distuſſion enden werden. Zwei Rechts Ansichten chen 
ſich gegenüber, eine Entſcheidung kann durch die, Majo⸗ 
cut det Vetſammlung unmöglich getroffen werden, MIR 
ich ſchon feüger die Esre gehabt hate zu bemerlen. 
f Aruferung Protest eins 
legen. — Es iſt namlich geäußert worden, wenn 

es recht  verftanden habe, daß nach dem Geſe des 
Stärkeren, wer die Macht hade, auch das Recht habe, 
jeto wenn es auch nicht das wahre Recht ſein ſollte, 
und es ſcheint mir beinahe, als od damit dem Goavet⸗ 
atment hätte ein Vorwurf gemacht werden fallen. Du 
gegen muß ich das Gouvernement verwahren, da 66 
einen fo.hen Grundſaßz wohl nie in Anwendung bes 
bracht hat. 5 . 

Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Da der a 
ordnete aus der Rheinproviaz den zweiten Theil sein 
Amendements, füc j et wenigſtens zurückgezogen hat, 
hade ich darauf nichts zu antworten und will mich b. 
der nur auf einen ſpeziellen Punke aus dem M — 
Theile des Amendements beſchränken. Es iſt hier n — 
Behauptung aufzeſtellt worden, daß tie Biftımmund 
wonach die Bankſcheine kei den Staatskaſſen ſtalt bas 
ren Geldes angenommen werden, eine Garantie i 
Staates für die Banknoten enthalte. Dem mo 0 
widerſptechen. —. Es handelt ſich hier nur um aus 5 
Anorbnung adminiſtrativer Natur, darüber, welche 3 
lunysmiıtel, od auch ſolche, weiche nicht in baafı 
Gelde beftehen, bei den Staatskaſſen angenommen wwe 
den ſollen. — Dies iſt eine Sache, welche die Rege 
rung zu beurtheilen hat. Es konnte daher für leb 
nur die Frage fein: Gewähren die Ban kucten, wie 1 
nach der Bankordnung ausgegeben werden, volli,e * N 
cherheit, fo daß man fie ohne Bedenken annehmen 9 
Die Regierung hat keinen Anſtand genommen, dit 
Frage zu bejahen, da dieſe Noten auf jide Weiſe ſichet 
geſtellt find und daher auch in dem unglücklichen galt, 
wenn die Bank ihre Zar tungen einftellen und liculditen 
müßte, dech für die Banknoten biateichende Beckang 
u erwarten if. Ich meine, daß mit dem Moment, 
wo die Bank zu zahlen aufhört, auch ihre Noten aufer 
umiauf treten müſſen, und die Jahaber bei dem alt 
dann einzuleitenden Liquidations⸗ Verfahren ihre Bft 
digung zu ſuchen haben, eine unbedinyte Verpflichlum 
der Staatskaſſen zur ferneren Annahme der Bantndl 
aber für dieſen Fall nicht deſteht. 

Abgeordneter Naumann (vom Platze): Von 
ten des Herrn Juſtiz⸗Weimiſtets iſt auf den S. 8 
Bezug genommen worden, weichen ich früher rt 
geſprochen habe. Es iſt mi der Vorwurf gema 
worden, als hätte ich die Frage Über den Mechtepunt 
wieder aufgenommen und zur Disiujfion gebracht, ohn 
daß es nothwendig geweſen wäre. Ich wende mich des⸗ 
bald an den Heuun Landiase:Morſchau mit ber, Bed 
ob ich dadurch gegen die Ordnung geſeclt habe? 
Marſchall: Dies wird auch nicht von dem Here 
Juſtiz⸗Miniſter behauptet worden fein. er 
Jiauſtiz Miniſter Udden: Kemes weges. Ich hate un 

5 


* 
4 


darauf aufmetklam gemacht, daß eine wenere Diskuſſi 
über den Rechispunkt zu keinem Meſultate jüpren d 
da nicht die Verſammtung, ſondern ein högeter Mich 
über die ſtreitig: Rechts⸗Anſicht definitive Eni ſchel 
wiffen könne. Ich bade mir nicht cas Recht en 
wollen, dem Redner einen Vorwurf zu u achen, 7 — 
er gegen die Didnung gefehlt habe. Das iſt mit 
in den Sinn gekommen. | von 
Adgeordn. Naumann: Ich abſtrahire a 'ſe h Dt 
und komme nun zu #irec zweiten Bemerkung. das 
err Juſtiz-Miniſter hat gemeint, ich täıte 51% 
e abgezielt, wenn ich mich auf jenen . 


* 
— 


ſpruch bezog, als hätte ich darurch gewifferm geben: 
ponitt, es habe die Krone nach dem Ausſprus r niit 
deu: Macht gede Recht. Das it mir abte 6. Wor⸗ 
in den Sinn gekommen. Ich bade mit we nen e 


ten keinen der Herren Staatsminiſter gemeint, Fern 
genthei bezogen fie fih auf die Acußscungen de Mark 
ich nicht tre, von einem Abgeordneten ag? . 
Brandenburg gemacht worden ſind. 3 
Jug Mınifhr uh den: eee 
üble ich mich allerdings gedrungen, 9 en 
a zurück unehmen, ich weiß dann abet nicht, u” 
der Vorwurf dat treffen folks 
Abgeordn. Naumann: 
durchaus kemen Werne, 2 
9 ne eng: Mein angeiegenl dh 
Wonſch märe gemein, auf keinen dre bisher eat Hi 
menen speziellen Fäne zurückgehen, da We die 
bm Auge lick duch den Heren Finanz Win aer 
beitiufige Bemerkung dis Dırın Eandtage „Komf 820 
beſtäligt worden iſt, daß die königlichen Kaſſen nch 
det Auflöſung oder einer L quidation der ige bunch, 
meht verpflichtet fein würden, die Banknoten Wel 
men, fo ertaube ich mir tie Frage, wie auf 15 dieler 
die Beflimmung fortkeſchafft werden Fand, zur Er 
Zeitel hier in allen Staatskaſſen zu jide = an 
dagren Geldes und ſtatt hehe 1 
fungen in Zahlung angenommen weren 
1 der vierten Beilage) 


n. — 
Ich wiederhole, ich babe 
Gouvernement damit 


’ 


\ 
| 


Er 
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ine ſolche Behauptung möglich if, geſtehe ich, liegt 
Wer meiner Faſſungskraft, und ich bekenne, daß eine 
lach. Erklärung leicht dazu beitragen könnte, den Staats⸗ 
MBit zu erſchättern. — (Vielſelliger Bravoruf.) — 
% handelt ſich darum, ob elne Garantie wirklich aus: 
rochen worden iſt oder nicht. Wenn dies nun auch 
der Bank⸗Ordnung nicht mit ausdrücklichen Worten 
chen, fo iſt doch faktiſch durch die unbedingte 
| ſchriebene Annahme der Banknoten In allen öffent: 
chen Kaſſen ſtatt des baaren Geldes eine ganz be⸗ 
Mmte Garantie gegeben worden. Ich ſtelle anheim, 
Ipäterpin, wenn die Frage wegen der Garantie zur Sprache 
kommen wird, dleſen damit genau verwandten Abſchnitt 
8 Gutachtens wieder ins Auge zu faſſen; indeſſen will 
ich meinerſeits nicht damit beginnen, behalte mir aber 
10 mich alsdann ausführlicher über jene Frage im 
Ugemeinen zu äußern. — (Bravoruf.) 
Finanz: Minifter von Düesburg: Da dle Frage 
en der Garantie noch beſonders zur Sprache kom⸗ 
en wird, To werde ich gegenwärtig auf eine weitläu⸗ 
ge Erörterung nicht eingehen, muß mir aber doch ger 
aten, meine Anſicht mit ein paar Worten zu recht⸗ 
bungen. Ich beziehe mich zunächſt auf die Bank⸗ 
nung ſelbſt, in dieſer iſt eine Spezlal⸗Garantie des 
Stang für die Banknoten nirgends ausgeſprochen; ſie 
it es aber für eine andere Art von Bank- Schulden 
Und zwar in Bezug auf die Depoſital⸗Kapitale. Im 
9. iſt beſtimmt, daß es hinſichtlich der Depoſital⸗Ka⸗ 
90 bei der durch die Verordnungen von 1768 und 
69 übernommenen Spezial⸗Garantie verbleibe, und 
Beſtimmungen haben längſt vor dem Staats⸗ 
i uldengeſetz exiſtirt. In Beziehung auf die Banknoten 
weiter nichts geſagt worden, als, daß ſie bei den 
aatskaſſen angenommen werden, alſo ohne Spezial⸗ 
Sanni denn fonft hätte man, da für die Bank eine 
ats⸗Garantie im Allgemeinen nicht beſteht, in den 
Weſlnmungen über die Banknoten die Garantie wieder 
au ortderg feftfegen müſſen. — Wenn der kaum denk⸗ 
Nen Fal eintreten ſollte, daß das Inſtitut zum Liqui⸗ 
n wäre, ſo wird der Stand der Sache 


r 
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herr rechtlich ſo verändert, daß ich is Au ke, daß 
A a i i 2 
A ae „Oe ig indefen eine Rechfe e, Di 
een einfache Weiſe zu beantworten iſt. Ich habe 
die Ehre gehabt, eine lange Zeit dem Stande der Ju⸗ 
diſten anzugehören, und halte dafür, daß durch eine 
e derer ee eee e debe 
ie müſſen Umlauf zu haben, 
d daß, wenn die pe en e baguet 8 auch die 
anfnoten dabei liguidirt werden müſſen. Die Spe⸗ 
Grant des Staats erſtreckt fih nur auf die bei 
N Inſtitute von den Gerichts- und Vormundſchafts⸗ 
ehörden c. belegten Depoſital⸗Gelder, 8 
Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich will noch eine Be⸗ 
ge hinzufügen. Es war von einem Ober⸗Landes⸗ 
Wen "ob dae ene eee, Summe ee 
{ er 
dead 92 in Kir en in —.— 
annehmen es e darüber mit dem 
5 Finanz Minifter korreſpondirt und in Folge deſ⸗ 
das Ober⸗Landesgericht dahin beſchieden, daß es 
fie Bankſcheine nicht unbedingt annehmen dürfe, weil 
Nicht garantirt ſeien. 
Ung altern. Knoblauch: Die gegen Verſamm⸗ 
durch ud — wer hy n dieſem en 
ie übereinſtimmende ärung zweier Herren 
ane belehrt, daß keine Verpflichtung für die könig⸗ 
m Kaſſen beſteht, die ee — 5 en 
zunehmen, und ich muß geftehen, da as 
ut erwartet hätte. Sch habe vielmehr die moraliſche 
fie pflichtung für fo bindender Natur gehalten, daß ich 
fig! höher stellte, als den todten Buchſtaben des Ge: 
i. — (sLebhafter Beifallruf.) 
er B „ 5 om ift ver behauptet — 
: ie Banknoten überhaupt nicht bei königlichen 
en anzunehmen ſeien, ſondern es war die . ob 
de ſcarantie hätten, und weil das nicht der Fall iſt, ha⸗ 
Ahne Ober⸗Landesgericht, wie gedacht beſchieden. 
kann Nordn. Hanfemann: Meine Herren! Auch ich 
über N cht umhin, meinen tiefen Schmerz auszudrücken 
Fina ie Erklärung, die wir fo eben von dem Heren 
haben Miniſter und dem Herrn Juſtiz⸗Diinzer gehört 
len ie! ein königl. Geſetz fagt: Die Banknoten 
ers zin allen Staatskaſſen ſtatt baaren Geldes beſon⸗ 
men mitt der Kaſſen, Anweifungen, in Zahlung angenom⸗ 
nt nun ben 5 auf den Banknoten ſelbſt ift dies 1 0 = 
Beſti n wir, daß trotz des klaren Wortlautes dieſer 
er ng eine ſolche Verpflichtung doch nicht 
eſtehe. Ich theile ganz die Anſicht des geehrten 
5 * at. ae Erklärungen dieſer 
1 tskre nd. 
nd Ars 2 8 55 12 in 15 
ie die rung der Erſcheinung ha⸗ 
155 garantirten Eiſenbahnpapiere nicht den näm⸗ 
ee das Putzen hei b Be 
e 
en Nat, daß feiner Zeit einmal de d 
ten, wie wir es hier gehört haben. 
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Ne 133 der Breslauer Zeitung. 
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Freitag den 11. Juni 1847. 
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wir in dieſe Matarien einmal eingegangen find, daß wir dar⸗ 
über eine offizielle Erklärung haben, ob es Intention fen ſollte, 
mit der Emiſſion ſolcher Papiere jemals vorzufchreiten; 
ſollte dies der Fall fein, fo ſcheint es mir in der Noth⸗ 
wendigkeit begründet, daß die Rathgeber der Krone ſich 
darüber ausſprechen, inwieweit ſie und wie viel von den 
Staats: Einnahmen die Verwaltung antizipiren wolle; 
denn, meine Herren, könnte man ſich denken, daß die 
Staats⸗Einnahme für ein Jahr antizipirt werden könnte 
ſo dürften die Stände in die Nothwendigkeit verſetzt 
Summe ad depositum eingezahlt werden. Das Depo⸗ werden, gegen ihren Willen oder ihre Ueberzeugung von 
ſitorium iſt aber keine Königliche Kaffe in dem angege⸗ der Nützlichkeit der Verwendung eine Staaksſchuld von 
benen Sinne, ſondern in demſelben wird Privat⸗Vermö⸗ 40, 50, 60, ja noch mehr Millionen konſolidiren und 
gen aufbewahrt, beſonders auch das von Minderjährigen. anerkennen zu müſſen, und es bliebe für den Staats⸗ 
Der Zweifel war deshalb nur der, ob die Annahme der Kredit nichts weitet übrig, dies noch überdem fo raſch 
Bankſcheine als nicht ſpeziell garantirter Papiere erfol⸗ wie möglich zu thun, um eine dergleichen ſchwebende 
gen könne. Schuld aus dem Geldmarkte wieder herauszubringen. 

Abgeordn. Graf von Saurma-Jeltſch (vom Wenn das Miniſterium von der Idee ausgeht, daß der⸗ 
Platz): In Folge der Aeußerung... (Der Finanz⸗ gleichen Schulden im Laufe der Verwaltung nothwendig 
Miniſter bittet ums Wort.) oder beabſichtigt werden, auf ähnliche Finanz⸗Maßregeln 

Marſchall: Der Herr Finanz-Miniſter hat das | einzugehen, fo bitte ich von dieſem Platze aus, daß dar⸗ 
Wort. 1 g ber eine offizielle Erklärung erfolgen möge. Indem ich 
Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Ich habe durch: mich jetzt von dem Gegenſtande abwende, obgleich ich 
aus nicht geſagt oder irgend in Frage geſtellt, daß die noch viel auf das Gehörte und namentlich in Bezug 


vollen Antrag, wie er von mir geſtellt iſt, an Se. Ma⸗ 
jeſtät zu richten und durch eine nähere Deklaration die⸗ 
fen Umſtand abzustellen. Dahin zielt mein Amendement, 
und ich bitte wiederholt es anzunehmen. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Wenn der geehrte Redner 
durch das, was ich an eführt habe, ſchmerzlich berührt 
worden iſt, ſo muß dies auf einem Mißverſtändniß be⸗ 
ruhen, und wenn ich mich nicht deutlich ausgedrückt ha⸗ 
ben ſollte, ſo bin ich gern bereit, mich näher zu erklären. 
— Es ſollte in Folge einer Subhaſtation eine bedeutende 


Banknoten nicht bei allen Staatskaſſen in Zahlung an⸗ auf die Erklärungen, welche wir über die Verhältniſſe des 


genommen werden müßten, ich habe nur geſagt, daß fie | Bank⸗Inſtituts und feinen rechtlichen Verpflichtungen den 
nach der Bankordnung vom 5. Oktober v. J. eine Spe⸗ | Theilnehmern wie dem Volke gegenüber zu erwiedern 
ial⸗Garantie des Staats nicht hätten, es iſt nur einer hätte, fo muß ich doch dies aus ſchon Eingangs erwähn⸗ 
rt von Bankſchulden, den Depoſitengeldern, eine ſolche Gründen unterlaſſen, kann aber nicht umhin, auf 


Garantie gewährt. Die Frage reduzirt ſich alſo darauf, die große Gefahr aufmerkſam zu machen, welche die 


Ich mache bei 


Be⸗ 


inge ausgelegt iſter 
enn währt werden und neue nöthig ſind, ohne den Aus 


777 fo find es die heutigen Verhandlungen, decken zu können aus den kurrenten Einnahmen. 
zur dringenden Pflicht machen, den ehrfurchts⸗ ſcheint mir von der größten Wichtigkeit zu fein, nachdem 


wie wird das Verhältniß ſich ſtellen, wenn der unglück⸗ 
liche Fall jemals eintreten ſollte, daß die Bank genöthigt 
wäre, ihre Zahlungen einzuſtellen und zu liquidiren? Es 
fragt ſich, ob in dieſem Falle die Verpflichtung der Staats⸗ 
kaſſen zur Annahme der Banknoten fortbeſtehen bliebe? 
Das iſt eine Rechtsfrage, und ich glaube ſie, wie vor⸗ 
her geäußert, beantworten zu müſſen. Es iſt dies aber 
allerdings ein Gegenſtand, der eine viel tiefere Erörterung 
erfordert, als hier möglich iſt. Ich bemerke aber, und 
das bleibt immer ſtehen, daß die Spezial⸗Garantie, wie 
ſie einer einzigen Klaſſe von Bankſchulden, nämlich den 
Obligationen über Depoſitalgelder, gewährt worden, den 
Banknoten im Geſetz nicht ertheilt iſt: und kann danach 
die Anordnung, nach welcher die eine beſondere Sicher⸗ 
heit gewährenden Banknoten bei den Kaſſen angenom⸗ 
men werden, im Weſentlichen nur für eine Verwaltungs⸗ 
Anordnung angeſehen werden. 

Graf von Saurma-⸗Jeltſch (vom Platz): In 
Folge der Aeußerung des geehrten Abgeordneten aus 
Aachen über den Cours der vom Staate garantirten 
Eiſenbahn⸗Actien erlaube ich mir anzuführen, daß mir 
zufällig ein Courszettel aus Breslau vorliegt, nach wel⸗ 
chem die Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Actien zu 104%, 
pCt. geſucht, wogegen die Staatsſchuldſcheine für 93% 
pCt. ausgeboten waren. N g 

Abgeordn. Sperling (Bürgermeiſter aus Königs⸗ 
berg): Die Worte, welche auf den Bankſcheinen ſtehen, 
find deutlich genug; dieſe ſollen nach denſelben zu jeder 
Zeit von den Königlichen Kaſſen angenommen werden. 
Ich kann mir daher nicht denken, daß irgend jemals ein 
Gerichtshof eine Königliche Kaſſe von der Annahme die⸗ 
ſer Bankſcheine entbinden würde, ſelbſt wenn ein Zah⸗ 
lungsunvermögen der Bank eintreten ſollte. Jedoch find 
ſchon die Erörterungen, welche hierüber ftattgefunden- ha⸗ 
ben, bedauerlich genug. Ich will ſie nicht fortſetzen und 
begebe mich daher des Wortes. N 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Wenn ein Zweifel darin 
geſetzt wird, ſo begreife ich das nicht; ich habe erklärt, 
daß dies geſchehen iſt, und ich muß erklären, daß nicht 
die Frage von Königlichen Kaſſen war, ſondern von De⸗ 
poſitorien. Ich muß alſo bitten, dies wohl zu unter⸗ 
ſcheiden. 

Abgeordn. Sperling: Ich habe meinerſeits eine 
eben ſo beſtimmte Anſicht geäußert, jedoch nicht von dem 
Depoſitorium, ſondern von den Königlichen Kaſſen. 

Abgeordn. Milde (aus Breslau): Noch krank und 
heiſer, muß ich die verehrte Verſammlung bitten, es mir 
zu geſtatten, nicht ſo laut zu ſprechen, wie es eigentlich 

eſchehen ſollte, und ich würde ihre Nachſicht nicht in 
nfpruch genommen haben, wenn nicht von Seiten des 
Miniſtertiſches eine Aeußerung gefallen wäre, die mir 
höchſt bedenklich zu ſein ſcheint, und für welche ich eine 
offizielle, genaue Definition möchte provozirt haben. Es 
hat nämlich der Herr Königliche Kommiſſar im Eingange 
der Debatte davon geſprochen, daß er eine große Diffe⸗ 
renz mache, zwiſchen einer fundirten Schuld und einer 
En en erwaltungs⸗ oder unfundirten Schuld. 
eine Herren! Eine Adminiſtrations-Schuld, das heißt 
eine Schuld, welche die Verwaltung im Laufe ihrer Ge⸗ 
ſchäfte nöthig hat, iſt eine ſolche, wie ſie in mehreren 
großen Ländern und namentlich in Frankreich und Eng⸗ 
land repräſentirt find, durch die Billeis du trésor und 
die exchequer bills. Es iſt in jenen Ländern oft vor⸗ 
gekommen, daß man dieſe Papiere, nachdem fie zu. einer 
gewiſſen Höhe angewachſen, zu konſolidirten Schulden 
hat umwandeln un, und es ift dies immer dann 
geſchehen, wenn der Geldmarkt der Art war, keine höhere 


unfundirte Schuld tragen zu können, oder überhaupt, 


wenn die Kredite erſchöpft waren, welche dort von Sei⸗ 
82 
all 
Es 


ten der Stände dem Miniſterium oder der Krone 


jetzige Lage der Bankfrage für das Volk im Allgemei⸗ 
nen hat. 

Landtags⸗Kommiſſar: Wir find aufgefordert 
uns darüber zu äußern, ob es in der Intention des Gou⸗ 
vernements liege, das in Frankreich und England ange⸗ 
nommene Syſtem der Ausgabe von Billets du trésor und 
exchequer bills anzunehmen. Ich erkläre, daß dies nicht 
in der Intention des Gouvernements liegt, daß dies viel⸗ 
mehr die Abſicht hat, bei der bisherigen guten Sitte zu 
beharren, die Ausgaben möglichſt nach den Einnahmen 
zu bemeſſen. Dennoch glaube ich, daß, wenn uneinge⸗ 
ſchränkt beſtimmt würde, daß das Gouvernement keinerlei 
Art von Schulden ohne Berufung des vereinigten Land⸗ 
tags übernehmen könne, daraus in einzelnen Fällen Ver⸗ 
legenheiten entſtehen könnten, von denen ich vorausſetze, 
daß die hohe Verſammlung ſie ſelbſt nicht will. Ausge⸗ 
nommen von der ſtändiſchen Mitwirkung ſollen daher nur 
olche Verwaltungsſchulden ſein, welche das Gouvernement 
durch Anticipation der Staats-Revenüen auf kurze Zeit 
zu machen ſich in der NM befinden möchte, 
ohne deshalb das Land mit neuen aſten zu beſchweren. 
— Sollte dagegen die Finanzverwaltung jemals dieſe 
Anticipationen ſo weit ausdehnen, daß ſie die Zuſtim⸗ 
mung des Landtages zu deren Fundirung beantragen 
müßte, dann allerdings würde dieſelbe der Vorwurf treffen, 
das Geſetz verletzt zu haben. — Ich glaube nur noch 
mit wenigen Worten auf die unangenehme Materie der 
Bankſcheine zurückkommen zu müſſen. Es iſt hier das 
Wort gefallen, daß die heutige Diskuſſion dem Cours 
dieſer Papiere einen Stoß verſetzen würde. Ich glaube 
dies zwar nicht, wäre dies aber richtig, ſo wäre es als 
ein Unglück zu betrachten. Es frägt ſich alſo, was iſt 
zu thun? Zunächſt müſſen wir die Sache nochmals ins 
Auge faſſen. Im Geſetz iſt allerdings unterſchieden zwi⸗ 
ſchen denjenigen Schulden der Bank, für welche der 
Staat Garantie leiſtet les find dies die deponirten Kapi⸗ 
talien) und zwiſchen ſolchen, für welche der Staat keine 
förmliche Garantie übernommen hat (die Bankſcheine). 
Dagegen ſtehr in dem Geſetz, daß die Bankſcheine von 
allen öffentlichen Kaſſen als baar angenommen werden 
ſollen, und damit dieſe Beſtimmung die größtmöglichſte 
Verbreitung erhalte, iſt ſolche auf den Scheinen ſelbſt 
abgedruckt. So lange dieſe Vorſchrift beſteht, ſo lange 
hat ſie unbedingte Geltung; das, u ich, wird auch 
der Finanz⸗Miniſter anerkennen. Wenn alſo der ganz 
unerwartete Fall eintreten ſollte, daß die Bank liquidiren 
müßte, ſo würden dann allerdings anderweitige geſetzliche 
Vorkehrungen getroffen werden müſſen, — denn ich glaube 
nicht, daß man wünſchen kann, der Staat müſſe auch 
dann noch und für immer die Scheine als baar in den 


— 


Kaſſen annehmen; ich glaube namentlich nicht, daß man 


dieſe Vorſchrift auf diejenigen Vorräthe ausdehnen könnte, die 


ſich bei der Bank ſelbſt befinden. Laſſen Sie uns aber dieſe 
unwahrſcheinlichen, faſt unmöglichen Eventualitäten nicht 
näher unterſuchen, laſſen Sie uns daran feſthalten, daß das 
Geſetz beſteht, wonach die Bank ſcheine als baar in den Königl. 
Kaſſen angenommen werden müſſen, daß dieß Geſetz un⸗ 


weifelhaft volle Wirkung hat, und daß dadurch der 
— Hegen wir 


Pari⸗Cours derſelben hintänglich geſichert iſt.— 
nun Alle den Wunſch, daß durch dieſe Discuffiion der Cours 
der Bankactien und überhaupt der Kredit der Bank nicht ge⸗ 
fährdet werde, fo knüpft ſich daran die Andeutung, daß 
dleſe fpezielle Discuſſion über die Bankſcheine vielleicht 
aus dem Protokolle wegzulaſſen ſei. 


Abgeordn. Milde: Ich wollte mit dagegen erlau⸗ 


ben, zu bemerken, ein Geheimniß von 500 Perſonen 
iſt, wie der Herr Landtags⸗Kommiſſar mir zugeben wird, 
kein Geheimniß mehr. Nach den Erklärungen, welche 
hier gegeben worden ſind, glaube ich, wird es im Ge⸗ 
| gentheil, wenn auch nur theilweſſe, zur Beruhigung des 
Publikums dienen, wenn die ganze Debatte in extenso 


* 


— 


abgedruckt wird. — (Mehrere Mitglieder schließen ſich 
dieſer Anſicht an.) 


Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe den Ausweg |. 


nur angedeutet. Iſt die Verſammlung der Anſicht, daß 
die vollſtändige Veröffentlichung der Verhandlungen dem 
Kredite weniger ſchade, als die Nichtveröffentuuchung, fo 
will ich meine Andeutung in dieſer Beziehung nicht 
weiter verfolgen. 

Marſchall: Der Herr Landtags⸗Kommiſſar würde 


ohnehin das Recht gehabt haben, diefe Diskuſſion nicht 


zu veröffentlichen; er dat ader darüber die Meinung der 
hohen Verſammlung vernehmen wollen; ich frage des. 
halb, ob die Verſammlung der Meinung iſt, daß die 
Debatte geheim gehalten werden ſoll. Diejenigen, welche 
es wünſchen, bitte ich aufzuſtehen. — (Es erhebt ſich 
nicht die erforderliche Zahl.) — Die Frage iſt ver⸗ 
neint. 

Abgeordn. Camphauſen (Präſident der Handels⸗ 
Kammer aus Köln): Meine Herten! Ich wünſche den 


zuletzt verhandelten Gegenſtand mit der Zurückga e tung 


anzugreifen, die er erfordert; ich kann aber der Anſicht 
des Herrn Landtags Kommiſſars, daß es nützlich fein 
könne, ihn in dem gegenwärtigen Stadium zu belaffen, 
nicht beltreten, im Gegentheil bin ich der Meinung, er 
fet fo weit gefördert, daß nun auch eine vollſtändige 
Löſung deſſelden erfordertich wird, wenn «8 gleich nicht 
möglich fein möchte, fie heute zu finden. Es find Er: 
klärungen von Seiten zweier Herten Minifter gegeben, 
welche ich rechtlich nicht für richtig anſehen kann. Es 
iſt dagegen von dem Herrn Landta,s : Kommiffar eine 
Erklärung gegeben worden, welche den Erklärungen ſei⸗ 
ner beiden Herten Kollegen widerſpricht. Wir müſſen 
darüber zu einer Löſung gelangen, weil, wie leid es mit 
thut, es auszusprechen, der Kıedit der Bank durch den 
heutigen Vorgang erſchüttert werden könnte, und weil 
auch das Land und der Handelsſtand im Lande das 
Recht haben, genau zu wiſſen, in welchem Verhältniſſe 
ſie zu der königl. Bank ſtehen, um ſo mehr, als die⸗ 
ſelbe theilweiſe ein Staa sinſtitut iſt. Ich würde das 
her erwarten, daß die hohe Verſammlung damit ein⸗ 
verſtanden ſei, dieſen Gegenſtand näger zu erörtern, 
entweder bei der noch bevorſtehenden Frage in Bezie⸗ 
bung auf den Antrag über die Staats = Garantie oder 
bei der ebenfalls bevorſtehenden Frage üder Privat: 
banken. Ich glaube, es iſt nöthig, daß auch die Her⸗ 
ren Miniſter vorher gründlich erörtern, welche Ecklärun⸗ 
gen fie über dieſen Punkt zu geben haben. Ich mache 
noch darauf aufmerkſam, daß keineswepes blos der von 
dem Herrn Finanzminiſter erläuterte Fal ins Auge zu 
faſſen iſt, wo heute die Bankſcheine von den königlichen 
Kaſſen genommen würden und morgen die Bank im 
Stande der Inſolvenz ſich befinden würde. Es llegen 
noch viele Fälle dazwiſchen. Die Geſchichte der Ban⸗ 
ken lehrt uns, daß häufig Umſtände eintreten, wo die 
Noten zur Einlöſung ſich andrängen. In ſolchen Fäl⸗ 
len kann es dahin kommen, daß man im Publikum 
elne Note von 100 Thalern etwa für 99 verkaufen 
möchte. Dann iſt nichts natürlicher, als daß man fie 
wo möglich an die Staatskaſſen bringt, und ob für 
einen ſolchen Fall die Noten Geltung haben ſollen oder 
nicht, muß klar ausgeſprochen ſein. Ich ſetze alſo vor⸗ 
aus, daß die Verſammlung damit einverſtanden ſei, 
daß der Gegenſtand nicht heute, ſondern ſpäter gründlich 
erörtert werde. 

Marſchall: Ich finde den Antrag des geehrten 
Redners für ſehr angemeſſen, den ſpeziellen Fall der 
Verhältniſſe der Bank für jetzt auf ſich beruhen zu laſ⸗ 
fen, da es ſpäter noch Gelegenheit giebt, ſich darüber 
ausſprechen zu können, und daß wir jetzt zum eigentli⸗ 
chen Gegenſtand der Debatte zurückkehren. 
Finanz⸗Miniſter: Ich kann dies nur wünſchen; 
ich habe vorhin ſchon bemerkt, daß der praktiſche Punkt 
der Frage ein ſolcher ſei, der nicht ſo gleich und ſo 
leicht abgethan werden kann. Ich habe bemerkt, daß 
die Banknoten bei allen königlichen Kaſſen angenom⸗ 
men werden müſſen, und habe nur beigefügt, daß eine 
Spezial⸗Garantie dieſen Noten nicht beigelegt iſt, wie 
aus den von mir angeführten Beſtimmungen der Bank⸗ 
Ordnung folgt. Die Annahme der Banknoten bei al⸗ 
len königlichen 1 ſteht jetzt auf keine 55 in 
Frage; und wenn je der Fall einer Einſtellung der Bank⸗ 
zahlungen eintreten ſollte, ſo iſt dies ein Gegenftand, 
welcher alsdann einer ſpeziellen Behandlung vorbehalten 


bleibt. 


Marſchall; Es ſind noch mehrere Redner, die 
ſich gemeldet haben. Ich will übrigens die hohe Ver⸗ 
ammlung dahin vernehmen, ob ſie, wie ſich vielfältig 
ndgiebt, den Schluß der Debatte wünſcht. — (Die 
Majorität der Verſammlung ſpricht ſich für den Schluß 
aus.) — Nun werde ich den erften Theil des Antrags 
des Herrn Abgeordneten Hanſemann und, wenn Ne 
die Majorität nicht erhalten follte, den Antrag der Ab 
zeilung zur Abſtimmung bringen. Es wird nöthig 
ſein, dieſen erſten Theil des Antrages nochmals zu ver⸗ 
leſen. — Ganſemann verlieſt ſofort denſelben. ) 
Marſchall: Diejenigen, welche für das Amende⸗ 
ment ſtimmen, bitte ich, aufzuſtehen. 
Es iſt mit mehr als zwei Drittel der Stimmen 
angenommen. Wir fahren fort. 0 
Referent von der Schulenburg (lieſt)) 
H. Der 5 9 der Verordnung vom 3. Februar 
1847 über die Bildung des vereinigten Landtages ge⸗ 
währt den Petenten noch in anderer Beziehung ein 
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Moment, in welchem fie die Geſetzgebung vom 3. Fe⸗ 


bruar 1847 nicht in Einklang mit der früheren hal⸗⸗ 
ten zu können glauben. — Es wird behauptet, daß 


nach dem Geſetze vom 22. Mai 1815 und 5. Juni 
1823 der Beirath zu allen Geſetzen, die ſich auf 
Steuern, ſei es Schaffung neuer oder Aenderung der 
alten, beziehen, ſeien es direkte oder indirekte, jeden⸗ 
falls der reichsſtändiſchen Verſammlung, alſo jetzt 
dem vereinigten Landtage gebühre, und daß von die⸗ 
ſen Steuern überhaupt keine ausgenommen werden 
könnten, wenn man die frühere Geſetzgebung nicht 
alteriren wollte. Der § 9 nimmt aber ausdrücklich 
die Eingangs-, Ausgangs: und Durchgangs ⸗Zölle, fo 
wie diejenigen indirekten Steuern, aus, deren Sätze 
auf Uebereinkunft mit anderen Staaten beruhen, 
ſteht daher im Widerſpruch mit dem § 4 des Geſetzes 
vom 22. Mai 1813, welches der künftigen Verſamm⸗ 
lung der Landes⸗Repräſentanten den Beirath oder die 
Beiſtimmung ganz allgemein, ohne Ausnahme, als 
Gegenſtand ihrer Wirkſamkeit zuweiſt. — Es wurde 
auch bei dieſer Veranlaſung darauf hingewieſen, daß 
die Krone befugt erachtet werden müſſe, die verhei⸗ 
* Rechte nach und nach zu ertheilen, und darin, 
aß ſolches nicht mit einemmale geſchehen, noch keine 
Rechtsverletzung zu finden ſeiz daß vom Standpunkte 
der praktiſchen Nützlichkeit ſich große Bedenken über 
die Einholung des Beiraths zu allen Aus⸗ und Ein⸗ 
und Durchgangs ⸗Zöllen erheben ließen; indeſſen konnte 
die Frage: 
Iſt die Abtheilung der Anſicht, daß den Ständen 
auf Grund der Verordnung vom 22. Mai 1815 
und Artikel III. Nr. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 
1823 das Recht zum Beirath hinſichtlich aller 
Steuer⸗Geſetze ohne Ausnahme zuſtehe? 
nur bejaht werden, und an dieſe Frage reihete ſich 
die zweite: 
Iſt die Abtheilung der Anſicht, daß eine Declara⸗ 
tion reſp. Abänderung des $ 9 des Geſetzes v. 3. 
Febr. d. J. über Bildung des vereinigten Landtages 
zu erbitten ſei, welche außer Zweifel ſetze, daß 
das Recht des ſtändiſchen Beiraths üver alle 
Steuer⸗Geſetze dem vereinigten Landtage zuſtehe? 
welche ebenfalls bejaht wurde. Dies Konkluſum der 
Abtheilung erlaubt ſich dieſelbe der hohen Verſamm⸗ 
lung zur Anerkennung zu empfehlen. 


Marſchall: Ich eröffne hierüber die Debatte. 


Abgeordn. Göllner (Erbſcholtelbeſ. aus Schleſien): 
Ich muß mich der Anſicht der Abtheilung, daß alle 
Steuern zur Berathung der Stände kommen, durchaus 
anſchließen. Es find fo viele Gegenſtände der indirek⸗ 
ten Steuer unterworfen, daß es den Behörden faſt 
unmöglich iſt, alle dieſe Steuern richtig zu normiten, 
Ich will nur eins anführen, nämlich die Beſteuerung 
des inländilchen Zuckers von Runkelrüben. Die Run⸗ 
keltüden⸗Zuckerfabtiken, die in den öſtlichen Provin⸗ 
zen erſt ſeit einigen Jahren entſtanden ſind und noch 
im Entstehen find, bedürfen des Schutzes, aber nicht 
der Beläſtigung. Sie ſind ſehr nothwendig zu erhal⸗ 
ten, denn ſie beſchäftigen eine Menge von Arbeitern, 
welche die Landwirthſchaft und die Gewerbe zu beftimm: 
ten Zeiten — namentlich im Winter — entbehren. 
Tauſende von Menſchen würden im Winter gänzlich 
ohne Brod ſein, wenn ſie nicht in dieſen Fabriken 
Unterhalt und Belohnung fänden. Dieſe Fabriken find 
noch in anderer Hinſicht nützlich, denn ſie erhalten dem 
Lande die Millionen, die jährlich für ausländiſchen 
Zucker ins Ausland gehen. Ich glaube daher, der 
Gegenſtand iſt wichtig genug, um hier zur Sprache ge⸗ 
bracht zu werden. 


Landtags⸗Kommiſſar: Das Geſetz von 1823 
hat den ſtändiſchen Beirath zu allen Veränderungen in 
Beziehung auf die Steuergeſetze erfordert, und es hat 
dieſen Beirath an die Provinzial⸗Stände ſo lange über⸗ 
tragen, bis künftig ſtändiſche Central⸗Verſammlungen 
kreirt werden würden. Das Recht dleſes ſtändiſchen 
Beiraths iſt in demſelben Umfange, wie es damals den 
Provinzial⸗Ständen gegeben wurde, nunmehr, ſo weit es 
ſich von allgemeinen Steuer⸗Geſetzen handelt, auf die 
Central: Stände übergegangen. Das findet ſich in 
dem betreffenden Paragraphen der Verordnung vom 
3. Februar d. J. deutlich ausgeſprochen; wenn aber 
darüber noch Zwelfel beſtehen, fo findet eine De: 
claration keinen Anſtand. Es hat durchaus nicht 
in der Abſicht gelegen, in dieſer Beziehung durch das 
neue Geſetz irgend eine Reſtriktion zu machen; das ein⸗ 
zige Neue, was die Geſetze vom 3. Februar in dleſer 
Bezlehung enthalten, beſteht darin, daß des Königs Ma⸗ 
jeſtät in Beziehung auf die nicht ausgenommen Steuern 
die Erhöhung oder neue Einführung von der ſtändi⸗ 
ſchen Einwilligung abhängig gemacht hat. Nur 
eine Erweiterung und nicht die entfernteſte Schmälerung 
des beſtehenden Rechtes hat durch das Geſetz vom 3. 
Februar herbeigeführt werden ſollen. 

(Nachdem ſich noch die Abgeordneten Schauß und 
von der H.ydt hatten vernehmen laſſen, erhob ſich 
mehrfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort ver⸗ 
langt, ſo ſchließe ich die Debatte und ſtelle zur Frage, 
ob der Vorſchlag der Abtheilung angenommen werden 
ſoll. Er lautet ſo: (Der Sekretär verlieſt den Vor⸗ 
ſchlag.) — Diejenigen, welche dem Antrage beitrten 
wollen, bite ich aufzuſtehen. Wird mit mehr als zwei 
Deltel der Stimmen angenommen. — Der Here Re⸗ 
ferent wird fortfahren. 

Referent von der Schulenburg (lieft vor): 

Es ſind aber noch weiter gehende Anträge der Pe⸗ 
tenten, welche auch von einem großen Theile der Ab: 


* 


ſchiedenen Geſandten verſammelt waren, un tante f 


theilung unterſtützt 8 in Erwägung gezogen, 
nämlich dahin gehend: | 
900 — . — auch ein Recht der Steuer e, 
willigung für alle Steuern unzweifelhaft zustehe. 

Die Anſicht wurde dadurch unterſtützt, 8 
fat allen Landestheilen der Monarchie früher den 
Ständen das Steuer⸗Bewilligungs⸗ Recht DUB 
ſtanden habe, daß ſolches überhaupt niemals aulge⸗ 
hoben ſei. Es wäre dieſes Recht in mehe⸗ 
ren Landestheilen, namentlich in den Landen Jülich, 
Berg und Chur⸗ Mainz bis zur franzöſiſchen au 
fion, und in der Ober⸗Lauſitz faktiſch bis zum Jab zit 
1815 ausgeübt, von dieſem letztgenannten Landes 
auch eine deſondere Proteſtation gegen die Aufhebung 
eingereicht, den integrirenden Theilen der 
Provinz aber durch das Beſigergreifungs⸗ Patent vos 
5. April 1815, worin es worin es wortlich heißt:“ 

Die Steuern ſollen mit Eurer Zuziehung regulif 

und feſtgeſtellt werden und nach dem algen 

auch für meine übrigen Staaten zu entwerfend 

Plan, 
ausdrücklich zugeſichert. 

Man muſſe hiernach das den Ständen vu 
das vom 3. Febtuar 1847 verliehene Glen | 
willigungsrecht als zu beſchränkt gegeben aneh 
indem von den Steueru in indirekten —.— 
ausgeſchloſſen ſeien, den Ständen ſtehe aber nach be⸗ 
oben allegirten Geſetze unzweifelhaft das Stach 
willigungs⸗Recht für alle Steuern zu, und zwar n iz 
blos für neue, ſondern auch für die beſtehenden. on 
Dagegen wurde von der anderen Seite und jet UT, 
einem Mitgliede, weiches ſich auf provinzielles 2545 
Bewilligungsrecht bezogen hatte, geltend gemachl, 
das Steuer ⸗Bewilligungsrecht üderall nirgend ınts 
Reichsſtanden verheißen oder zuerkannt fei, daß yam 
liche frühere Gefege immer nur von Zuziehung 2 
Beirath der Stände ſprachen, daß auch nur das 2 
„Zuziehung“ in dem Beſitzergreifungs⸗Patent 
5. Apr 1815 gebraucht ſei, in dem Worte Wing 
ziehung“ aber nimmer der Begriff der Zuſtimme 01 
zu ſuchen ſei. Im Gegentheil haben Se. Mole 
der König aus unumſchrankter Machtvoukommeſga 
den Ständen durch das Geſetz vom 3. Februar inden 
nur mehr gegeben, als ſie verlangen konnten, u 
ihnen in gewiſſer Beziehung eine Zuſtimmung nn 
Steuern gegeben ſei. Man verlaſſe durchaus 4 
Rechtsdoden, wenn man das Steuer: Bemitigußl, 
recht für alle Steuern in Anſpruch nehmen wolle, un 
konne daſſelbe, wie Alles, ein Gegenſtand der 1900 
tion, nie aber der Gegenſtond einer Forderung 9 00 
die Krone fein, und muſſe man ſich dieſer Ausleben 
auf das beſtimmteſte widerſetzen. — Wenn man 
das zurückgehen wolle, was den Ständen früher F 
geſtanden habe, fo würde man die ganze Geſetz gebn 
von 1815 bis auf die neueſte Zeit in Frage fielen 
und jedenfalls alles Fundament verlieren, abgeſcheg 
davon, daß man die Geſetze vom 22. Mai 1515 9) 
17. Januar 1820 und 5. Juni 1823 bisher field 
neueſte Fundamental⸗Geſetze, und mit Recht 4.4 506 
ſehen habe; wie denn auch zu erwägen fei, da 
Geſetz vom 22. Mai 1815 ſpäter, als das ag 
Beſitzergreifungs⸗ Patent, emanirt wäre. — Die 
ſichten blieben durchaus unvereinbar und wurde 
die geſtellte Frage: 10 

Iſt die Abtheilung der Anſicht, daß aus der 

ren Gefeggebung und Verfaſſung, fo wie aus 

Beſitzergreifungs⸗Patenten für die neu⸗ und wine 

erworbenen Provinzen, ein Recht zur Such, 

willigung als Rechts ⸗Anſpruch hergeleitet 


25 


den kann? 
55 a Stimmen bejaht und von acht Stimm 
erneint. . 
Es war alſo die Abtpeilun ein be 
ſtimmtes Petitum Pb, A 
Abgeordn. Flemming. Meine Herren! — 


Gegenſtand der gegenwärtigen Berathung betrifft: n 
Antrag von mir, und deßhalb erlaube ich mir, d 
näher zu motiviren. Bei Gelegenheit der a d nett 
war es mir nicht vergönnt, mich über diejenigen mit 
auszuſprechen, worin das Patent vom 3. 80 
den früheren Geſetzen nicht in Einklang z 
weil ich zur Zahl derjenigen gehörte, die ſich 


iſt, das iſt das Steuer⸗Bewilligungsrecht, was 1 Maße 
Here dem aun 


gedehnteſten Sinne des Wortes in Anfpruch eh 


feſtgeſtellt wurden 
Hardenberg, der im oa, 


präſentanten⸗Verſammlung folgendes fagte: gl. 


‚Provinzial: Anfichten treten nden, 
ringende Nothwendigkeit DOEHEN hen 
die neuen 5 
die M er- Sh 
deer Hätte 
ehört haben, ehe er ſolches feſtgeſett ziel, 
ie Gerathung mit Ze jegt beitehenden 3 die 
Ständen würde aber weder dazu geführt tte ſie ein 
Meinung der Nation zu erfahren, noch ban, 
den Zweck erfüllendes Reſultat liefern können e ver 
Späterhin, ais auf dem wiener Kongre Grund 


4 


füge einer ſtändiſchen Verfaſſung fezuſtellen, 


erklärte am 21. Oktober 1814 ere 
ö den dieſer Grundſätze müſſen 


die Steuer⸗Bewilligung als ein Recht der Stände an, 
und es wurde daſſelbe als Minimum betrachtet. Der 
preußiſche Geſandte, im Vereine mit dem e 

nter o⸗ 


unterzeichnete darauf 
beſtehen, daß künftig in Deutſchland 


=; 1) die Rechte beftimmt werden mögen, die den deut⸗ 


1 ſchen Unterthanen von altersher mit Recht zuge⸗ 
1 ſtanden haben; x 
2) daß es ausgeſprochen werden möge, daß die auf 
Geſetzen und Verträgen beruhende Territorial⸗Ver⸗ 
faſſung unter Vorbehalt der nöthig werdenden Mo⸗ 
diſikationen beſtehen ſolle; 
3) daß da, wo keine ſtändiſche Verfaſſung geweſen, für 
die Folge als Geſetz erklärt werde, daß die Ein⸗ 
willigung der Stände: ! . 
a) zu den aufzulegenden Steuern erforderlich ſei; 
b) daß ſie ein Stimmrecht bei neu zu verfaſſenden 


Geſetzen; 
e) die Mitaufſicht über die Verwendung der zu 
bewilligenden Steuern haben ſollen; 
a) daß ſie berechtigt ſind, im Fall der Malverſa⸗ 
7 tion die Beſtrafung ſchuldiger Staatsdiener zu 
begehren. g 
Endlich erklärte der Fürſt Staatskanzler, daß hier: 
don eine Mittheilung und Abſchrift an alle Bevoll⸗ 
mächtigte abgehen ſollte. So weit waren damals die 
Vorberathungen gediehen; darauf folgte das Beſit⸗ 
nahme⸗Patent der verfchiedenen neuen Provinzen, dar 
unter der Rheinprovinz. In dieſem Patent heißt es 
ausdrücklich: „Die Steuern ſollen mit eurer Zuziehung 
kegulirt und feſtgeſtelt werden nach einem allgemeinen, 
auch für meine übrigen Staaten zu entwerfenden 
Plane.“ Das Patent vom 9, Februar ſagt aber: Nur 
in dem Falle, wenn neue Steuern kreirt werden ſol⸗ 
len oder beſtehende erhöht, dann ſoll die Zuſtimmung 
der Stände eingeholt werden. Unter allen Umftänden, 
wenn auch die Finanzlage eine fo günſtige wäre, daß 
eine Steuer⸗Verminderung eintreten könnte, wenn die 
Staats⸗Einnahmen die Bedürfniffe des Staates bei 
weitem üderſteigen, dann würde den Ständen nicht 
einmal das Recht zuſtehen, Steuerverminderungen be 


ſchließen zu können, und das, glaube ich, iſt unter den 


Worten „feftftellen und reguliren“ nicht zu verſtehen. 


Unzmeif.thaft iſt es, daß die meiſten deutſchen Staaten 


war es Gebrauch, 


das Steuerbewilligungsrecht im ausgedehnteſten Sinne 

habe haben. Ich will nicht zurückführen auf die 

träge, die zwiſchen Fürſt und Volk beſtanden. Da 
daß ehe der Fürſt gehuldigt wurde, 
mußte er die Rechte des Volkes beſchwören, erſt dann 
Wurde er gehuldigt. — Hierauf geſtützt, erlaube ich mir 
der Abthellung gegenüber folgendes Amendement vor⸗ 


zuſchlagen: 
Sr. Mazeſtät ehrfurchtsvoll die Bitte vorzutragen 
ure Mee geruhen mögen, dem vereinig⸗ 


ten Landtage das Steuerbewilligungsrecht für alle 
ſowohl direkte als indirekte 8 Nen digt zu 
bewilligen, ſo wie demſelben zugleich das Recht einzu⸗ 
räumen, eine Steuer⸗Verminderung zu beſchließen, im 
Falle die Finanzlage des Staates ſolche geſtattet und 
die Staats⸗Einnahme die Bedürfniſſe deſſelben weit 
berſteigen. 

Marſchall: Ich frage die hohe Verſammlung: 

Findet das Amendement Unterftügung? — (Geſchieht 

inreichend.) 


A Referent von der Schulenburg: Ich wollte mir 
Mi Referent die Bemerkung erlauben, daß ein fo be⸗ 
Mmt formulirtes Petitum in der Petition des Abgeord⸗ 
eten nicht enthalten ift, und daß die Abtheilung ſich nur 
dieſem Beſchluß dadurch ermöglicht ſah, daß in der 
* btheilung ſelbſt ein ungefähres Petitum aus der Peti⸗ 
Ang eſucht wurde. So beſtimmt formulirt war 
nicht. 


d 


fü Abgeordneter von Flemming: Aus Rückſichten 
ür den Ausſpruch der Abtheilung finde ich mich ver 
Baht, auf mein Amendement zu verzichten, eine direkte 
Bitte an Se. Majeſtät zu richten, und der Anſicht 
u Abtheilung beizutreten, daß die Verſammlung ſich 

08 darüber erklären möge, ob das Steuer⸗Bewilli⸗ 
Jungs⸗Recht uns zuſtehe. 


Referent: Im Namen der Abtheilung muß ich 


— 
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Amendement für den Augenblick zurückgezogen; ich 
weiß nicht, was darunter zu verſtehen iſt: ob es mor⸗ 
gen oder übermorgen wiedergebracht werden ſoll. 
Geichen der Verneinung von Seiten des früheren 
Redners). 
Der Ausdruck lautete: Ich will mein Amendement 
für den Augenblick zurückziehen; ich bitte mir über den 
| Sinn dieſer Worte eine Belehrung aus. 
Aü'geordn. von Flemming: Meine Meinung ging 
dahin, mein Amendement jetzt zurückzunehmen, um es 
beim nächſten Landtage wieder geltend zu machen. Ich 
bitte, meine Worte nicht falſch zu deuten. 
Landtags-Kommiſſar: Hiermit bin ich völlig 
befriedigt, übrigens habe ich den Sinn nicht gedeutet, 
ſondern ich habe bloß nach demſelben gefragt. 
Marſchall: Der Herr Antragſteller hat ſein Amen⸗ 
dement zurückgenommen, und ich habe zu fragen, ob 
es von anderer Seite wieder aufgenommen wird? Da 
dies nicht geſchieht, ſo gehen wir weiter. 
Referent (lieſt vor): 
1) Endlich mußte noch der Theil des § 9 in der 
Verordnung vom 3. Februar 1847, welche der Do⸗ 
mainen und Regalien gedenkt, in Erwägung gezogen 
werden. — Derſelbe iſt beſonders in der Petition des 
Abgeordneten Grafen von Schwerin als ein Gegen⸗ 
ſtand des Bedenkens und Zweifels hingeſtellt. — Pe⸗ 
tent führt an, daß die Garantie von Staatsſchulden 
auch weſentlich durch den Beſtand des Staatsvermö⸗ 
gens bedingt ſei, und aus dieſem Grunde könnten auch 
die Verfügungen über die Einkünfte und die Subſtanz 
der Domainen nicht gänzlich der Cognition und 
Mitwirkung der Stände entzogen werden, wie 
dies im Sinne des der Verordnung über 
die Bildung des vereinigten Landtags zu fein 
ſcheine, weshalb er die Erbittung einer authen⸗ 
tiſchen Deklaration dahin dem vereinigten Landtage 
anheimgebe, daß jeder Zweifel über das Verhältniß 
der Domainen unmöglich bleibe. — Die Abtheilung 
konnte nicht verkennen, daß dieſer Theil des § 9 als 
lerdings nicht deutlich geſaßt ſei und man nicht ent⸗ 
nehmen könne, in welcher Abſicht in dieſem Paragra⸗ 
phen, der nur von der Beſteuerung rede, der Do⸗ 
mainen und Regalien gedacht ſei. Sie war indeſſen 
der Anſicht, daß mit Rückſicht auf das Hausgeſetz vom 
13. Auguſt 1713, das Geſetz vom 6. November 1809 
und das Geſetz vom 17. Januar 1820 über die Sub: 
ſtanz und die Reventen der Domainen nicht ohne 
Zuſtimmung der Stände disponirt werden könne. — 
Wenn nun der königl. Herr Landtags⸗Kommiſſarius 
ausdrücklich erklärt habe, daß die Krone in keiner 
Weiſe die Abſicht gehabt habe, durch das Geſetz vom 
3. Februar 1847 irgend etwas zu verändern, ſo ſchien 
es der Abtheilung, da fie die Faſſung des $ 9 der 
Verordnung vom 3. Februar 1847 nicht für zweifels⸗ 
frei hielt, gerathen, darüber eine Deklaration zu er⸗ 
bitten, und bejahte die demnächſt geſtellte Frage: 
ft die Abtheilung der Anſicht, Se. Majeſtät um 
eine Deklaration des $ 9 zu bitten, durch welche 
außer Zweifel geſtellt werde, daß mit Rückſicht auf 
die frühere Geſetzgebung in den rechtlichen Ver⸗ 
0 der Domainen und Regalien nichts ges 
ndert, ſo daß die Mitwirkung der Stände, welche 
aus der die Domainen betreffenden früheren Ge: 
ſetzgebung zu begründen, ungeſchmälert fei? 
einſtimmig. — Danach ſtellt die Abtheilung dem ho⸗ 
hen Landtage die weitere Beſchlußnahme anheim. 
Marſchall: Verlangt Jemand das Wort darüber? 
Landtags⸗Kommifſar: Ich kann nur die früs 
here Erklärung wiederholen, daß der $ 9 durchaus nicht 
die Abſicht gehabt hat, in Beziehung auf die rechtlichen 
Verhältniſſe der Domainen irgend eine Art von Verän⸗ 
derung herbeizuführen; ich glaube auch nicht, daß eine 
ſolche Abſicht hineingedeutet werden kann, weil nichts wei: 
ter darin ſteht, als daß die Beſtimmungen des Para: 
graphen weder auf die Subſtanz, noch auf die Reve⸗ 
nüen der Domainen Anwendung finden ſollen. Ich 
gebe zu, daß man fie hätte ganz übergehen können; 
daraus aber, daß zur Vermeldung des Mißverſtändniſ⸗ 
ſes, als hälte der Paragraph auch Bezug auf die Do⸗ 
maſnen und die Regalien, eine negative Andeutung hin: 
zugefügt ift, kann nicht geſchloſſen werden, daß der Par 
ragraph einen Einfluß auf die Rechtsverhältniſſe der 
Domainen und Regalien daben ſollte. Wenn aber, wir 
ich jetzt vernehme, ſelbſt nach der Anſicht der Abtheilung 


Nam, daß ein ſolches Petitum, wie der Redner aus- | darüber noch Zweifel beftehen, fo wird, wie ich früher 


Amadergeſebt hat, gar nicht vorliegt, ſondern es iſt der 
Was geſtellt, daß Se. Majeſtät der König gebeten 
Da das Steuer⸗Bewilligungs⸗Recht anzuerkennen. 
dert eine Theil der Abtheilung hat ſich dafür, der an⸗ 
ken dagegen erklärt, und es hat alſo die Abtheilung 
daß eſtimmtes Petitum abgeben können. Ich glaube, 
es doch einiger Anfechtung unterliegen werde, daß 
erſammlung eine ſolche Anſicht dagegen oder da⸗ 
fein usſpreche, der Zweck kann gegenwärtig nur der 
aber eine Petition einzureichen oder keine einzureichen; 
Ba Ausſpruch allgemeiner Grundſätze iſt nicht 
e des hohen Landtags. 
bgeordn. Hanſemann: Ich ſchließe mich der 
t des Herrn Referenten an, daß die Sache ge: 
banden der Lage bleibe, wie ſie in der Abtheilung ver⸗ 
werwelt worden iſt, daß darüber kein Beſchluß gefaßt 
Oie 0b die Meinungen darüber bleiben, wie ſie ſind. 
fie (z onnen getheilt fein in dieſer Verſammlung, wie 
Niger. der Abth ilung geweſen find, — und da der 
do 5 nete der Rheinprovinz ſein Amendement zurück⸗ 
eledi bat, fo glaube ich, daß der Gegenſtand hiermit 
den fein wird. 


An 
un 


lun nPtag8:Rommiffar: Ich bitte, eine Frage 
dürfen. Der geehrte Abgeordnete hat ſein 


erklärt habe, eine authentiſche Interpretation in dieſem 
Sinne gewiß nicht verſagt werden. 
(Ruf zur Abſtimmung.) 

Aͤbgeordn. von Sauden (vom Platz): Ich bitte, 
ein paar Worte vom Platz ſagen zu dürfen. Wir ver⸗ 
trauen gewiß Alle den Worten, die wir gehört, unbe⸗ 
dingt; aber Worte verfallen, Menſchen ſtehen und fal⸗ 
len, die Stände, ihren König umſtehend, aber nicht; 
daher iſt die königl. Erklärung nothwendig, und ich bin 
der Meinung, daß mir nun nicht weiter über den Un: 
trag abſtimmen, fondern nur den lönigl. Kommiſſar 
biiten, daß wir dieſe Deklaration erhalten, dann brau⸗ 
chen wir nicht mehr uns in einer Petition an den Ko: 
nig noch beſonders deshalb zu wenden. 

(Ruf zur Abſtimmung.) 


Abgeordn. von der Heydt: Ich ſetze «ben fo. we⸗ 
nig Zweifel in die Aeußerung des königl. Kemmiſſars, 
als der letzte Redner gethan hat; aber ich mache dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß wir gerode bei den gegenwärtigen 
Verhandlungen ſchon mehrere Deklarationen faſt eins 
ſtimmig erbeten haben, namentlich vorhin, wo eine ähn⸗ 
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werden follte, um fo eher, da wr gewiß fein können, 
daß die Bitte nicht unangenehm aufgenommen werde. 
Ich trage deshalb darauf an, daß dem Votum der Ab⸗ 
theilung Folge gegeben werde. 
(Ruf zur Abſtimmung.) 
Marſchall: Ich ſchlleße die Diskuſſion und werde 
den Antrag der Abthellung zur Abdſtimmung bringen: 
es iſt folgender: 5 N 
Referent (verlieht die Frage): a 
„Iſt die Abtheilung der Anſicht, Se. Majeftät um 
eine Declaration des $ 9 zu bitten, durch welche au⸗ 
ßer Zweifel geſtellt werde, daß mit Rückſicht auf die 
frühere Geſetzgebung in den rechtlichen Verhältniſſen 
der Domainen und Regalien nichts geändert, fo daß 
die Mitwirkung der Stände, welche aus der die Do⸗ 
mainen betreffenden früheren Geſetzgebung zu begrün⸗ 
den, ungeſchmälert ſei? 
Marſchall: Diejenigen, welche dem Antrage bei⸗ 
treten wollen, bitte ich, aufzuſtehen. — (Der Antrag 
wird faſt einſtimmig angenommen.) 
Referent (verlicft.) t 

K. Der Abgeordnete Graf von Schwerin hat 
ferner den Antrag geftellt, daß Se. Majeftät gebeten 
werden möge, daß, da die Wahlen zu den ſtaͤndiſchen 
Ausſchüſſen und den ſtändiſchen Deputationen für das 
Staatsſchuldenwefen nur deshalb nicht dringend ges 
boten ſei, weil Se. Majeſtät den Landtag durch die 

Botſchaft vom 22. April d. J. dahin beſchieden hät⸗ 
ten, daß Allerhöchſtdieſelben den vereinigten Landtag 
binnen vier Jahren wieder verſammeln wollen, ven 
dieſen Wahlen für dieſen Landtag Allergnädigſt ab⸗ 
zuſehen. — Der Antrag fand, mit Rückſicht auf die 
oben vorgefchlagenen Bitten und in Erwägung der 
obwaltenden Verhältniſſe, in der Abtheilung vielſeiti⸗ 
gen Anklang und ergab ſich bei der Abſtimmung über 
die Frage: A 

Will die Abtheilung vorſchlagen, Se. Majeſtät zu 

bitten, mit Rückſicht auf die bereits formirten An⸗ 

träge und namentlich auf die zugeſicherte Wieder⸗ 
berufung des vereinigten Landtages binnen vier 

Jahren die Wahlen zu den verenigten Ausſchüſ⸗ 

ſen und den ſtändiſchen Deputationen für das 

Staatsſchuldenweſen für jetzt ausſetzen zu laſſen? 
daß ſie von 15 Stimmen bejaht und von 2 Stimmen 
verneint wurde. { 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort bar: 
über? — (Es meldet ſich Niemand.) — Da Niemand 
das Wort verlangt, ſo werde ich den Antrag der Ab⸗ 
theilung, wie er verleſen iſt, zur Abſtimmung beingen, 
und ich bitte diejenigen, welche ihn annehmen wollen, 
aufzuſtehen. 

(Wird mit überwiegender Stimmenmehrheit angenommen.) 

Referent: 

L. Endlich findet ſich in einer Petition der An: 
trag, den Ständen das Recht zur Kontrole des Staats⸗ 
haushalts zu gewähren. — Dieſer Antrag wird in 
einem beſonderen Gutachten bei Gelegenheit einer 
anderen Petition ſeine Erledigung finden. 

M. Der Abgeordnete Hirſch hat in feiner Peti⸗ 
tion den Antrag geſtellt, daß Se. Majeſtät gebeten 
werden möge, die Verfaſſungsgeſetze ohne Zuſtim⸗ 
mung der Stände nicht zu ändern. — Da der 
Antragſteller bei der Berathung dieſer Petition 
ſelbſt gegenwärtig war und ſich überzeugte, daß 
den Ständen das Recht des Beirathes in dem Ge⸗ 
ſetze ausdrücklich verwilligt fei und dadurch der Zweck 
ſeines Antrages faktiſch ſeine Erledigung finden werdez 
ſo war die Abtheilung der Anſicht, daß ein Grund, 
auf dieſen Antrag näher einzugehen, nicht weiter 


vorliege. 0 

Abgeordn. von Brünneck: Meine Herren! J 
vorliegenden Falle ſcheint mir ein Irrthum zu Grunde 
zu liegen von Seiten der Abtheilung, und ich glaube, 
daß der Antragſteller volkommen Grund gehabt hat, die: 
ſen Gegenſtand zur Sprache zu bringen. Die Abthei⸗ 
lung hat ſich dahin geäußert, daß dle Zuſicherung, auf 
welche der Petent ſeinen Antrag gerichtet hat, bereits 
in dem Geſetz enthalten ſel; das iſt aber nicht der Fall. 
Ich muß darauf aufmerkſam machen, daß in der Vers 
ordnung vom 3. Februar $ 12 ausdrücklich geſagt iſt: 
„Sollten Wir Uns bewogen finden, den ſtändiſchen Beſ⸗ 
rath bel ſolchen Aenderungen der ſtändiſchen Verfaſſung 
zu erfordern, welche nicht, als die Verfaſſung einer ein⸗ 
zelnen Provinz betreffend, von dem Landtage dieſer 
Provinz zu berathen ſind, ſo werden Wir ein ſolches 
Gutachten nur von dem vereinigten Landtage einfor⸗ 
dern u. ſ. w.“ Daraus ſcheint mir doch unzweifelhaft 
hervorzugehen, daß die gewünſchte Zuſicherung nicht ber 
ſteht; in unſeren provinzialſtändiſchen Geſetzen iſt fie ent? 
halten in Betreff aller der Abänderungen, die mit der 
provinzlalſtändiſchen Verfaſſung vorgenommen werden 
dürften, und ich glaube, daß dieſem ganz analog eine 
gleiche Abſicht auch in Betreff unſerer gegenwärtigen 
allgemeinſtändiſchen Verfaſſung vorgemaltet hat, daher 
hier nut ein Redaktions- Fehler vorwaltet. Ich hoffe, 
daß der Herr königliche Kommiſſarius uns in dieſer Be⸗ 
ziehung eine genügende Erklärung geben wird. 

Landtags⸗Kommiſſar: IH bin nicht im Stande, 
die Interpretation einer fo wichtigen Frage des Geſetzes 
zu geben. Glaubt die hohe Verſammlung, daß darin 
Zweifel beſtehen, fo möge fie den Weg wählen, welcher 
geeignet fein könnte, dieſe Zweifel in authentiſcher Wiife - 
zu beſeitigen. 

Referent von der Schulenburg: Ich wollte dem 
geehrten Mitgliede aus Preußen nur erwiedern, daß dle 
Abtheilung ſich jeder Aeußerung über das Petitum ent⸗ 


liche Deklaration des königl. Kommiſſars erfolgt war. | halten hat, und zwar aus dem Grunde, well der An⸗ 
Ich ſehe alſo nicht ein, warum ein Unterſchied gemach tttagſteller die Petition, fo wie im Gutachten aufgenom⸗ 


— 


men, erlautert hat. Die Abthellung und Jeder in det 


Abtheilung war ſich ſehr wohl bewußt, was den Gtän- 
den bis jetzt zuſteht. Der Antragſteller gab ſeine Er⸗ 
klärung zur Erläuterung feiner Petition, und der Refe⸗ 
rent hat ſelbſt die Worte fo aufgeſchrleben, wie fie er: 
läutert wurden; da ſomit die Petition ihre faktiſche Er: 
ledigung gefunden hatte, ſo hörte die Verpflichtung der 
Abtheilung auf, ein beſonderes Peritum in Vorſchlag 
zu bringen. Die Abtheilung war, glaube ich, deshalb 
um ſo bereſtwillſger, ſich bei dieſer Erklärung des An: 
tragſtellers zu beruhigen, weil ſämmtliche übrigen Vor⸗ 
N welche in dem Gutachten enthalten find, nur 

echte betreffen, über die in der früheren Geſetzgebung 
und in den Patenten vom 3. Februar d. J. Zweifel 
ſtattſinden ſollten, während wir hier ein ganz neues 
Recht haben zur Behandlung. Wir würden alfo 
über den Charakter der früheren Petitionen völlig 
hinausgehen. 


— Abgeordn. Sperling: Ich will der Abtheſlung 
durchaus keinen Vorwurf machen. 
Volk der Krone gegenüber irgend als Rechts = Subjekt 
gelten, wenn von einer Verfaſſung Überhaupt die Rede 
fein fol, fo dürfen ſtändiſche Geſetze nicht einſeitig ge: 
ändert werden; dieſer Grundſatz iſt in dem Geſetze vom 
5. Juni 1823 ausgeſprochen. Wir haben denſelben in 
Bezug auf die ältere ſtändiſche Geſetzgebung bereits gel⸗ 
tend gemacht, indem wir Petitionen an die Krone ge⸗ 
tichtet haben, jene Geſetze, inſowelt fie durch das Pa⸗ 
tent vom 3. Febiuar gekränkt worden, wieder zu voller 
Geltung zu bringen. Wir verfahren alſo nur konſe⸗ 
quent, wenn wir auch in Beziehung auf die Verord⸗ 
nungen vom 3. Februar an Se. Majeftät den König 


die Bitte richten, daß die Rechte, welche den Ständen 


durch diefelben eingeräumt find, nicht einſeitig geändert 
werden. Ich ſchließe mich deshalb der Petition des 
Abgeordneten Hlefch an. 

Marſchall: Der Antrag war von den Petenten 
zurückgenommen worden und ift daher von der Abthei⸗ 
lung nicht befürwortet. Ehe ich denſelden zur Bera⸗ 
thung ſtellen kann, muß ich nach dem Reglement fd: 
gen, ob er die nöthige Unterſtützung in der Verſamm⸗ 
lung findet. — (Geſchieht hinreichend.) * 

Aibgeordn. don Brünneck (Provinzial⸗Landtags⸗ 
Marſchall der Provinz Preußen): Ich habe nur mes 
nige Bemerkungen zu machen. Ich bin nicht geneigt, 


f bier ein Recht in Anſpruch zu nehmen. Dieſes Recht, 


welches in der provinzialſtändiſchen Geſetzgedung enthal⸗ 
ten ſſt, bezieht ſich nur allein auf Abaͤnderungen, die 
in Betreff der provinzialſtändiſchen Verfaſſung vorge⸗ 
nommen werden könnten; aber ich glaube, daß auch 
für den vereinigten Landtag analog daſſelbe Recht in 
Anſpruch genommen werden kann, und daß es analog 
den provinzialſtandiſchen Geſetzen auch im Sinne des 
Gouvernements gelegen haben wird, dem vereinigten 
Landtag ein gleiches Recht einzuräumen, daher ich nicht 
bezweifle, daß Se. Majeſtät der König geruhen werde, 
ſich dabin deſtimmt zu erklären, daß, wenn irgend eine 
Veranlaſſung ſich ergeben folte, eine Abänderung in un⸗ 
ſerer allgemeinen Berfaffung vorzunehmen, dieſe nicht 
anders als mit dem Beirath des vereinigten Landtages 
erfolgen werde. g 


Abgeordn. Naumann: Dem Antrage, wie er in 
der Petition des Abgeordneten Hirſch entwickelt worden 
iſt, und wie er aus dem Abtheilungs⸗Gutachten hervor⸗ 
geht. muß ich mich anſchließen. Allerdings beſtimmt 
der § 12 des Geſetzes vom 3. Februar d. J., daß der 
vereinigte Landtag mit ſeinem Beirath gehört werden 
ſoll; aber die Faſſung dieſer Beſtimmung läßt offenbar 


* 


Wenn aber das 
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zu, daß auch eine Veränderung in den ftändifden Ge⸗ 
fegen eintreten könne, ohne Beiralh der Stande. Ich 
bitte, die Worte genau zu erwägen. Es heißt im Ge⸗ 
ſetz: „Sollten Wir Uns bewogen finden, ſtändiſchen 
Beirath über ſolche Aenderungen der ſtändiſchen Ver⸗ 
foffung zu erfordern u. . w.“ — Der Gegenſatz würde 
ſein: Sollten wir uns nicht bewogen finden, den ſtän⸗ 
diſchen Be,rath zu fordern, fo wird fie auch nicht vom 
allgemeinen Landtage eingebolt. Ob dieſer Sinn hat 
hineingelegt werden ſollen und hineingelegt werden wird, 
laſſe ich ganz dab ing eſtellt fein; aber wenn es ſich um 
Interpretation von Geſetzen handelt, dann kann die 


bloße Frage des Vertrauens nicht die entſcheidende fein, 


Die Aufgabe der Geſitzgebung ſehe ich nicht als eine 
Vertrauens⸗Aufgabe an, ſondern — und ic bitte in 
dieſe Aeußerung nicht etwa einen Sinn hinein zu brin⸗ 
gen, der mir in der That fremd iſt — die Aufgabe 
der Geſetzgebung ſſt, das Mißtrauen zu befeitigen, Ver: 
letzungen vorzubeugen. Iſt dies aber die Aufgabe, dann 
müſſen auch die Geſetze ſo gefaßt ſein, daß ſie einer 
doppelten Deutung nicht fähig ſind. Das iſt der eine 
Grund, weshalb ich mich der Petition anſchlleße. Aber 
die Petition geht noch in einer anderen Beziehung wei⸗ 
ter, fie verlangt nicht bloß ſtändiſchen Beirath, ſondern 
ſtändiſche „Zuſtimmung.“ Inſofern ſich die Zuſtim⸗ 
mung bezieht auf die Geſetzgebung vor dem 3. Febr. 
d. J., muß ich der Petition aus den ſchon in den 
Geſetzen ſelbſt liegenden Gründen beiſtimmen, denn ich 
habe vorhin zu entwickeln geſucht, daß dieſe Geſetze, 
meiner Anſicht nach, nicht anders geändert werden kön⸗ 
nen, als unter „Zuſtimmung“ der Stände. Was aber 
die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. betrifft, auf 
welche in dieſer Beziehung die früheren Geſetze nicht 
anwendbar ſind, ſo muß ich die Geſetzgebung für kom⸗ 
petent erachten, auch über die Bedingungen, unter 
welchen dieſe neuen Verordnungen geändert wer⸗ 
den können, neue und andere Beſtimmungen zu geben, 
wie fie $ 12 enthalt. Dagegen dalte id aus 
den vielfach entwickelten Gründen, nämlich aus Grün⸗ 
den der Nützlichkeit und Nothwendigkeit, die beantragte 
Petition für erforderlich. Eine ſtändiſche Verſammlung 
ohne das Recht, bei Abänderung oder Aufhebung der 
ſtändiſchen Geſetzgebung mit ihrem Rathe nicht blos 
ſondern mit ihrer Zuſtimmung gehört zu werden, kann 
nicht rechtlich beftehen, nicht geſichert fein. Denn, wir 
wollen den äußerften Fall ſetzen, die Krone beabfichtige, 
die ſtändiſchen Körperſchaften aufzuheben; ſie fragt die 
Stände um ihren Rath; fie ertheilen den Beirath, 
und ich will den Fall ſetzen, ſie ſagen nein. Der bloße 
Beirath bindet die Krone nicht, und es wird alſo, trotz 


des Beirathes der Stände, die Krone in der Lage ſein, 


ſie aufzulöſen. Darum ſtimme ich auch in Beziehung 
auf die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. dem An⸗ 
tragſteller bei. 5 
Abgeord. von Manteuffel: Ich kann der De⸗ 
duction des geehrten Herrn Abgeordneten, der ſo eben 
den Platz hier verlaſſen hat, durchaus hier nicht bei⸗ 
treten. Derſelbe hat geſagt, das Gouvernement müſſe 
ſich hüten, auch in der Faſſung der Geſetze Mißtrauen 
zu erregen. Ich bemerke aber dazu, man muß ſich 
davor hüten, immer gleich mit Mißtrauen an ein ge⸗ 
gebenes Gefeg zu gehen. Es iſt nun hier aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 2 deduzirt worden, daß eine Alterna⸗ 
tive oder ein Gegenſatz darin ausgeſprochen ſei. Das 
ſteht aber im Geſetz nicht im allerentfernteſten, ſondern, 
wie ich es leſe, iſt der Gegenſatz zwiſchen dem vereinig⸗ 
ten und dem Provinzial⸗Landtage gemacht: einmal ſoll 
der vereinigte Landtag und das anderemal der Pro⸗ 
vinzial⸗Landtag gefragt werden. Es iſt eine allgemeine 
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Regel, daß ohne Beirath überhaupt kein Geſetz gef 
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‚dert wird, weiches die Perſon und das Eigenthum be⸗ 


trifft. Darum ſtimme ich der Abtheilung bei. 
Watgroenn, Frhr. von Vincke: Ich kann dem 
verehrten Mitgliede, welches eben den Platz verläßt, 
durchaus nicht beiftimmen. Ich bin der Anſicht, daß 
zwar eine Auslegung des Paragraphen dahin möglich 
iſt, daß der Ausdruck: „Sollten Wir Uns e 
finden, den ſtändiſchen Beirath einzuholen,“ ein logi⸗ 
ſcher Sprung wäre. Es könnte darin liegen: Sollten 
Wir Uns bewogen finden, die ſtändiſche Geſetzgebung 
zu ändern und in dieſem Falle den erforderlichen fäns 
diſchen Beirath einzuholen u. ſ. w. — Jedenfalls! 
aber auch eine andere Auslegung möglich, nämlich die, 
welche das geehtte Mitglied für Poſen angedeutet sr 
um alſo jeden Zweifel abzuſchneiden, ſcheint es — 
durchaus nöthig, eine ganz klare Faſſung an die Ste 
der unklaren zu ſetzen. Fu 
Im Uebrigen iſt aber das verehrte Mitglied nich 
auf den folgenden Theil der Aeußerung des vorlezten 
Redners eingegangen, welche dahin ging, daß der Be # 
rath nicht genüge, ſondern ausdrückliche Zuſtim 
mung der Stände erforderlich ſei. Wenn wir e 


ſolche Beſtimmung in den provinzialſtändiſchen Geſeten 


vermiſſen, fo haben wir uns deshalb allenfalls beruh 
gen können, weil den Provinzialſtänden nicht fo well 
liche Rechte verliehen ſind, daß wir deshalb hätten 
denklich fein können. Aber hier, wo es um Vertretun 
des ganzen Landes ſich handelt, meine ich, wenn unfert 
ftändifchen Rechte irgend einen Werth haben ſollen, 
müſſen fie den Werth haben, daß ohne unſere Zuſtin 
mung auch kein Titelchen verloren oder abgeändert 
werden kann. Denn wenn es blos in der Macht der 
Krone liegt, ſelbſt gegen unſeren Beirath dennoch 
Geſetz zu änderen, dann weiß ich nicht, wie wir ir 
ein Recht noch behalten wollen. Das ſcheint mir 
das Fundament der ſtändiſchen Rechte, welche 
Jahrhunderten in Deutſchland exiſtirten, zu ſein, daß 
ſie immer als eine Art Vertrag zwiſchen Krone und 
Volk angeſehen wurden. Nach meiner Anſicht if 6 
überhaupt ein Grundſatz des allgemeinen Staatsrecht, 
daß, ſobald der Souverain ſich in der Lage befun 
hat, irgend einen Theil der Souverainität zu limiti 
dadurch, daß er den Ständen gewiſſe Rechte verliehen 
hat, ohne ihre Zuſtimmung nichts davon zurückgenom 
men werden kann. Der Anſicht bin ich ſowohl in 
ziehung auf das Geſetz vom Jahre 1820, als in Be 
ziehung auf das vom 3. Februar. Ich würde zu 10 
für angemeſſen gehalten haben, dieſen — wie foll 
ſagen — kitzlichen Punkt gar nicht zu berühren; be 
er aber berührt ift, fo ſcheint es mir nothwendig, 3. 
ausdrücklich ausgeſprochen werde, das Geſetz vom 
Februar könne ohne Zustimmung des vereinigten L 
tags nicht geändert werden, und darauf trage ich 6% 
Abgeordn. Naumann: Der Herr Abgeordnete 
meine Worte ganz falſch verſtanden. Ich hade die A 
ſicht nicht ausgeſprochen, wie fie der Herr Redner 
in den Mund legt. und ich glaube, daß mir auch die, 
Niemand zutrauen wird. Ich habe geſagt, der ar 
gebung liege die Verpflichtung ob, in den Gefegen Miß 
verſtändniſſe zu beſeitigen und das Mißtrauen zu DE 
Zu denjenigen, welche die Ausführung der Geſethe 
beſorgen haben, hege ich das größte Vertrauen. 


(Schluß folgt.) 
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